SachsBO

Bekanntmachung
der Neufassung der Sachsischen Bauordnung

Vom 11. Mai 2016

Auf Grund des Artikels 2 des Gesetzes vom 16. Dezember 2015 (SachsGVBI. S. 670; 2016 S. 38) wird
nachstehend der Wortlaut der Sachsischen Bauordnung in der seit 1. Januar 2016 geltenden Fassung
bekannt gemacht. Die Neufassung bericksichtigt:

1. den teils am 26. Juni 2004, teils am 1. Oktober 2004 und teils am 1. Juli 2005 in Kraft getretenen
Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Mai 2004(SachsGVBI. S. 200),

2. den am 1. August 2008 in Kraft getretenen Artikel 8 des Gesetzes vom 29. Januar 2008
(SachsGVBI. S. 102),

3. den am 28. Dezember 2009 in Kraft getretenen Artikel 2 des Gesetzes vom 13. August 2009
(SachsGVBI. S. 438),

4. den am 5. Juni 2010 in Kraft getretenen Artikel 2 Absatz 8 des Gesetzes vom 19. Mai 2010
(SachsGVBI. S. 142),

5. das am 29. Oktober 2011 in Kraft getretene Gesetz vom 4. Oktober 2011 (SachsGVBI. S. 377),

6. den am 1. Marz 2012 in Kraft getretenen Artikel 23 des Gesetzes vom 27. Januar 2012
(SachsGVBI. S. 130),

7. den am 1. Mai 2014 in Kraft getretenen Artikel 4 des Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 238,
322),

8. den am 1. Januar 2016 in Kraft getretenen Artikel 1 des eingangs genannten Gesetzes.
Dresden, den 11. Mai 2016

Der Staatsminister des Innern
Markus Ulbig

Sachsische Bauordnung
(SéchsBO) !
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Teil 1

Allgemeine Vorschriften

§1
Anwendungsbereich

(1) Dieses Gesetz gilt fur bauliche Anlagen und Bauprodukte. Es gilt auch flir Grundstlicke sowie fur
andere Anlagen und Einrichtungen, an die in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes
Anforderungen gestellt werden.

(2) Die Vorschriften der Teile 1 bis 5 und des Teils 7 dieses Gesetzes gelten nicht fir
1. Anlagen des 6ffentlichen Verkehrs einschlieBlich Zubehér, Nebenanlagen und Nebenbetriebe,
ausgenommen Gebaude;
2. Anlagen, die der Bergaufsicht unterliegen, ausgenommen Gebaude;

Leitungen, die der 6ffentlichen Versorgung mit Wasser, Gas, Elektrizitat, Warme, der 6ffentlichen
Abwasserentsorgung oder der Telekommunikation dienen;

Rohrleitungen, die dem Ferntransport von Stoffen dienen;

Krane und Krananlagen;

Messestande in Messe- und Ausstellungsgebauden sowie

Regale und Regalanlagen in Gebauden, die nicht Teil der Gebaudekonstruktion sind oder keine
ErschlieBungsfunktion haben. 3

No vk

§2
Begriffe

(1) Bauliche Anlagen sind mit dem Erdboden verbundene, aus Bauprodukten hergestellte Anlagen. Eine
Verbindung mit dem Boden besteht auch dann, wenn die Anlage durch eigene Schwere auf dem Boden
ruht oder auf ortsfesten Bahnen begrenzt beweglich ist oder wenn die Anlage nach ihrem
Verwendungszweck dazu bestimmt ist, Gberwiegend ortsfest benutzt zu werden. Bauliche Anlagen sind
auch

1. Aufschuttungen und Abgrabungen;
Lagerplatze, Abstellplatze und Ausstellungsplatze;
Sport- und Spielflachen;
Campingplatze, Wochenendplatze und Zeltplatze;
Freizeit- und Vergnligungsparks;
Stellplatze fur Kraftfahrzeuge;
Geruste sowie

8. Hilfseinrichtungen zur statischen Sicherung von Bauzustanden.
Anlagen sind bauliche Anlagen und andere Anlagen und Einrichtungen im Sinne des § 1 Absatz 1 Satz 2.

No vk WwN

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 21.12.2018 Seite 4 von 50


https://www.revosax.sachsen.de/#FNID_3

SachsBO

(2) Gebaude sind selbststandig benutzbare, Uberdeckte bauliche Anlagen, die von Menschen betreten
werden kdnnen und geeignet oder bestimmt sind, dem Schutz von Menschen, Tieren oder Sachen zu
dienen.

(3) Gebaude werden in folgende Gebaudeklassen eingeteilt:

1. Gebaudeklasse 1:

a) freistehende Gebaude mit einer Héhe bis zu 7 m und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von
insgesamt nicht mehr als 400 m? und

b) freistehende land- oder forstwirtschaftlich genutzte Gebaude;

2. Gebdudeklasse 2:
Gebaude mit einer Hohe bis zu 7 m und nicht mehr als zwei Nutzungseinheiten von insgesamt nicht
mehr als 400 m?;

3. Gebdudeklasse 3:
sonstige Gebaude mit einer Hohe bis zu 7 m;

4. Gebaudeklasse 4:
Gebaude mit einer Hohe bis zu 13 m und Nutzungseinheiten mit jeweils nicht mehr als 400 m?;

5. Gebaudeklasse 5:
sonstige Gebaude einschlielllich unterirdischer Gebaude.

Hohe im Sinne des Satzes 1 ist das Mals der FuBbodenoberkante des hdchstgelegenen Geschosses, in
dem ein Aufenthaltsraum mdglich ist, GUber der Gelandeoberflache im Mittel. Die Grundflachen der
Nutzungseinheiten im Sinne dieses Gesetzes sind die Brutto-Grundflachen. Bei der Berechnung der Brutto-
Grundflachen nach Satz 1 bleiben Flachen in Kellergeschossen aulSer Betracht.

(4) Sonderbauten sind Anlagen besonderer Art oder Nutzung, die einen der nachfolgenden Tatbestande
erflllen:

1. Hochhauser (Gebaude mit einer Hohe nach Absatz 3 Satz 2 von mehr als 22 m);

2. bauliche Anlagen mit einer Hohe von mehr als 30 m;

3. Gebaude mit mehr als 1 600 m? Grundflache des Geschosses mit der groRten Ausdehnung,
ausgenommen Wohngebaude und Garagen sowie land- oder forstwirtschaftliche Gebaude mit nicht
mehr als 10 000 m3 Brutto-Rauminhalt;

4. Verkaufsstatten, deren Verkaufsraume und LadenstralSen eine Grundflache von insgesamt mehr als
800 m? haben;

5. Gebaude mit Raumen, die einer Blro- oder Verwaltungsnutzung dienen und einzeln eine Grundflache
von mehr als 400 m? haben;

6. Gebaude mit Rdumen, die einzeln flr die Nutzung durch mehr als 100 Personen bestimmt sind;
7. Versammlungsstatten

a) mit Versammlungsraumen, die insgesamt mehr als 200 Besucher fassen, wenn diese
Versammlungsraume gemeinsame Rettungswege haben,

b) im Freien mit Szenenflachen und Freisportanlagen jeweils mit Triblinen, die keine Fliegenden
Bauten sind und insgesamt mehr als 1 000 Besucher fassen;

8. Schank- und Speisegaststatten mit mehr als 40 Gastplatzen in Gebauden oder mehr als 1 000
Gastplatzen im Freien, Beherbergungsstatten mit mehr als 12 Betten und Spielhallen mit mehr als
150 m? Grundflache;

9. Gebaude mit Nutzungseinheiten zum Zwecke der Pflege oder Betreuung von Personen mit
Pflegebedurftigkeit oder Behinderung, deren Selbstrettungsfahigkeit eingeschrankt ist, wenn die
Nutzungseinheiten

a) einzeln fir mehr als sechs Personen mit Pflegebedirftigkeit oder Behinderung bestimmt sind oder
b) flr Personen mit Intensivpflegebedarf bestimmt sind oder

c) einen gemeinsamen Rettungsweg haben und flr insgesamt mehr als sechs Personen mit
Pflegebedurftigkeit oder Behinderung bestimmt sind;

10. Krankenhauser;
11. sonstige Einrichtungen zur Unterbringung von Personen und Wohnheime;

12. Tageseinrichtungen fir Menschen mit Behinderung, alte Menschen und Kinder, ausgenommen
Tageseinrichtungen flr nicht mehr als zehn Kinder und Kindertagespflege;

13. Schulen, Hochschulen und dhnliche Einrichtungen;
14. Justizvollzugsanstalten und bauliche Anlagen fur den Maregelvollzug;
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15. Camping- und Wochenendplatze;
16. Freizeit- und Vergnligungsparks;
17. Fliegende Bauten, soweit sie einer Ausfihrungsgenehmigung bedurfen, und Fahrgeschafte, die keine

Fliegenden Bauten sind, ausgenommen solche mit einer Hohe bis 5 m, die fur Kinder betrieben
werden und eine Geschwindigkeit von héchstens 1 m/s haben;

18. Regallager mit einer Oberkante Lagerguthéhe von mehr als 7,50 m;

19. bauliche Anlagen, deren Nutzung durch Umgang oder Lagerung von Stoffen mit Explosions- oder
erhdohter Brandgefahr verbunden ist, oder

20. Anlagen, die in den Nummern 1 bis 19 nicht aufgefuhrt und deren Art oder Nutzung mit
vergleichbaren Gefahren verbunden sind.

(5) Aufenthaltsrdume sind Raume, die zum nicht nur voribergehenden Aufenthalt von Menschen
bestimmt oder geeignet sind.

(6) Geschosse sind oberirdische Geschosse, wenn ihre Deckenoberkanten im Mittel mehr als 1,40 m Gber
die Gelandeoberflache hinausragen. Im Ubrigen sind sie Kellergeschosse. Hohlrdume zwischen der
obersten Decke und der Bedachung, in denen Aufenthaltsrdume nicht mdglich sind, sind keine Geschosse.

(7) Stellplatze sind Flachen, die dem Abstellen von Kraftfahrzeugen aufSerhalb der 6ffentlichen
Verkehrsflachen dienen. Garagen sind Gebaude oder Gebdudeteile zum Abstellen von Kraftfahrzeugen.
Ausstellungs-, Verkaufs-, Werk- und Lagerraume fur Kraftfahrzeuge sind keine Stellplatze oder Garagen.

(8) Feuerstatten sind in oder an Gebauden ortsfest benutzte Anlagen oder Einrichtungen, die dazu
bestimmt sind, durch Verbrennung Warme zu erzeugen.

(9) Barrierefrei sind bauliche Anlagen, soweit sie flir Menschen mit Behinderung in der allgemein Ublichen
Weise, ohne besondere Erschwernis und grundsatzlich ohne fremde Hilfe zuganglich und nutzbar sind.

(10) Bauprodukte sind

1. Produkte, Baustoffe, Bauteile und Anlagen sowie Bausatze gemal Artikel 2 Nummer 2 der
Verordnung (EU) Nr. 305/2011 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. Marz 2011 zur
Festlegung harmonisierter Bedingungen flr die Vermarktung von Bauprodukten und zur Aufhebung
der Richtlinie 89/106/EWG des Rates (ABI. L 88 vom 4.4.2011, S. 5, L 103 vom 12.4.2013, S. 10), die
zuletzt durch die delegierte Verordnung (EU) Nr. 574/2014 (ABI. L 159 vom 28.5.2014, S. 41)
geandert worden ist, die hergestellt werden, um dauerhaft in bauliche Anlagen eingebaut zu werden,
und

2. aus Produkten, Baustoffen, Bauteilen und Bausatzen gemaR Artikel 2 Nummer 2 der Verordnung
(EU) Nr. 305/2011 vorgefertigte Anlagen, die hergestellt werden, um mit dem Erdboden verbunden zu
werden,

und deren Verwendung sich auf die Anforderungen nach § 3 Satz 1 auswirken kann.

(11) Bauart ist das Zusammenflgen von Bauprodukten zu baulichen Anlagen oder Teilen von baulichen
Anlagen.

(12) Eine rechtliche Sicherung liegt vor, wenn das zu sichernde Recht oder die rechtliche Verpflichtung als
Grunddienstbarkeit (§ 1018 des Burgerlichen Gesetzbuches) und als beschrankt persdnliche Dienstbarkeit
(§ 1090 des Burgerlichen Gesetzbuches) zugunsten der Bauaufsichtsbehdrde im Grundbuch eingetragen

ist oder wenn dafiir eine Baulast ibernommen worden ist. 4

§3
Allgemeine Anforderungen

Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu andern und instand zu halten, dass die 6ffentliche Sicherheit
und Ordnung, insbesondere Leben, Gesundheit und die natlrlichen Lebensgrundlagen, nicht gefahrdet
werden; dabei sind die Grundanforderungen an Bauwerke gemal Anhang | der Verordnung (EU)

Nr. 305/2011 zu berlcksichtigen. Dies gilt auch fiir die Beseitigung von Anlagen und bei der Anderung

ihrer Nutzung. >

Teil 2
Das Grundstiick und seine Bebauung

§4
Bebauung der Grundstiicke mit Gebauden
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(1) Gebaude durfen nur errichtet werden, wenn das Grundstlick in angemessener Breite an einer
befahrbaren 6ffentlichen Verkehrsflache liegt oder wenn das Grundstlck eine befahrbare, rechtlich
gesicherte Zufahrt zu einer befahrbaren 6ffentlichen Verkehrsflache hat.

(2) Ein Gebaude auf mehreren Grundstiicken ist nur zulassig, wenn rechtlich gesichert ist, dass dadurch
keine Verhaltnisse eintreten kdnnen, die Vorschriften dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes
widersprechen.

§5
Zugange und Zufahrten auf den Grundstiicken

(1) Von offentlichen Verkehrsflachen ist insbesondere flr die Feuerwehr ein geradliniger Zu- oder
Durchgang zu ruckwartigen Gebauden zu schaffen. Zu anderen Gebauden ist er zu schaffen, wenn der
zweite Rettungsweg dieser Gebaude Uber Rettungsgerate der Feuerwehr fuhrt. Zu Gebauden, bei denen
die Oberkante der Bristung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8 m tber
Gelande liegt, ist in den Fallen des Satzes 1 anstelle eines Zu- oder Durchgangs eine Zu- oder Durchfahrt
zu schaffen. Ist fur die Personenrettung der Einsatz von Hubrettungsfahrzeugen erforderlich, sind die
daftr erforderlichen Aufstell- und Bewegungsflachen vorzusehen. Bei Gebauden, die ganz oder mit Teilen
mehr als 50 m von einer 6ffentlichen Verkehrsflache entfernt sind, sind Zufahrten oder Durchfahrten nach
Satz 3 zu den vor und hinter den Gebauden gelegenen Grundsticksteilen und Bewegungsflachen
herzustellen, wenn sie aus Grinden des Feuerwehreinsatzes erforderlich sind.

(2) Zu- und Durchfahrten, Aufstellflachen und Bewegungsflachen missen flr Feuerwehrfahrzeuge
ausreichend befestigt und tragfahig sein. Sie sind als solche zu kennzeichnen und standig freizuhalten. Die
Kennzeichnung von Zufahrten muss von der 6ffentlichen Verkehrsflache aus sichtbar sein. Fahrzeuge
durfen auf den Flachen nach Satz 1 nicht abgestellt werden.

§6
Abstandsflachen, Abstande

(1) Vor den AuBenwanden von Gebauden sind Abstandsflachen von oberirdischen Gebauden freizuhalten.
Satz 1 gilt entsprechend fir andere Anlagen, von denen Wirkungen wie von Gebauden ausgehen,
gegenlber Gebauden und Grundstlicksgrenzen. Eine Abstandsflache ist nicht erforderlich vor
AuBRenwanden, die an Grundstlcksgrenzen errichtet werden, wenn nach planungsrechtlichen Vorschriften
an die Grenze gebaut werden muss oder gebaut werden darf.

(2) Abstandsflachen sowie Abstande nach § 30 Absatz 2 Nummer 1 und § 32 Absatz 2 missen auf dem
Grundstick selbst liegen. Sie durfen auch auf 6ffentlichen Verkehrs-, Grin- und Wasserflachen liegen,
jedoch nur bis zu deren Mitte. Abstandsflachen sowie Abstande im Sinne des Satzes 1 durfen sich ganz
oder teilweise auf andere Grundstlicke erstrecken, wenn rechtlich gesichert ist, dass sie nicht tGberbaut
werden. Abstandsflachen durfen auf die auf diesen Grundsticken erforderlichen Abstandsflachen nicht
angerechnet werden.

(3) Die Abstandsflachen durfen sich nicht Gberdecken. Dies gilt nicht fur

1. AuBenwande, die in einem Winkel von mehr als 75 Grad zueinander stehen;

2. AuBienwande zu einem fremder Sicht entzogenen Gartenhof bei Wohngebauden der
Gebaudeklassen 1 und 2 oder

3. Gebaude und andere bauliche Anlagen, die in den Abstandsflachen zulassig sind.

(4) Die Tiefe der Abstandsflache bemisst sich nach der Wandhoéhe. Sie wird senkrecht zur Wand
gemessen. Wandhdéhe ist das Mals von der Gelandeoberflache bis zum Schnittpunkt der Wand mit der
Dachhaut oder bis zum oberen Abschluss der Wand. Die Hohe von Dachern mit einer Neigung von
weniger als 70 Grad wird zu einem Drittel der Wandhdhe hinzugerechnet. Andernfalls wird die Hohe des
Daches voll hinzugerechnet. Die Satze 1 bis 4 gelten fir Dachaufbauten entsprechend. Das sich
ergebende MafR ist H.

(5) Die Tiefe der Abstandsflachen betragt 0,4 H, mindestens 3 m. In Gewerbe- und Industriegebieten
genugt eine Tiefe von 0,2 H, mindestens 3 m. Vor den AuBenwanden von Wohngebauden der
Gebadudeklassen 1 und 2 mit nicht mehr als drei oberirdischen Geschossen genugt als Tiefe der
Abstandsflache 3 m. Werden von einer stadtebaulichen Satzung oder einer Satzung nach § 89 von den
Satzen 1 bis 3 abweichende Abstandsflachen vorgeschrieben, sind diese malgeblich.

(6) Bei der Bemessung der Abstandsflachen bleiben aulSer Betracht

1. vor die AuBenwand vortretende Bauteile wie Gesimse und Dachlberstande;
2. Vorbauten, wenn sie
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a) insgesamt nicht mehr als ein Drittel der Breite der jeweiligen Auflenwand in Anspruch nehmen,
b) nicht mehr als 1,50 m vor diese AuRenwand vortreten und
c) mindestens 2 m von der gegeniberliegenden Nachbargrenze entfernt bleiben, und

3. bei Gebauden an der Grundstlcksgrenze die Seitenwande von Vorbauten und Dachaufbauten, auch
wenn sie nicht an der Grundstlicksgrenze errichtet werden.

(7) Bei der Bemessung der Abstandsflachen bleiben MaBnahmen zum Zwecke der Energieeinsparung und
Solaranlagen an bestehenden Gebauden unabhangig davon, ob diese den Anforderungen der Absatze 2
bis 6 entsprechen, auSer Betracht, wenn sie

1. eine Starke von nicht mehr als 0,25 m aufweisen und
2. mindestens 2,50 m von der Nachbargrenze zurlckbleiben.
(8) In den Abstandsflachen eines Gebaudes sowie ohne eigene Abstandsflachen sind, auch wenn sie nicht
an die Grundstiicksgrenze oder an das Gebaude angebaut werden, zulassig
1. Garagen einschliellich Abstellraum und Gebaude ohne Aufenthaltsrdume und Feuerstatten mit einer
mittleren Wandho6he bis zu 3 m und einer Gesamtlénge je Grundstliicksgrenze von 9 m;

2. gebadudeunabhangige Solaranlagen mit einer Héhe bis zu 3 m und einer Gesamtlange je
Grundsticksgrenze von 9 m sowie

3. Stdtzmauern und geschlossene Einfriedungen in Gewerbe- und Industriegebieten, auRerhalb dieser
Baugebiete mit einer Héhe bis zu 2 m.

Die Lange der die Abstandsflachentiefe gegentber den Grundstlicksgrenzen nicht einhaltenden Bebauung
nach Nummer 1 und 2 darf auf einem Grundstick insgesamt 15 m nicht Gberschreiten.

§7
Teilung von Grundstiicken

Durch die Teilung eines Grundstiicks, das bebaut oder dessen Bebauung genehmigt ist, durfen keine
Verhaltnisse geschaffen werden, die Vorschriften dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes
widersprechen. § 67 ist entsprechend anzuwenden.

§8
Nicht iberbaute Flachen der bebauten Grundstiicke, Kinderspielplatze

(1) Die nicht mit Gebauden oder vergleichbaren baulichen Anlagen Uberbauten Flachen der bebauten
Grundsticke sind

1. wasseraufnahmefahig zu belassen oder herzustellen und
2. zu begrinen oder zu bepflanzen,

soweit dem nicht die Erfordernisse einer anderen zuldssigen Verwendung der Flachen entgegenstehen.
Satz 1 findet keine Anwendung, soweit Bebauungsplane oder andere Satzungen Festsetzungen zu den
nicht Gberbauten Flachen treffen.

(2) Bei der Errichtung von Gebauden mit mehr als drei Wohnungen ist auf dem Baugrundstiick oder in
unmittelbarer Nahe auf einem anderen geeigneten Grundstiick, dessen dauerhafte Nutzung fur diesen
Zweck rechtlich gesichert sein muss, ein ausreichend groRer Spielplatz fir Kleinkinder anzulegen. Dies gilt
nicht, wenn in unmittelbarer Nahe eine Gemeinschaftsanlage oder ein sonstiger flir die Kinder nutzbarer
Spielplatz geschaffen wird oder vorhanden oder ein solcher Spielplatz wegen der Art und der Lage der
Wohnung nicht erforderlich ist. Bei bestehenden Gebauden nach Satz 1 kann die Herstellung von
Spielplatzen fur Kleinkinder verlangt werden, wenn dies die Gesundheit und der Schutz der Kinder
erfordern.

Teil 3
Bauliche Anlagen

Abschnitt 1
Gestaltung

§9
Gestaltung
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Bauliche Anlagen missen nach Form, MaRstab, Verhaltnis der Baumassen und Bauteile zueinander,
W erkstoff und Farbe so gestaltet sein, dass sie nicht verunstaltet wirken. Bauliche Anlagen durfen das
StraBen-, Orts- und Landschaftsbild nicht verunstalten.

§10
Anlagen der AuBenwerbung, Warenautomaten

(1) Anlagen der AuBenwerbung (Werbeanlagen) sind alle ortsfesten Einrichtungen, die der Ankindigung
oder Anpreisung oder als Hinweis auf Gewerbe oder Beruf dienen und vom offentlichen Verkehrsraum aus
sichtbar sind. Hierzu zahlen insbesondere Schilder, Beschriftungen, Bemalungen, Lichtwerbungen,
Schaukasten sowie flr Zettelanschlage und Bogenanschlage oder Lichtwerbung bestimmte Saulen, Tafeln
und Flachen.

(2) FUr Werbeanlagen, die bauliche Anlagen sind, gelten die in diesem Gesetz an bauliche

Anlagen gestellten Anforderungen. Werbeanlagen, die keine baulichen Anlagen sind, dirfen weder bauliche
Anlagen noch das StraRen-, Orts- und Landschaftsbild verunstalten oder die Sicherheit und Leichtigkeit
des Verkehrs gefahrden. Die stérende Haufung von Werbeanlagen ist unzulassig.

(3) AuBBerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile sind Werbeanlagen unzulassig. Ausgenommen
sind, soweit in anderen Vorschriften nichts anderes bestimmt ist:
1. Werbeanlagen an der Statte der Leistung;

2. einzelne Hinweiszeichen an VerkehrsstraRen und Wegabzweigungen, die im Interesse des Verkehrs
auf aulBerhalb der Ortsdurchfahrten liegende Betriebe oder versteckt liegende Statten aufmerksam
machen;

3. Schilder, die Inhaber und Art gewerblicher Betriebe kennzeichnen (Hinweisschilder), wenn sie vor
Ortsdurchfahrten auf einer Tafel zusammengefasst sind;

4. Werbeanlagen an und auf Flugplatzen, Sportanlagen und Versammlungsstatten, soweit sie nicht in die
freie Landschaft wirken, und

5. Werbeanlagen auf Ausstellungs- und Messegelanden.

(4) In Kleinsiedlungsgebieten, Dorfgebieten, reinen und allgemeinen Wohngebieten sind nur Werbeanlagen
an der Statte der Leistung, einzelne Hinweiszeichen zu abseits liegenden Statten der Leistung sowie
Anlagen fur amtliche Mitteilungen und zur Unterrichtung der Bevdlkerung Uber kirchliche, kulturelle,
politische, sportliche und ahnliche Veranstaltungen zulassig. Die jeweils freie Flache dieser Anlagen darf
auch flr andere Werbung verwendet werden. Auf 6ffentlichen Verkehrsflachen sind auch andere
Werbeanlagen in Verbindung mit baulichen Anlagen, die dem 6ffentlichen Personennahverkehr dienen,
zulassig, soweit diese die Eigenart des Gebietes und das Ortsbild nicht beeintrachtigen.

(5) Die Absatze 1 bis 3 gelten fur Warenautomaten entsprechend.
(6) Die Vorschriften dieses Gesetzes sind nicht anzuwenden auf

1. Anschlage und Lichtwerbung an daflr genehmigten Saulen, Tafeln und Flachen;
2. Werbemittel an Zeitungs- und Zeitschriftenverkaufsstellen;

3. Auslagen und Dekorationen in Fenstern und Schaukasten sowie

4. Wahlwerbung fur die Dauer eines Wahlkampfs.

Abschnitt 2
Allgemeine Anforderungen an die Bauausfiihrung

§11
Baustelle

(1) Baustellen sind so einzurichten, dass bauliche Anlagen ordnungsgemaR errichtet, geandert oder
beseitigt werden kdnnen und Gefahren oder vermeidbare Belastigungen nicht entstehen.

(2) Bei Bauarbeiten, durch die unbeteiligte Personen gefahrdet werden kénnen, ist die Gefahrenzone
abzugrenzen oder durch Warnzeichen zu kennzeichnen. Soweit erforderlich, sind Baustellen mit einem
Bauzaun abzugrenzen, mit Schutzvorrichtungen gegen herabfallende Gegenstande zu versehen und zu
beleuchten.

(3) Bei der Ausfuhrung nicht verfahrensfreier Bauvorhaben hat der Bauherr an der Baustelle ein Schild,
das die Bezeichnung des Bauvorhabens sowie die Namen und Anschriften des Entwurfsverfassers, des
Bauleiters und der Unternehmer fir den Rohbau enthalten muss, dauerhaft und von der 6ffentlichen
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Verkehrsflache aus sichtbar anzubringen.

(4) Baume, Hecken und sonstige Bepflanzungen, die aufgrund anderer Rechtsvorschriften zu erhalten
sind, mUssen wahrend der Bauausflihrung geschitzt werden.

§12
Standsicherheit

(1) Jede bauliche Anlage muss im Ganzen und in ihren einzelnen Teilen fr sich allein standsicher sein. Die
Standsicherheit anderer baulicher Anlagen und die Tragfahigkeit des Baugrundes der Nachbargrundstuicke
ddrfen nicht gefahrdet werden.

(2) Die Verwendung gemeinsamer Bauteile fir mehrere bauliche Anlagen ist zulassig, wenn rechtlich
gesichert ist, dass die gemeinsamen Bauteile bei der Beseitigung einer der baulichen Anlagen bestehen
bleiben kénnen.

§13
Schutz gegen schadliche Einfliisse

(1) Bauliche Anlagen missen so angeordnet, beschaffen und gebrauchstauglich sein, dass durch Wasser,
Feuchtigkeit, pflanzliche und tierische Schadlinge sowie andere chemische, physikalische oder biologische
Einflisse Gefahren oder unzumutbare Belastigungen nicht entstehen. Baugrundstliicke missen fur
bauliche Anlagen geeignet sein.

(2) Werden in Gebauden Bauteile aus Holz oder anderen organischen Stoffen vom Hausbock oder vom
echten Hausschwamm befallen, haben die fiir den ordnungsgemalien Zustand des Gebaudes
verantwortlichen Personen unverzuglich ein Fachunternehmen mit der Bekampfung und
Schadensbeseitigung auf Grundlage einer Sachverstandigeneinschatzung zu beauftragen und der
Bauaufsichtsbehdrde die Beauftragung sowie den Abschluss der Arbeiten schriftlich anzuzeigen.

§14
Brandschutz

Bauliche Anlagen sind so anzuordnen, zu errichten, zu andern und instand zu halten, dass der Entstehung
eines Brandes und der Ausbreitung von Feuer und Rauch vorgebeugt wird und bei einem Brand die
Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame Léscharbeiten moéglich sind.

§ 15
Warme-, Schall-, Erschiitterungsschutz

(1) Gebaude miussen einen ihrer Nutzung und den klimatischen Verhaltnissen entsprechenden
Warmeschutz haben.

(2) Gebaude mussen einen ihrer Nutzung entsprechenden Schallschutz haben. Gerausche, die von
ortsfesten Einrichtungen in baulichen Anlagen oder auf Baugrundstlicken ausgehen, sind so zu dammen,
dass Gefahren oder unzumutbare Belastigungen nicht entstehen.

(3) Erschutterungen oder Schwingungen, die von ortsfesten Einrichtungen in baulichen Anlagen oder auf
Baugrundstlcken ausgehen, sind so zu ddmmen, dass Gefahren oder unzumutbare Belastigungen nicht
entstehen.

§ 16
Verkehrssicherheit

(1) Bauliche Anlagen und die dem Verkehr dienenden nicht Gberbauten Flachen von bebauten
Grundsticken muissen verkehrssicher sein.

(2) Die Sicherheit und Leichtigkeit des 6ffentlichen Verkehrs darf durch bauliche Anlagen oder deren
Nutzung nicht gefahrdet werden.

§ 16a
Bauarten

(1) Bauarten durfen nur angewendet werden, wenn bei ihrer Anwendung die baulichen Anlagen bei
ordnungsgemaler Instandhaltung wahrend einer dem Zweck entsprechenden angemessenen Zeitdauer
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die Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erfillen und fiur ihren
Anwendungszweck tauglich sind.

(2) Bauarten, die von Technischen Baubestimmungen nach § 88a Absatz 2 Nummer 2 oder Nummer 3
Buchstabe a wesentlich abweichen oder fir die es allgemein anerkannte Regeln der Technik nicht gibt,
durfen bei der Errichtung, Anderung und Instandhaltung baulicher Anlagen nur angewendet werden, wenn
fur sie

1. eine allgemeine Bauartgenehmigung durch das Deutsche Institut fur Bautechnik oder

2. eine vorhabenbezogene Bauartgenehmigung durch die oberste Bauaufsichtsbehdrde
erteilt worden ist. § 18 Absatz 2 bis 7 gilt entsprechend.

(3) Anstelle einer allgemeinen Bauartgenehmigung genugt ein allgemeines bauaufsichtliches Prifzeugnis
fUr Bauarten, wenn die Bauart nach allgemein anerkannten Prifverfahren beurteilt werden kann. In den
Technischen Baubestimmungen nach § 88a werden diese Bauarten mit der Angabe der mallgebenden
technischen Regeln bekannt gemacht. § 19 Absatz 2 gilt entsprechend.

(4) Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Satz 1 nicht zu erwarten sind, kann die oberste Bauaufsichtsbehorde
im Einzelfall oder flr genau begrenzte Falle allgemein festlegen, dass eine Bauartgenehmigung nicht
erforderlich ist.

(5) Bauarten bedirfen einer Bestatigung ihrer Ubereinstimmung mit den Technischen Baubestimmungen
nach § 88a Absatz 2, den allgemeinen Bauartgenehmigungen, den allgemeinen bauaufsichtlichen
Priifzeugnissen fiir Bauarten oder den vorhabenbezogenen Bauartgenehmigungen. Als Ubereinstimmung
gilt auch eine Abweichung, die nicht wesentlich ist. § 21 Absatz 2 gilt fir den Anwender der Bauart
entsprechend.

(6) Bei Bauarten, deren Anwendung in auBergewdhnlichem MaR von der Sachkunde und Erfahrung der
damit betrauten Personen oder von einer Ausstattung mit besonderen Vorrichtungen abhangt, kann in der
Bauartgenehmigung oder durch Rechtsverordnung der obersten Bauaufsichtsbehdrde vorgeschrieben
werden, dass der Anwender Uber solche Fachkrafte und Vorrichtungen verfligt und den Nachweis
hieriber gegeniber einer Prufstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 6 zu erbringen hat. In der
Rechtsverordnung kénnen Mindestanforderungen an die Ausbildung, die durch Prifung nachzuweisende
Befahigung und die Ausbildungsstatten einschlieflich der Anerkennungsvoraussetzungen gestellt werden.

(7) FUr Bauarten, die einer auBergewdhnlichen Sorgfalt bei Ausfihrung oder Instandhaltung bedurfen,
kann in der Bauartgenehmigung oder durch Rechtsverordnung der obersten Bauaufsichtsbehorde die
Uberwachung dieser Tatigkeiten durch eine Uberwachungsstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 5

vorgeschrieben werden. ©

Abschnitt 3
Bauprodukte

§ 16b
Allgemeine Anforderungen
fiir die Verwendung von Bauprodukten

(1) Bauprodukte durfen nur verwendet werden, wenn bei ihrer Verwendung die baulichen Anlagen bei
ordnungsgemaler Instandhaltung wahrend einer dem Zweck entsprechenden angemessenen Zeitdauer
die Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erflllen und gebrauchstauglich sind.

(2) Bauprodukte, die in Vorschriften anderer Vertragsstaaten des Abkommens Uber den Europaischen
Wirtschaftsraum genannten technischen Anforderungen entsprechen, durfen verwendet werden, wenn
das geforderte Schutzniveau gemal § 3 Satz 1 gleichermaRen dauerhaft erreicht wird.

§ 16¢
Anforderungen fir die Verwendung
von CE-gekennzeichneten Bauprodukten

Ein Bauprodukt, das die CE-Kennzeichnung tragt, darf verwendet werden, wenn die erklarten Leistungen
den in diesem Gesetz oder aufgrund dieses Gesetzes festgelegten Anforderungen flr diese Verwendung
entsprechen. Die §§ 17 bis 25 Absatz 1 gelten nicht fUr Bauprodukte, die die CE-Kennzeichnung aufgrund

der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen. 8
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§17
Verwendbarkeitsnachweise

(1) Ein Verwendbarkeitsnachweis (§§ 18 bis 20) ist fUr ein Bauprodukt erforderlich, wenn

1. es keine Technische Baubestimmung und keine allgemein anerkannte Regel der Technik gibt,
2. das Bauprodukt von einer Technischen Baubestimmung nach § 88a Absatz 2 Nummer 3 wesentlich
abweicht oder
3. eine Verordnung nach § 88 Absatz 4a dies vorsieht.
(2) Ein Verwendbarkeitsnachweis ist nicht erforderlich flr ein Bauprodukt,

1. das von einer allgemein anerkannten Regel der Technik abweicht oder
2. das fur die Erfullung der Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes nur eine
untergeordnete Bedeutung hat.
(3) Die Technischen Baubestimmungen nach § 88a enthalten eine nicht abschlieBende Liste von
Bauprodukten, die keines Verwendbarkeitsnachweises nach Absatz 1 bediirfen. ©

8§18
Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung

(1) Das Deutsche Institut fur Bautechnik erteilt unter den Voraussetzungen des § 17 Absatz 1 eine
allgemeine bauaufsichtliche Zulassung fur Bauprodukte, wenn deren Verwendbarkeit im Sinne des § 16b
Absatz 1 nachgewiesen ist.

(2) Die zur Begriindung des Antrags erforderlichen Unterlagen sind beizufligen. Soweit erforderlich, sind
Probestlicke vom Antragsteller zur Verfligung zu stellen oder durch Sachverstandige, die das Deutsche
Institut fUr Bautechnik bestimmen kann, zu entnehmen oder Probeausfliihrungen unter Aufsicht der
Sachverstandigen herzustellen. § 69 Absatz 2 gilt entsprechend.

(3) Das Deutsche Institut fur Bautechnik kann fur die Durchfihrung der Prifung die sachverstandige
Stelle und fr Probeausfihrungen die Ausflihrungsstelle und Ausflihrungszeit vorschreiben.

(4) Die allgemeine bauaufsichtliche Zulassung wird widerruflich und fur eine bestimmte Frist erteilt, die in
der Regel funf Jahre betragt. Die Zulassung kann mit Nebenbestimmungen erteilt werden. Sie kann auf
schriftlichen Antrag in der Regel um funf Jahre verlangert werden. § 73 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(5) Die Zulassung wird unbeschadet der privaten Rechte Dritter erteilt.

(6) Das Deutsche Institut fur Bautechnik macht die von ihm erteilten allgemeinen bauaufsichtlichen
Zulassungen nach Gegenstand und wesentlichem Inhalt 6ffentlich bekannt.

(7) Allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen nach dem Recht anderer Lander gelten auch im Freistaat
Sachsen. 10

§19
Allgemeines bauaufsichtliches Priifzeugnis

(1) Bauprodukte, die nach allgemein anerkannten Prifverfahren beurteilt werden, bedirfen anstelle einer
allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung nur eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnisses. Dies
wird mit der Angabe der maRgebenden technischen Regeln in den Technischen Baubestimmungen nach
§ 88a bekannt gemacht.

(2) Ein allgemeines bauaufsichtliches Prifzeugnis wird von einer Prifstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 1 fur
Bauprodukte nach Absatz 1 erteilt, wenn deren Verwendbarkeit im Sinne des § 16b Absatz 1
nachgewiesen ist. § 18 Absatz 2, 4 bis 7 gilt entsprechend. Die fur die Anerkennung der Prifstellen
zustandige Behdrde kann an Stelle der jeweiligen Prifstelle allgemeine bauaufsichtliche Prifzeugnisse
zurtcknehmen oder widerrufen; die §§ 48 und 49 des Verwaltungsverfahrensgesetzes in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23. Januar 2003 (BGBI. | S. 102), das zuletzt durch Artikel 11 Absatz 2 des
Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBI. | S. 2745) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, finden

entsprechende Anwendung. 11

§ 20
Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im Einzelfall

Mit Zustimmung der obersten Bauaufsichtsbehdrde dirfen unter den Voraussetzungen des § 17 Absatz 1
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im Einzelfall Bauprodukte verwendet werden, wenn ihre Verwendbarkeit im Sinne des § 16b Absatz 1
nachgewiesen ist. Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Satz 1 nicht zu erwarten sind, kann die oberste

Bauaufsichtsbehérde im Einzelfall erklaren, dass ihre Zustimmung nicht erforderlich ist. 12

§21
Ubereinstimmungsbestatigung

(1) Bauprodukte bediirfen einer Bestatigung ihrer Ubereinstimmung mit den Technischen
Baubestimmungen nach § 88a Absatz 2, den allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen, den allgemeinen
bauaufsichtlichen Priifzeugnissen oder den Zustimmungen im Einzelfall. Als Ubereinstimmung gilt auch
eine Abweichung, die nicht wesentlich ist.

(2) Die Bestatigung der Ubereinstimmung erfolgt durch Ubereinstimmungserkldrung des Herstellers (§ 22).

(3) Die Ubereinstimmungser!glérung hat der Hersteller durch Kennzeichnung der Bauprodukte mit dem
Ubereinstimmungszeichen (U-Zeichen) unter Hinweis auf den Verwendungszweck abzugeben.

(4) Das U-Zeichen ist auf dem Bauprodukt, auf einem Beipackzettel oder auf seiner Verpackung oder,
wenn dies Schwierigkeiten bereitet, auf dem Lieferschein oder auf einer Anlage zum Lieferschein
anzubringen.

(5) U-Zeichen aus anderen Landern und aus anderen Staaten gelten auch im Freistaat Sachsen. 13

§ 22
Ubereinstimmungserklirung des Herstellers

(1) Der Hersteller darf eine Ubereinstimmungserklarung nur abgeben, wenn er durch werkseigene
Produktionskontrolle sichergestellt hat, dass das von ihm hergestellte Bauprodukt den malgebenden
technischen Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen
Prifzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht.

(2) In den Technischen Baubestimmungen nach § 88a Absatz 2, in den allgemeinen bauaufsichtlichen
Zulassungen, in den allgemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnissen oder in den Zustimmungen im Einzelfall
kann eine Priifung der Bauprodukte durch eine Priifstelle vor Abgabe der Ubereinstimmungserklarung
vorgeschrieben werden, wenn dies zur Sicherung einer ordnungsgemaBen Herstellung erforderlich ist. In
diesen Fallen hat die Prifstelle das Bauprodukt daraufhin zu Gberprifen, ob es den maRgebenden
technischen Regeln, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen
Prufzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht.

(3) In den Technischen Baubestimmungen nach § 88a, in den allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassungen
oder in den Zustimmungen im Einzelfall kann eine Zertifizierung vor Abgabe der
Ubereinstimmungserklarung vorgeschrieben werden, wenn dies zum Nachweis einer ordnungsgeméagen
Herstellung eines Bauproduktes erforderlich ist. Die oberste Bauaufsichtsbehérde kann im Einzelfall die
Verwendung von Bauprodukten ohne Zertifizierung gestatten, wenn nachgewiesen ist, dass diese
Bauprodukte den technischen Regeln, Zulassungen, Prifzeugnissen oder Zustimmungen nach Absatz 1
entsprechen.

(4) Bauprodukte, die nicht in Serie hergestellt werden, bediirfen nur einer Ubereinstimmungserklarung
nach Absatz 1, sofern nichts anderes bestimmt ist. 14

§ 23
Zertifizierung

(1) Dem Hersteller ist ein Ubereinstimmungszertifikat von einer Zertifizierungsstelle nach § 24 zu erteilen,
wenn das Bauprodukt

1. den Technischen Baubestimmungen nach § 88a Absatz 2, der allgemeinen bauaufsichtlichen
Zulassung, dem allgemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall
entspricht und

2. einer werkseigenen Produktionskontrolle sowie einer Fremdiberwachung nach MaRgabe des
Absatzes 2 unterliegt.
(2) Die Fremdiiberwachung ist von Uberwachungsstellen nach § 24 durchzufiihren. Die
FremdUberwachung hat regelmaRig zu Gberprifen, ob das Bauprodukt den Technischen
Baubestimmungen nach § 88a Absatz 2, der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, dem allgemeinen

bauaufsichtlichen Priifzeugnis oder der Zustimmung im Einzelfall entspricht. 1>
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§ 24
Prif-, Zertifizierungs-, Uberwachungsstellen

Die oberste Bauaufsichtsbehdrde kann eine natlrliche oder juristische Person als

1. Prufstelle fur die Erteilung allgemeiner bauaufsichtlicher Prifzeugnisse (§ 19 Absatz 2),

2. Prufstelle fir die Uberpriifung von Bauprodukten vor Bestatigung der Ubereinstimmung (§ 22
Absatz 2),

Zertifizierungsstelle (§ 23 Absatz 1),

Uberwachungsstelle fir die Fremdiberwachung (§ 23 Absatz 2),

Uberwachungsstelle fur die Uberwachung nach § 16a Absatz 7 und § 25 Absatz 2 oder

6. Prifstelle fur die Uberprifung nach § 16a Absatz 6 und § 25 Absatz 1

anerkennen, wenn sie oder die bei ihr Beschaftigten nach ihrer Ausbildung, Fachkenntnis, personlichen
Zuverlassigkeit, inrer Unparteilichkeit und ihren Leistungen die Gewahr daflr bieten, dass diese Aufgaben
den offentlich-rechtlichen Vorschriften entsprechend wahrgenommen werden, und wenn sie Uber die
erforderlichen Vorrichtungen verfligen. Satz 1 ist entsprechend auf Behdrden anzuwenden, wenn sie
ausreichend mit geeigneten Fachkraften besetzt und mit den erforderlichen Vorrichtungen ausgestattet
sind. Die Anerkennung von Priif-, Zertifizierungs- und Uberwachungsstellen anderer Lander gilt auch im

Freistaat Sachsen. 1°

v W

§ 25
Besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderungen

(1) Bei Bauprodukten, deren Herstellung in auBergewdhnlichem Mal§ von der Sachkunde und Erfahrung
der damit betrauten Personen oder von einer Ausstattung mit besonderen Vorrichtungen abhangt, kann in
der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall oder durch
Rechtsverordnung der obersten Bauaufsichtsbehdrde vorgeschrieben werden, dass der Hersteller Gber
solche Fachkrafte und Vorrichtungen verflgt und den Nachweis hieriiber gegentber einer Prufstelle nach
§ 24 Satz 1 Nummer 6 zu erbringen hat. In der Rechtsverordnung kénnen Mindestanforderungen an die
Ausbildung, die durch Prifung nachzuweisende Befahigung und die Ausbildungsstatten einschlieBlich der
Anerkennungsvoraussetzungen gestellt werden.

(2) FUr Bauprodukte, die wegen ihrer besonderen Eigenschaften oder ihres besonderen
Verwendungszwecks einer aullergewdhnlichen Sorgfalt bei Einbau, Transport, Instandhaltung oder
Reinigung bedlrfen, kann in der allgemeinen bauaufsichtlichen Zulassung, in der Zustimmung im Einzelfall
oder durch Rechtsverordnung der obersten Bauaufsichtsbehérde die Uberwachung dieser Tatigkeiten
durch eine Uberwachungsstelle nach § 24 Satz 1 Nummer 5 vorgeschrieben werden, soweit diese

Tatigkeiten nicht bereits durch die Verordnung (EU) Nr. 305/2011 erfasst sind. 17

Abschnitt 4
Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen;
Wande, Decken, Dacher

§ 26
Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten
von Baustoffen und Bauteilen

(1) Baustoffe werden nach den Anforderungen an ihr Brandverhalten unterschieden in

1. nichtbrennbare,
2. schwerentflammbare und
3. normalentflammbare.

Baustoffe, die nicht mindestens normalentflammbar sind (leichtentfllmmbare Baustoffe), dirfen nicht
verwendet werden. Dies gilt nicht, wenn sie in Verbindung mit anderen Baustoffen nicht leichtentflammbar
sind.

(2) Bauteile werden nach den Anforderungen an ihre Feuerwiderstandsfahigkeit unterschieden in

1. feuerbestandige,
2. hochfeuerhemmende und
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3. feuerhemmende.

Die Feuerwiderstandsfahigkeit bezieht sich bei tragenden und aussteifenden Bauteilen auf deren
Standsicherheit im Brandfall und bei raumabschlieBenden Bauteilen auf deren Widerstand gegen die
Brandausbreitung. Bauteile werden zusatzlich nach dem Brandverhalten ihrer Baustoffe unterschieden in

1. Bauteile aus nichtbrennbaren Baustoffen;

2. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und die bei
raumabschlieBenden Bauteilen zusatzlich eine in Bauteilebene durchgehende Schicht aus
nichtbrennbaren Baustoffen haben;

3. Bauteile, deren tragende und aussteifende Teile aus brennbaren Baustoffen bestehen und die allseitig
eine brandschutztechnisch wirksame Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen
(Brandschutzbekleidung) und Dammstoffe aus nichtbrennbaren Baustoffen haben, sowie

4. Bauteile aus brennbaren Baustoffen.
Soweit in diesem Gesetz oder in Vorschriften aufgrund dieses Gesetzes nichts anderes bestimmt ist,

mussen
1. Bauteile, die feuerbestandig sein mussen, mindestens den Anforderungen des Satzes 3 Nummer 2
und
2. Bauteile, die hochfeuerhemmend sein mussen, mindestens den Anforderungen des Satzes 3
Nummer 3
entsprechen.

§ 27
Tragende Wande, Stiitzen

(1) Tragende und aussteifende Wande und Stitzen missen im Brandfall ausreichend lang standsicher
sein. Sie midssen
1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 feuerbestandig,
2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend und
3. in Gebauden der Gebaudeklassen 2 und 3 feuerhemmend
sein. Satz 2 gilt
1. fur Geschosse im Dachraum nur, wenn daruber noch Aufenthaltsraume mdéglich sind; § 29 Absatz 4
bleibt unberthrt;
2. nicht fr Balkone, ausgenommen offene Gange, die als notwendige Flure dienen.
(2) Im Kellergeschoss mussen tragende und aussteifende Wande und Stltzen

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 3 bis 5 feuerbestandig und
2. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 feuerhemmend
sein.

§ 28
AuBenwande

(1) AuBenwande und AuBenwandteile wie Bristungen und Schurzen sind so auszubilden, dass eine
Brandausbreitung auf und in diesen Bauteilen ausreichend lang begrenzt ist.

(2) Nichttragende AuBenwande und nichttragende Teile tragender AuBenwande missen aus
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. Sie sind aus brennbaren Baustoffen zulassig, wenn sie als
raumabschlieBende Bauteile feuerhemmend sind. Satz 1 gilt nicht fr

1. Turen und Fenster,
2. Fugendichtungen und
3. brennbare Dammstoffe in nichtbrennbaren geschlossenen Profilen der AuBenwandkonstruktion.

(3) Oberflachen von Aulienwanden sowie AuRenwandbekleidungen missen einschlieRlich der Dammstoffe
und Unterkonstruktionen schwerentflammbar sein. Unterkonstruktionen aus normalentflammbaren
Baustoffen sind zulassig, wenn die Anforderungen nach Absatz 1 erflllt sind. Balkonbekleidungen, die
Uber die erforderliche Umwehrungshoéhe hinaus hochgefihrt werden, und mehr als zwei Geschosse
Uberbrickende Solaranlagen an AuBRenwanden missen schwerentflammbar sein. Baustoffe, die
schwerentflammbar sein missen, dirfen in Bauteilen nach den Satzen 1 und 3 nicht brennend abfallen
oder abtropfen.
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(4) Bei AuBenwandkonstruktionen mit geschossubergreifenden Hohl- oder Luftraumen wie
Doppelfassaden und hinterlifteten AuBenwandbekleidungen sind gegen die Brandausbreitung besondere
Vorkehrungen zu treffen.

(5) Die Absatze 2 und 3 gelten nicht fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 bis 3, Absatz 4 gilt nicht far
Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2.

§ 29
Trennwande

(1) Trennwande nach Absatz 2 mulssen als raumabschlieBende Bauteile von Raumen oder
Nutzungseinheiten innerhalb von Geschossen ausreichend lang widerstandsfahig gegen die
Brandausbreitung sein.

(2) Trennwande sind erforderlich

1. zwischen Nutzungseinheiten sowie zwischen Nutzungseinheiten und anders genutzten Rdumen,
ausgenommen notwendigen Fluren;

2. zum Abschluss von Raumen mit Explosions- oder erhéhter Brandgefahr und
3. zwischen Aufenthaltsraumen und anders genutzten Raumen im Kellergeschoss.
(3) Trennwande nach Absatz 2 Nummer 1 und 3 muissen die Feuerwiderstandsfahigkeit der tragenden und

aussteifenden Bauteile des Geschosses haben, jedoch mindestens feuerhemmend sein. Trennwande nach
Absatz 2 Nummer 2 missen feuerbestandig sein.

(4) Die Trennwande nach Absatz 2 sind bis zur Rohdecke, im Dachraum bis unter die Dachhaut zu fUhren.
Werden in Dachraumen Trennwande nur bis zur Rohdecke geflhrt, ist diese Decke als
raumabschlieBendes Bauteil einschlieflich der sie tragenden und aussteifenden Bauteile feuerhemmend
herzustellen.

(5) Offnungen in Trennwanden nach Absatz 2 sind nur zuldssig, wenn sie auf die fiir die Nutzung
erforderliche Zahl und GroBe beschrankt sind. Sie missen feuerhemmende, dicht- und selbstschliefende
Abschlisse haben.

(6) Die Absatze 1 bis 5 gelten nicht flir Wohngebaude der Gebaudeklassen 1 und 2.

§ 30
Brandwande

(1) Brandwande missen als raumabschliefende Bauteile zum Abschluss von Gebauden
(Gebaudeabschlusswand) oder zur Unterteilung von Gebauden in Brandabschnitte (innere Brandwand)
ausreichend lang die Brandausbreitung auf andere Gebaude oder Brandabschnitte verhindern.

(2) Brandwande sind erforderlich

1. als Gebaudeabschlusswand, ausgenommen von Gebauden ohne Aufenthaltsraume und ohne
Feuerstatten mit nicht mehr als 50 m3 Brutto-Rauminhalt, wenn diese Abschlusswande an oder mit
einem Abstand von weniger als 2,50 m gegenuber der Grundstlicksgrenze errichtet werden, es sei
denn, dass ein Abstand von mindestens 5 m zu bestehenden oder nach den baurechtlichen
Vorschriften zulassigen kiinftigen Gebauden gesichert ist;

2. als innere Brandwand zur Unterteilung ausgedehnter Gebaude in Abstanden von nicht mehr als 40 m;

3. als innere Brandwand zur Unterteilung landwirtschaftlich genutzter Gebaude in Brandabschnitte von
nicht mehr als 10 000 m3 Brutto-Rauminhalt und

4. als Gebaudeabschlusswand zwischen Wohngebauden und angebauten landwirtschaftlich genutzten
Gebauden sowie als innere Brandwand zwischen dem Wohnteil und dem landwirtschaftlich genutzten
Teil eines Gebaudes.
(3) Brandwande missen auch unter zusatzlicher mechanischer Beanspruchung feuerbestandig sein und
aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen. Anstelle von Brandwanden sind in den Fallen des Absatzes 2
Nummer 1 bis 3 zuldssig

1. fUr Gebaude der Gebaudeklasse 4 Wande, die auch unter zusatzlicher mechanischer Beanspruchung
hochfeuerhemmend sind;
2. fur Gebadude der Gebaudeklassen 1 bis 3 hochfeuerhemmende Wande und

3. fur Gebadude der Gebaudeklassen 1 bis 3 Gebaudeabschlusswande, die jeweils von innen nach aufl3en
die Feuerwiderstandsfahigkeit der tragenden und aussteifenden Teile des Gebaudes, mindestens
jedoch feuerhemmende Bauteile, und von aufRen nach innen die Feuerwiderstandsfahigkeit
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feuerbestandiger Bauteile haben.

In den Fallen des Absatzes 2 Nummer 4 sind anstelle von Brandwanden feuerbestandige Wande zulassig,
wenn der Brutto-Rauminhalt des landwirtschaftlich genutzten Gebaudes oder Gebaudeteils nicht gréRer als
2 000 m3 ist.

(4) Brandwande missen bis zur Bedachung durchgehen und in allen Geschossen Ubereinander
angeordnet sein. Abweichend davon dirfen anstelle innerer Brandwande Wande geschossweise versetzt
angeordnet werden, wenn

1. die Wande im Ubrigen Absatz 3 Satz 1 entsprechen;

2. die Decken, soweit sie in Verbindung mit diesen Wanden stehen, feuerbestandig sind, aus
nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und keine Offnungen haben;

3. die Bauteile, die diese Wande und Decken unterstitzen, feuerbestandig sind und aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen;

4. die AuBenwande in der Breite des Versatzes in dem Geschoss oberhalb oder unterhalb des Versatzes
feuerbestandig sind und

5. Offnungen in den AuBenwanden im Bereich des Versatzes so angeordnet oder andere Vorkehrungen
so getroffen sind, dass eine Brandausbreitung in andere Brandabschnitte nicht zu beflrchten ist.

(5) Brandwande sind 0,30 m Uber die Bedachung zu flhren oder in Hohe der Dachhaut mit einer
beiderseits 0,50 m auskragenden feuerbestandigen Platte aus nichtbrennbaren Baustoffen abzuschlieRen.
Darlber dirfen brennbare Teile des Daches nicht hinweggeflhrt werden. Bei Gebauden der
Gebaudeklassen 1 bis 3 sind Brandwande mindestens bis unter die Dachhaut zu fihren. Verbleibende
Hohlraume sind vollstandig mit nichtbrennbaren Baustoffen auszufllen.

(6) Missen Gebaude oder Gebaudeteile, die Uber Eck zusammenstolRen, durch eine Brandwand getrennt
werden, muss der Abstand dieser Wand von der inneren Ecke mindestens 5 m betragen. Das gilt nicht,
wenn der Winkel der inneren Ecke mehr als 120 Grad betragt oder mindestens eine AuBenwand auf 5 m
Lange als 6ffnungslose feuerbestandige Wand aus nichtbrennbaren Baustoffen, bei Gebduden der
Gebadudeklassen 1 bis 4 als 6ffnungslose hochfeuerhemmende Wand, ausgebildet ist.

(7) Bauteile mit brennbaren Baustoffen dirfen GUber Brandwande nicht hinweggefihrt werden. Bei
AuBenwandkonstruktionen, die eine seitliche Brandausbreitung beglnstigen kénnen, wie hinterliftete
AuBBenwandbekleidungen oder Doppelfassaden, sind gegen die Brandausbreitung im Bereich der
Brandwande besondere Vorkehrungen zu treffen. AuBenwandbekleidungen von Brandwanden missen
einschlieBlich der Dammstoffe und Unterkonstruktionen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.
Bauteile durfen in Brandwande nur soweit eingreifen, dass deren Feuerwiderstandsfahigkeit nicht
beeintrachtigt wird; fir Leitungen, Leitungsschlitze und Schornsteine gilt dies entsprechend.

(8) Offnungen in Brandwéanden sind unzuldssig. Sie sind in inneren Brandw?nden nur zuldssig, wenn sie
auf die fUr die Nutzung erforderliche Zahl und GréRe beschrankt sind. Die Offnungen mussen
feuerbestandige, dicht- und selbstschlieBende Abschllisse haben.

(9) In inneren Brandwanden sind feuerbestandige Verglasungen nur zulassig, wenn sie auf die fur die
Nutzung erforderliche Zahl und GréBe beschrankt sind.

(10) Absatz 2 Nummer 1 gilt nicht fr seitliche Wande von Vorbauten im Sinne des § 6 Absatz 6, wenn sie
von dem Nachbargebaude oder der Nachbargrenze einen Abstand einhalten, der ihrer eigenen Ausladung
entspricht, mindestens jedoch 1 m betragt.

(11) Die Absatze 4 bis 10 gelten entsprechend auch fur Wande, die nach Absatz 3 Satz 2 und 3 anstelle
von Brandwanden zulassig sind.

§ 31
Decken

(1) Decken mussen als tragende und raumabschlieBende Bauteile zwischen Geschossen im Brandfall
ausreichend lang standsicher und widerstandsfahig gegen die Brandausbreitung sein. Sie missen

1. in Gebduden der Gebadudeklasse 5 feuerbestandig,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend und

3. in Gebauden der Gebaudeklassen 2 und 3 feuerhemmend
sein. Satz 2 gilt

1. fur Geschosse im Dachraum nur, wenn daruber Aufenthaltsraume madglich sind; § 29 Absatz 4 bleibt

unberihrt,
2. nicht fr Balkone, ausgenommen offene Gange, die als notwendige Flure dienen.
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(2) Im Kellergeschoss mussen Decken

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 3 bis 5 feuerbestandig und
2. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2 feuerhemmend
sein. Decken mussen feuerbestandig sein
1. unter und Uber Rdumen mit Explosions- oder erhdhter Brandgefahr, ausgenommen in
Wohngebduden der Gebaudeklassen 1 und 2, und
2. zwischen dem landwirtschaftlich genutzten Teil und dem Wohnteil eines Gebaudes.
(3) Der Anschluss der Decken an die AuBenwand ist so herzustellen, dass er den Anforderungen aus
Absatz 1 Satz 1 genugt.
(4) Offnungen in Decken, fiir die eine Feuerwiderstandsfahigkeit vorgeschrieben ist, sind nur zuldssig

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als insgesamt 400 m? in nicht mehr als zwei
Geschossen und

3. im Ubrigen, wenn sie auf die fiir die Nutzung erforderliche Zahl und GréRe beschrankt sind und
Abschlisse mit der Feuerwiderstandsfahigkeit der Decke haben.

§ 32
Dacher

(1) Bedachungen missen gegen eine Brandbeanspruchung von auRen durch Flugfeuer und strahlende
Warme ausreichend lang widerstandsfahig sein (harte Bedachung).

(2) Bedachungen, die die Anforderungen nach Absatz 1 nicht erflllen, sind zuldssig bei Gebauden der
Gebaudeklassen 1 bis 3, wenn die Gebaude
1. einen Abstand von der Grundsticksgrenze von mindestens 12 m,

2. von Gebauden auf demselben Grundstlick mit harter Bedachung einen Abstand von mindestens
15 m,

3. von Gebauden auf demselben Grundstlick mit Bedachungen, die die Anforderungen nach Absatz 1
nicht erflllen, einen Abstand von mindestens 24 m,

4. von Gebauden auf demselben Grundstlick ohne Aufenthaltsraume und ohne Feuerstatten mit nicht
mehr als 50 m3 Brutto-Rauminhalt einen Abstand von mindestens 5 m

einhalten. Soweit Gebaude nach Satz 1 Abstand halten missen, gentgt bei Wohngebauden der
Gebaudeklassen 1 und 2 in den Fallen

1. der Nummer 1 ein Abstand von mindestens 6 m,

2. der Nummer 2 ein Abstand von mindestens 9 m,

3. der Nummer 3 ein Abstand von mindestens 12 m.
(3) Die Absatze 1 und 2 gelten nicht fur

1. Gebaude ohne Aufenthaltsraume und ohne Feuerstatten mit nicht mehr als 50 m3 Brutto-Rauminhalt,

2. lichtdurchlassige Bedachungen aus nichtbrennbaren Baustoffen; brennbare Fugendichtungen und
brennbare Dammstoffe in nichtbrennbaren Profilen sind zulassig,

3. Dachflachenfenster, Oberlichte und Lichtkuppeln von Wohngebauden,

4. EingangsUberdachungen und Vordacher aus nichtbrennbaren Baustoffen und

5. EingangsUtberdachungen aus brennbaren Baustoffen, wenn die Eingange nur zu Wohnungen fluhren.
(4) Abweichend von den Absatzen 1 und 2 sind

1. lichtdurchlassige Teilflachen aus brennbaren Baustoffen in Bedachungen nach Absatz 1 und
2. begrinte Bedachungen

zulassig, wenn eine Brandentstehung bei einer Brandbeanspruchung von auBen durch Flugfeuer und
strahlende Warme nicht zu befurchten ist oder Vorkehrungen hiergegen getroffen werden.

(5) Dachuberstande, Dachgesimse und Dachaufbauten, lichtdurchlassige Bedachungen,
Dachflachenfenster, Lichtkuppeln, Oberlichte und Solaranlagen sind so anzuordnen und herzustellen, dass
Feuer nicht auf andere Gebaudeteile und Nachbargrundstticke Gbertragen werden kann. Von
Brandwanden und von Wanden, die anstelle von Brandwanden zulassig sind, missen mindestens 1,25 m
entfernt sein

1. Dachflachenfenster, Oberlichte, Lichtkuppeln und Offnungen in der Bedachung, wenn diese Wande
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nicht mindestens 0,30 m Uber die Bedachung gefihrt sind, und

2. Solaranlagen, Dachgauben und ahnliche Dachaufbauten aus brennbaren Baustoffen, wenn sie nicht
durch diese Wande gegen BrandUbertragung geschutzt sind.

(6) Dacher von traufseitig aneinander gebauten Gebauden missen als raumabschlieBende Bauteile fUr eine
Brandbeanspruchung von innen nach aufSen einschlieBlich der sie tragenden und aussteifenden Bauteile
feuerhemmend sein. Offnungen in diesen Dachflachen miissen waagerecht gemessen mindestens 2 m
von der Brandwand oder der Wand, die anstelle der Brandwand zulassig ist, entfernt sein.

(7) Dacher von Anbauten, die an AuRenwande mit Offnungen oder ohne Feuerwiderstandsfahigkeit
anschlieBen, missen innerhalb eines Abstands von 5 m von diesen Wanden als raumabschliefende
Bauteile fur eine Brandbeanspruchung von innen nach auBen einschlieSlich der sie tragenden und
aussteifenden Bauteile die Feuerwiderstandsfahigkeit der Decken des Gebaudeteils haben, an den sie
angebaut werden. Dies gilt nicht fir Anbauten an Wohngebaude der Gebaudeklassen 1 bis 3.

(8) Dacher an Verkehrsflachen und Uber Eingangen muissen Vorrichtungen zum Schutz gegen das
Herabfallen von Schnee und Eis haben, wenn dies die Verkehrssicherheit erfordert.

(9) Fir vom Dach aus vorzunehmende Arbeiten sind sicher benutzbare Vorrichtungen anzubringen.

Abschnitt 5
Rettungswege, Offnungen, Umwehrungen

§ 33
Erster und zweiter Rettungsweg

(1) FUr Nutzungseinheiten mit mindestens einem Aufenthaltsraum wie Wohnungen, Praxen, selbststandige
Betriebsstatten missen in jedem Geschoss mindestens zwei voneinander unabhangige Rettungswege ins
Freie vorhanden sein. Beide Rettungswege dirfen jedoch innerhalb des Geschosses Uber denselben
notwendigen Flur fihren.

(2) FUr Nutzungseinheiten nach Absatz 1, die nicht zu ebener Erde liegen, muss der erste Rettungsweg
Uber eine notwendige Treppe flihren. Der zweite Rettungsweg kann eine weitere notwendige Treppe oder
eine mit Rettungsgeraten der Feuerwehr erreichbare Stelle der Nutzungseinheit sein. Ein zweiter
Rettungsweg ist nicht erforderlich, wenn die Rettung Uber einen sicher erreichbaren Treppenraum maéglich
ist, in den Feuer und Rauch nicht eindringen kénnen (Sicherheitstreppenraum).

(3) Gebaude, deren zweiter Rettungsweg Uber Rettungsgerate der Feuerwehr flhrt und bei denen die
Oberkante der Bristung von zum Anleitern bestimmten Fenstern oder Stellen mehr als 8 m Uber der
Gelandeoberflache liegt, dirfen nur errichtet werden, wenn die Feuerwehr Uber die erforderlichen
Rettungsgerate wie Hubrettungsfahrzeuge verflgt. Der zweite Rettungsweg Uber Rettungsgerate der
Feuerwehr ist nur zuldssig, wenn keine Bedenken wegen der Personenrettung bestehen.

§ 34
Treppen

(1) Jedes nicht zu ebener Erde liegende Geschoss und der benutzbare Dachraum eines Gebaudes missen
Uber mindestens eine Treppe zuganglich sein (notwendige Treppe). Statt notwendiger Treppen sind
Rampen mit flacher Neigung zulassig.

(2) Einschiebbare Treppen und Rolltreppen sind als notwendige Treppen unzulassig. In Gebauden der
Gebaudeklassen 1 und 2 sind einschiebbare Treppen und Leitern als Zugang zu einem Dachraum ohne
Aufenthaltsraum zulassig.

(3) Notwendige Treppen sind in einem Zuge zu allen angeschlossenen Geschossen zu flihren. Sie mussen
mit den Treppen zum Dachraum unmittelbar verbunden sein. Dies gilt nicht fr Treppen

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,

2. nach § 35 Absatz 1 Satz 3 Nummer 2.
(4) Die tragenden Teile notwendiger Treppen missen

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 feuerhemmend und aus nichtbrennbaren Baustoffen,
2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 aus nichtbrennbaren Baustoffen und
3. in Gebauden der Gebaudeklasse 3 aus nichtbrennbaren Baustoffen oder feuerhemmend

sein. Tragende Teile von AuBentreppen nach § 35 Absatz 1 Satz 3 Nummer 3 fir Gebaude der
Gebaudeklassen 3 bis 5 missen aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen.
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(5) Die nutzbare Breite der Treppenlaufe und Treppenabsatze notwendiger Treppen muss flr den groRten
zu erwartenden Verkehr ausreichen.

(6) Treppen mussen einen festen und griffsicheren Handlauf haben. Fur Treppen sind Handlaufe auf
beiden Seiten und Zwischenhandlaufe vorzusehen, soweit die Verkehrssicherheit dies erfordert.

(7) Eine Treppe darf nicht unmittelbar hinter einer TUr beginnen, die in Richtung der Treppe aufschlagt.
Zwischen Treppe und TUr ist ein ausreichender Treppenabsatz anzuordnen.

§ 35
Notwendige Treppenraume, Ausgange

(1) Jede notwendige Treppe muss zur Sicherstellung der Rettungswege aus den Geschossen ins Freie in
einem eigenen, durchgehenden Treppenraum liegen (notwendiger Treppenraum). Notwendige

Treppenraume mussen so angeordnet und ausgebildet sein, dass die Nutzung der notwendigen Treppen
im Brandfall ausreichend lang méglich ist. Notwendige Treppen sind ohne eigenen Treppenraum zuldssig

1. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. fur die Verbindung von héchstens zwei Geschossen innerhalb derselben Nutzungseinheit von
insgesamt nicht mehr als 200 m?, wenn in jedem Geschoss ein anderer Rettungsweg erreicht werden
kann und

3. als AuBentreppe, wenn ihre Nutzung ausreichend sicher ist und im Brandfall nicht gefahrdet werden
kann.

(2) Von jeder Stelle eines Aufenthaltsraumes sowie eines Kellergeschosses muss mindestens ein Ausgang
in einen notwendigen Treppenraum oder ins Freie in héchstens 35 m Entfernung erreichbar sein.
Ubereinander liegende Kellergeschosse missen jeweils mindestens zwei Ausgénge in notwendige
Treppenraume oder ins Freie haben. Sind mehrere notwendige Treppenraume erforderlich, missen sie so
verteilt sein, dass sie moglichst entgegengesetzt liegen und dass die Rettungswege mdoglichst kurz sind.

(3) Grundsatzlich muss jeder notwendige Treppenraum einen unmittelbaren Ausgang ins Freie haben. Hat
ein notwendiger Treppenraum keinen unmittelbaren Ausgang ins Freie, muss der Raum zwischen dem
notwendigen Treppenraum und dem Ausgang ins Freie

1. mindestens so breit sein wie die dazugehoérigen Treppenlaufe,

2. Wande haben, die die Anforderungen an die Wande des Treppenraumes erfillen,

3. rauchdichte und selbstschlieBende Abschllisse zu notwendigen Fluren haben und

4. ohne Offnungen zu anderen Radumen, ausgenommen zu notwendigen Fluren, sein.
(4) Die Wande notwendiger Treppenraume mussen als raumabschlieBende Bauteile

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 die Bauart von Brandwanden haben,

2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 auch unter zusatzlicher mechanischer Beanspruchung
hochfeuerhemmend und

3. in Gebauden der Gebaudeklasse 3 feuerhemmend

sein. Dies ist nicht erforderlich fir AuBenwande von Treppenraumen, die aus nichtbrennbaren Baustoffen
bestehen und durch andere an diese AuBenwande anschlieBende Gebaudeteile im Brandfall nicht gefahrdet
werden kdnnen. Der obere Abschluss notwendiger Treppenrdume muss als raumabschlieBendes Bauteil
die Feuerwiderstandsfahigkeit der Decken des Gebaudes haben. Dies gilt nicht, wenn der obere Abschluss
das Dach ist und die Treppenraumwande bis unter die Dachhaut reichen.

(5) In notwendigen Treppenraumen und in Raumen nach Absatz 3 Satz 2 muissen
1. Bekleidungen, Putze, Dammstoffe, Unterdecken und Einbauten aus nichtbrennbaren Baustoffen
bestehen,

2. Wande und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in
ausreichender Dicke haben und
3. Bodenbeldge, ausgenommen Gleitschutzprofile, aus mindestens schwerentflammbaren Baustoffen
bestehen.
(6) In notwendigen Treppenraumen missen Offnungen

1. zu Kellergeschossen, zu nicht ausgebauten Dachraumen, Werkstatten, Laden, Lager- und ahnlichen
Raumen sowie zu sonstigen Rdumen und Nutzungseinheiten mit einer Flache von mehr als 200 m?,
ausgenommen Wohnungen, mindestens feuerhemmende, rauchdichte und selbstschlieRende
Abschlisse,

2. zu notwendigen Fluren rauchdichte und selbstschliefende Abschlisse und
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3. zu sonstigen Rdumen und Nutzungseinheiten mindestens dicht- und selbstschlieBende Abschlisse

haben. Die Feuerschutz- und Rauchschutzabschlisse durfen lichtdurchlassige Seitenteile und Oberlichte
enthalten, wenn der Abschluss insgesamt nicht breiter als 2,50 m ist.

(7) Notwendige Treppenraume miuissen zu beleuchten sein. Notwendige Treppenraume ohne Fenster
mussen in Gebauden mit einer Hohe nach § 2 Absatz 3 Satz 2 von mehr als 13 m eine
Sicherheitsbeleuchtung haben.

(8) Notwendige Treppenraume mussen beliftet und zur Unterstitzung wirksamer Loscharbeiten
entraucht werden kénnen. Sie missen

1. in jedem oberirdischen Geschoss unmittelbar ins Freie fihrende Fenster mit einem freien Querschnitt
von mindestens 0,50 m?2 haben, die geéffnet werden kdénnen, oder

2. an der obersten Stelle eine Offnung zur Rauchableitung haben.

In den Fallen des Satzes 2 Nummer 1 ist in Gebauden der Gebaudeklasse 5 zudem an der obersten Stelle
eine Offnung zur Rauchableitung erforderlich; in den Fallen des Satzes 2 Nummer 2 sind in Gebauden der
Gebaudeklassen 4 und 5, soweit dies zur Erflullung der Anforderungen nach Satz 1 erforderlich ist,
besondere Vorkehrungen zu treffen. Offnungen zur Rauchableitung nach den Satzen 2 und 3 miissen in
jedem Treppenraum einen freien Querschnitt von mindestens 1 m2 und Vorrichtungen zum Offnen ihrer
Abschlisse haben, die vom Erdgeschoss und vom obersten Treppenabsatz aus bedient werden kénnen.

§ 36
Notwendige Flure, offene Gange

(1) Flure, Uber die Rettungswege aus Aufenthaltsraumen oder aus Nutzungseinheiten mit
Aufenthaltsraumen zu Ausgangen in notwendige Treppenraume oder ins Freie fUhren (notwendige Flure),
mussen so angeordnet und ausgebildet sein, dass die Nutzung im Brandfall ausreichend lang mdéglich ist.
Notwendige Flure sind nicht erforderlich

1. in Wohngebauden der Gebaudeklassen 1 und 2;

2. in sonstigen Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2, ausgenommen in Kellergeschossen;

3. innerhalb von Nutzungseinheiten mit nicht mehr als 200 m? und innerhalb von Wohnungen sowie
4

innerhalb von Nutzungseinheiten, die einer Blro- oder Verwaltungsnutzung dienen, mit nicht mehr als
400 m?; das gilt auch fur Teile gréBerer Nutzungseinheiten, wenn diese Teile nicht groBer als 400 m?
sind, Trennwande nach § 29 Absatz 2 Nummer 1 haben und jeder Teil unabhangig von anderen Teilen
Rettungswege nach § 33 Absatz 1 hat.

(2) Notwendige Flure missen so breit sein, dass sie fUr den gréRten zu erwartenden Verkehr ausreichen.
In den Fluren ist eine Folge von weniger als drei Stufen unzulassig.

(3) Notwendige Flure sind durch nichtabschlieBbare, rauchdichte und selbstschliefende Abschlisse in
Rauchabschnitte zu unterteilen. Die Rauchabschnitte sollen nicht langer als 30 m sein. Die Abschlisse sind
bis an die Rohdecke zu fuhren. Sie dirfen bis an die Unterdecke der Flure gefihrt werden, wenn die
Unterdecke feuerhemmend ist. Notwendige Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die zu einem
Sicherheitstreppenraum fuhren, durfen nicht langer als 15 m sein. Die Satze 1 bis 4 gelten nicht fur offene
Gange nach Absatz 5.

(4) Die Wande notwendiger Flure missen als raumabschlieRende Bauteile feuerhemmend, in
Kellergeschossen, deren tragende und aussteifende Bauteile feuerbestandig sein missen, feuerbestandig
sein. Die Wande sind bis an die Rohdecke zu flhren. Sie dirfen bis an die Unterdecke der Flure gefuhrt
werden, wenn die Unterdecke feuerhemmend und ein demjenigen nach Satz 1 vergleichbarer
Raumabschluss sichergestellt ist. Tiiren in diesen Wanden miissen dicht schlieRen. Offnungen zu
Lagerbereichen im Kellergeschoss mussen feuerhemmende, dicht- und selbstschlieBende Abschlisse
haben.

(5) FGr Wande und Brustungen notwendiger Flure mit nur einer Fluchtrichtung, die als offene Gange vor
den AuBenwanden angeordnet sind, gilt Absatz 4 entsprechend. Fenster sind in diesen AuRenwanden ab
einer Bristungshéhe von 0,90 m zulassig.

(6) In notwendigen Fluren sowie in offenen Gangen nach Absatz 5 missen

1. Bekleidungen, Putze, Unterdecken und Dammstoffe aus nichtbrennbaren Baustoffen bestehen und

2. Wande und Decken aus brennbaren Baustoffen eine Bekleidung aus nichtbrennbaren Baustoffen in
ausreichender Dicke haben.
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§ 37
Fenster, Turen, sonstige (")ffnungen

(1) Glastiren und andere Glasflachen, die bis zum FuBboden allgemein zuganglicher Verkehrsflachen
herabreichen, sind so zu kennzeichnen, dass sie leicht erkannt werden kénnen. Weitere
SchutzmaBnahmen sind fur gréere Glasflachen vorzusehen, wenn dies die Verkehrssicherheit erfordert.

(2) Eingangstiren von Wohnungen, die Uber Aufzlige erreichbar sein missen, missen eine lichte
Durchgangsbreite von mindestens 0,90 m haben.

(3) Jedes Kellergeschoss ohne Fenster muss mindestens eine Offnung ins Freie haben, um eine
Rauchableitung zu ermdglichen. Gemeinsame Kellerlichtschachte flr Gbereinanderliegende Kellergeschosse
sind unzulassig.

(4) Fenster, die als Rettungswege nach § 33 Absatz 2 Satz 2 dienen, mussen im Lichten mindestens

0,90 m mal 1,20 m grof8 und nicht héher als 1,20 m Uber der FuBbodenoberkante angeordnet sein. Liegen
diese Fenster in Dachschragen oder Dachaufbauten, darf ihre Unterkante oder ein davor liegender Austritt
von der Traufkante horizontal gemessen nicht mehr als 1 m entfernt sein.

§ 38
Umwehrungen

(1) In, an und auf baulichen Anlagen sind zu umwehren oder mit Briistungen zu versehen:

1. Flachen, die im Allgemeinen zum Begehen bestimmt sind und unmittelbar an mehr als 1 m tiefer
liegende Flachen angrenzen; dies gilt nicht, wenn die Umwehrung dem Zweck der Flachen
widerspricht;

2. nicht begehbare Oberlichte und Glasabdeckungen in Flachen, die im Allgemeinen zum Begehen
bestimmt sind, wenn sie weniger als 0,50 m aus diesen Flachen herausragen;

3. Dacher oder Dachteile, die zum auch nur zeitweiligen Aufenthalt von Menschen bestimmt sind;

4. Offnungen in begehbaren Decken sowie in Dachern oder Dachteilen nach Nummer 3, wenn sie nicht
sicher abgedeckt sind;

5. nicht begehbare Glasflachen in Decken sowie in Dachern oder Dachteilen nach Nummer 3;

6. die freien Seiten von Treppenlaufen, Treppenabsatzen und Treppendffnungen (Treppenaugen);

7. Kellerlichtschachte und Betriebsschachte, die an Verkehrsflachen liegen, wenn sie nicht
verkehrssicher abgedeckt sind.

(2) In Verkehrsflachen liegende Kellerlichtschachte und Betriebsschachte sind in Hohe der Verkehrsflache
verkehrssicher abzudecken. An und in Verkehrsflachen liegende Abdeckungen muissen gegen unbefugtes
Abheben gesichert sein. Fenster, die unmittelbar an Treppen liegen und deren Bristungen unter der
notwendigen Umwehrungshoéhe liegen, sind zu sichern.

(3) Fensterbristungen von Flachen mit einer Absturzhéhe bis zu 12 m missen mindestens 0,80 m, von
Fldchen mit mehr als 12 m Absturzh6he mindestens 0,90 m hoch sein. Geringere Bristungshdhen sind
zulassig, wenn durch andere Vorrichtungen wie Gelander die nach Absatz 4 vorgeschriebenen
Mindesthéhen eingehalten werden.

(4) Andere notwendige Umwehrungen mussen folgende Mindesthéhen haben:

1. Umwehrungen zur Sicherung von Offnungen in begehbaren Decken und Dachern sowie
Umwehrungen von Flachen mit 1 m bis zu 12 m Absturzhdéhe 0,90 m;

2. Umwehrungen von Flachen mit mehr als 12 m Absturzhéhe 1,10 m.

Abschnitt 6
Technische Gebaudeausristung

§ 39
Aufziuge

(1) Aufzige im Innern von Gebauden missen eigene Fahrschachte haben, um eine Brandausbreitung in
andere Geschosse ausreichend lang zu verhindern. In einem Fahrschacht dirfen bis zu drei Aufzige
liegen. Aufzlige ohne eigene Fahrschachte sind zulassig

1. innerhalb eines notwendigen Treppenraumes, ausgenommen in Hochhausern,
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2. innerhalb von Raumen, die Geschosse Uberbrtcken,
3. zur Verbindung von Geschossen, die offen miteinander in Verbindung stehen durfen, und
4. in Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 2.

Sie mussen sicher umkleidet sein.

(2) Die Fahrschachtwande missen als raumabschliefende Bauteile

1. in Gebauden der Gebaudeklasse 5 feuerbestandig und aus nichtbrennbaren Baustoffen,
2. in Gebauden der Gebaudeklasse 4 hochfeuerhemmend und
3. in Gebauden der Gebaudeklasse 3 feuerhemmend

sein. Fahrschachtwande aus brennbaren Baustoffen muissen schachtseitig eine Bekleidung aus
nichtbrennbaren Baustoffen in ausreichender Dicke haben. Fahrschachttiiren und andere Offnungen in
Fahrschachtwanden mit erforderlicher Feuerwiderstandsfahigkeit sind so herzustellen, dass die
Anforderungen nach Absatz 1 Satz 1 nicht beeintrachtigt werden.

(3) Fahrschachte miissen zu liften sein und eine Offnung zur Rauchableitung mit einem freien Querschnitt
von mindestens 2,5 Prozent der Fahrschachtgrundflache, mindestens jedoch 0,10 m? haben. Diese
Offnung darf einen Abschluss haben, der im Brandfall selbsttatig 6ffnet und von mindestens einer
geeigneten Stelle aus bedient werden kann. Die Lage der Rauchaustritts6ffnungen muss so gewahlt
werden, dass der Rauchaustritt durch Windeinfluss nicht beeintrachtigt wird.

(4) Gebaude mit einer Héhe nach § 2 Absatz 3 Satz 2 von mehr als 13 m mussen Aufzlge in
ausreichender Zahl haben. Von diesen Aufzligen muss mindestens ein Aufzug Kinderwagen, Rollstuhle,
Krankentragen und Lasten aufnehmen kénnen und Haltestellen in allen Geschossen haben. Dieser Aufzug
muss von der Offentlichen Verkehrsflache und von allen Wohnungen in dem Gebaude aus stufenlos
erreichbar sein. Haltestellen im obersten Geschoss, im Erdgeschoss und in den Kellergeschossen sind
nicht erforderlich, wenn sie nur unter besonderen Schwierigkeiten hergestellt werden kénnen.

(5) Fahrkorbe zur Aufnahme einer Krankentrage muissen eine nutzbare Grundflache von mindestens
1,10 m mal 2,10 m, zur Aufnahme eines Rollstuhls von mindestens 1,10 m mal 1,40 m haben. Tlren
mussen eine lichte Durchgangsbreite von mindestens 0,90 m haben. In einem Aufzug fur Rollstiihle und
Krankentragen darf der flr Rollstihle nicht erforderliche Teil der Fahrkorbgrundflache durch eine
verschlieBbare Tur abgesperrt werden. Vor den Aufzligen muss eine ausreichende Bewegungsflache
vorhanden sein.

8§40
Leitungsanlagen, Installationsschachte und -kanale

(1) Leitungen durfen durch raumabschlieBende Bauteile, fir die eine Feuerwiderstandsfahigkeit
vorgeschrieben ist, nur hindurchgefiihrt werden, wenn eine Brandausbreitung ausreichend lang nicht zu
beflirchten ist oder Vorkehrungen hiergegen getroffen sind. Dies gilt nicht

1. fur Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2,

2. innerhalb von Wohnungen und

3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als insgesamt 400 m? in nicht mehr als zwei

Geschossen.

(2) In notwendigen Treppenraumen, in Raumen nach § 35 Absatz 3 Satz 2 und in notwendigen Fluren sind
Leitungsanlagen nur zuldssig, wenn eine Nutzung als Rettungsweg im Brandfall ausreichend lang méglich
ist.
(3) FUr Installationsschachte und -kanale gelten Absatz 1 sowie § 41 Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3
entsprechend.

§41
Luftungsanlagen

(1) Luftungsanlagen mussen betriebssicher und brandsicher sein. Sie dirfen den ordnungsgemafien
Betrieb von Feuerungsanlagen nicht beeintrachtigen.

(2) Laftungsleitungen sowie deren Bekleidungen und Dammstoffe missen aus nichtbrennbaren
Baustoffen bestehen. Brennbare Baustoffe sind zuldssig, wenn ein Beitrag der Liftungsleitung zur
Brandentstehung und Brandweiterleitung nicht zu beflirchten ist. Luftungsleitungen dirfen
raumabschlieBende Bauteile, fir die eine Feuerwiderstandsfahigkeit vorgeschrieben ist, nur Gberbricken,
wenn eine Brandausbreitung ausreichend lang nicht zu beflirchten ist oder wenn Vorkehrungen hiergegen
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getroffen sind.
(3) Laftungsanlagen sind so herzustellen, dass sie Geriiche und Staub nicht in andere Raume Ubertragen.

(4) Laftungsanlagen duarfen nicht in Abgasanlagen eingefihrt werden. Die gemeinsame Nutzung von
LGftungsleitungen zur Liftung und zur Ableitung der Abgase von Gasfeuerstatten ist zulassig, wenn keine
Bedenken wegen der Betriebssicherheit und des Brandschutzes bestehen. Die Abluft ist ins Freie zu
fuhren. Nicht zur Liuftungsanlage gehérende Einrichtungen sind in Liftungsleitungen unzulassig.

(5) Die Absatze 2 und 3 gelten nicht

1. flar Gebaude der Gebaudeklassen 1 und 2;

2. innerhalb von Wohnungen und

3. innerhalb derselben Nutzungseinheit mit nicht mehr als 400 m? in nicht mehr als zwei Geschossen.
(6) Fur raumlufttechnische Anlagen und Warmiluftheizungen gelten die Absatze 1 bis 5 entsprechend.

8§42
Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen
zur Warmeerzeugung, Brennstoffversorgung

(1) Feuerstatten und Abgasanlagen (Feuerungsanlagen) missen betriebssicher und brandsicher sein.

(2) Feuerstatten diurfen in Radumen nur aufgestellt werden, wenn nach der Art der Feuerstatte und nach
Lage, GroRe, baulicher Beschaffenheit und Nutzung der Raume Gefahren nicht entstehen.

(3) Abgase von Feuerstatten sind durch Abgasleitungen, Schornsteine und Verbindungsstlicke
(Abgasanlagen) so abzufihren, dass keine Gefahren oder unzumutbaren Belastigungen entstehen.
Abgasanlagen sind in solcher Zahl und Lage und so herzustellen, dass die Feuerstatten des Gebaudes
ordnungsgemal’ angeschlossen werden kdnnen. Sie miUssen leicht gereinigt werden kdnnen.

(4) Behalter und Rohrleitungen flr brennbare Gase und Flissigkeiten missen betriebssicher und
brandsicher sein. Diese Behalter sowie feste Brennstoffe sind so aufzustellen oder zu lagern, dass keine
Gefahren oder unzumutbaren Beldstigungen entstehen.

(5) Fur die Aufstellung von ortsfesten Verbrennungsmotoren, Blockheizkraftwerken, Brennstoffzellen und
Verdichtern sowie die Ableitung ihrer Verbrennungsgase gelten die Absatze 1 bis 3 entsprechend.

§43
Sanitdre Anlagen, Wasserzahler

(1) Fensterlose Bader und Toiletten sind nur zulassig, wenn eine wirksame Liftung gewahrleistet ist.

(2) Jede Wohnung muss einen eigenen Wasserzahler haben. Dies gilt nicht bei Nutzungsanderungen,
wenn die Anforderung nach Satz 1 nur mit unverhaltnismaligem Mehraufwand erflllt werden kann.

(3) Wasserversorgungsanlagen sowie Anlagen fur Schmutz- und Niederschlagswasser (Abwasser) sind so
herzustellen und zu unterhalten, dass sie betriebssicher sind und Gefahren oder unzumutbare
Belastigungen nicht entstehen kénnen.

§ 44
Kleinklaranlagen, Gruben

Kleinklaranlagen und Gruben missen wasserdicht und ausreichend grof sein. Sie missen eine dichte und
sichere Abdeckung sowie Reinigungs- und Entleerungséffnungen haben. Diese Offnungen diirfen nur vom
Freien aus zuganglich sein. Die Anlagen sind so zu entliften, dass Gesundheitsschaden oder unzumutbare
Belastigungen nicht entstehen. Die Zuleitungen zu Abwasserentsorgungsanlagen missen geschlossen,
dicht, und, soweit erforderlich, zum Reinigen eingerichtet sein.

§45
Aufbewahrung fester Abfallstoffe

Feste Abfallstoffe durfen innerhalb von Gebauden vorubergehend aufbewahrt werden, in Gebauden der
Gebaudeklassen 3 bis 5 jedoch nur, wenn die dafur bestimmten Raume

1. Trennwande und Decken als raumabschlieSende Bauteile mit der Feuerwiderstandsfahigkeit der
tragenden Wande,

2. Offnungen vom Gebaudeinnern zum Aufstellraum mit feuerhemmenden, dicht- und
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selbstschlieBenden Abschliissen haben,
3. unmittelbar vom Freien entleert werden kénnen und
4. eine standig wirksame Liftung haben.

§ 46
Blitzschutzanlagen

Bauliche Anlagen, bei denen nach Lage, Bauart oder Nutzung Blitzschlag leicht eintreten oder zu schweren
Folgen fihren kann, sind mit dauernd wirksamen Blitzschutzanlagen zu versehen.

Abschnitt 7
Nutzungsbedingte Anforderungen

§ 47
Aufenthaltsraume

(1) Aufenthaltsraume mussen eine lichte Raumhohe von mindestens 2,40 m haben. Aufenthaltsraume im
Dachraum miussen eine lichte Raumhéhe von mindestens 2,30 m Uber mindestens der Halfte ihrer
Grundflache haben; Raumteile mit einer lichten Hohe bis 1,50 m bleiben aulRer Betracht.

(2) Aufenthaltsraume mussen ausreichend bellftet und mit Tageslicht belichtet werden kénnen. Sie
mussen Fenster mit einem RohbaumaR der Fensteréffnungen von mindestens einem Achtel der Netto-
Grundflache des Raumes einschlieBlich der Netto-Grundflache verglaster Vorbauten und Loggien haben.

(3) Aufenthaltsrdume, deren Nutzung eine Belichtung mit Tageslicht verbietet, sowie Verkaufsraume,
Schank- und Speisegaststatten, arztliche Behandlungs-, Sport-, Spiel-, Werk- und ahnliche Raume sind
ohne Fenster zulassig.

(4) Aufenthaltsraume, in denen bestimmungsgemaR Personen schlafen, und Flure, die zu diesen
Aufenthaltsraumen flihren, sind jeweils mit mindestens einem Rauchwarnmelder auszustatten, soweit
nicht fir solche Raume eine automatische Rauchdetektion und angemessene Alarmierung sichergestellt
sind. Die Rauchwarnmelder missen so eingebaut oder angebracht und betrieben werden, dass
Brandrauch frihzeitig erkannt und gemeldet wird. Die Sicherstellung der Betriebsbereitschaft obliegt den
unmittelbaren Besitzern, es sei denn, der Eigentimer Ubernimmt diese Verpflichtung selbst.

§48
Wohnungen

(1) Jede Wohnung muss eine Kiiche oder Kochnische haben. Fensterlose Klichen oder Kochnischen sind
zulassig, wenn eine wirksame LUftung gewahrleistet ist.

(2) In Wohngebauden der Gebaudeklassen 3 bis 5 sind leicht erreichbare und gut zugangliche
Abstellraume fur Kinderwagen und Fahrrader sowie fir jede Wohnung ein ausreichend groRer Abstellraum
herzustellen.

(3) Jede Wohnung muss ein Bad mit Badewanne oder Dusche und eine Toilette haben.

8§49
Stellplatze, Garagen und Abstellplatze fir Fahrrader

(1) Soweit nicht in értlichen Bauvorschriften nach § 89 Absatz 1 Nummer 4 geregelt, sind fir Anlagen, bei
denen ein Zu- und Abgangsverkehr mit Kraftfahrzeugen oder Fahrradern zu erwarten ist, Stellplatze und
Garagen sowie Abstellplatze fir Fahrrader in dem erforderlichen Umfang auf dem Baugrundstiick oder in
zumutbarer Entfernung davon auf einem geeigneten Grundstick herzustellen, dessen Benutzung fur
diesen Zweck rechtlich gesichert ist (notwendige Stellplatze und Garagen sowie Abstellplatze fur
Fahrrader). Die Zahl, GréBe und Beschaffenheit der notwendigen Stellpldtze und Garagen sowie
Abstellplatze fiir Fahrrader einschlieBlich des Mehrbedarfs bei Anderungen und Nutzungséanderungen der
Anlagen ist zu bestimmen unter Berlicksichtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, der
Bedurfnisse des ruhenden Verkehrs sowie der ErschlieBung durch Einrichtungen des 6ffentlichen
Personennahverkehrs.

(2) Erhebt die Gemeinde Ablésungsbetrage gemaR § 89 Absatz 1 Nummer 4, hat sie diese zu verwenden
fur

1. die Herstellung zusatzlicher oder die Instandhaltung oder Modernisierung bestehender
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Parkeinrichtungen oder

2. sonstige MaBnahmen zur Entlastung der StraBen vom ruhenden Verkehr einschlieSlich investiver
MalBnahmen des 6ffentlichen Personennahverkehrs und der Férderung von 6ffentlichen
Fahrradabstellplatzen.

(3) Die H6he der Ablésungsbetrage richtet sich nach Art der Nutzung und Lage der Anlage und
darf 60 Prozent der durchschnittlichen Kosten eines Stellplatzes in diesem Gebiet nicht Ubersteigen.

§ 50
Barrierefreies Bauen

(1) In Gebauden mit mehr als zwei Wohnungen missen die Wohnungen eines Geschosses barrierefrei
erreichbar sein; diese Verpflichtung kann auch durch barrierefrei erreichbare Wohnungen in mehreren
Geschossen erflllt werden. In diesen Wohnungen missen die Wohn- und Schlafraume, eine Toilette, ein
Bad sowie die Kliche oder die Kochnische barrierefrei sein. § 39 Absatz 4 bleibt unberihrt.

(2) Bauliche Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, missen in den dem allgemeinen Besucher- und
Benutzerverkehr dienenden Teilen barrierefrei sein. Dies gilt insbesondere flr
1. Einrichtungen der Kultur und des Bildungswesens;
Sport- und Freizeitstatten;
Einrichtungen des Gesundheitswesens;
Biro-, Verwaltungs- und Gerichtsgebaude;
Verkaufsstatten, Gast- und Beherbergungsstatten sowie
6. Stellplatze, Garagen und Toilettenanlagen.

Fur die der zweckentsprechenden Nutzung dienenden Radume und Anlagen genlgt es, wenn sie in dem
erforderlichen Umfang barrierefrei sind. Toilettenraume und notwendige Stellplatze flir Besucher und
Benutzer missen in der erforderlichen Anzahl barrierefrei sein.

vk WwnN

(3) Abweichungen von den Absatzen 1 und 2 kénnen nach § 67 nur dann zugelassen werden, soweit die
Anforderungen wegen schwieriger Gelandeverhaltnisse, wegen des Einbaus eines sonst nicht
erforderlichen Aufzugs, wegen ungunstiger vorhandener Bebauung oder im Hinblick auf die Sicherheit der
Menschen mit Behinderungen oder alten Menschen nur mit einem unverhaltnismaBigen Mehraufwand
erfulit werden kdnnen.

§51
Sonderbauten

An Sonderbauten kénnen im Einzelfall zur Verwirklichung der allgemeinen Anforderungen nach § 3 Satz 1
besondere Anforderungen gestellt werden. Erleichterungen kénnen gestattet werden, soweit es der
Einhaltung von Vorschriften wegen der besonderen Art oder Nutzung baulicher Anlagen oder wegen
besonderer Anforderungen nicht bedarf. Die Anforderungen und Erleichterungen nach den Satzen 1
und 2 kénnen sich insbesondere erstrecken auf

1. die Anordnung der baulichen Anlagen auf dem Grundstuck;

2. die Abstande von Nachbargrenzen, von anderen baulichen Anlagen auf dem Grundstick und von
offentlichen Verkehrsflachen sowie auf die Gré3e der freizuhaltenden Flachen der Grundstticke;

3. die Offnungen nach &ffentlichen Verkehrsflachen und nach angrenzenden Grundstiicken;
4. die Anlage von Zu- und Abfahrten;

5. die Anlage von Grunstreifen, Baumpflanzungen und anderen Pflanzungen sowie die Begrinung oder
Beseitigung von Halden und Gruben;

6. die Bauart und Anordnung aller flr die Stand- und Verkehrssicherheit, den Brand-, Warme-, Schall-
oder Gesundheitsschutz wesentlichen Bauteile und die Verwendung von Baustoffen;

7. Brandschutzanlagen, -einrichtungen und -vorkehrungen;
8. die Loschwasserrickhaltung;

9. die Anordnung und Herstellung von Aufzligen, Treppen, Treppenraumen, Fluren, Ausgangen und
sonstigen Rettungswegen;

10. die Beleuchtung und Energieversorgung;
11. die LGftung und Rauchableitung;
12. die Feuerungsanlagen und Heizraume;
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13. die Wasserversorgung;

14. die Aufbewahrung und Entsorgung von Abwasser und festen Abfallstoffen;
15. die Stellplatze und Garagen;

16. die barrierefreie Nutzbarkeit;

17. die zuldssige Zahl der Benutzer, Anordnung und Zahl der zulassigen Sitz- und Stehplatze bei
Versammlungsstatten, Triblnen und Fliegenden Bauten;

18. die Zahl der Toiletten fur Besucher;

19. Umfang, Inhalt und Zahl besonderer Bauvorlagen, insbesondere eines Brandschutzkonzepts;
20. weitere zu erbringende Bescheinigungen;

21. die Bestellung und Qualifikation des Bauleiters und der Fachbauleiter;

22. den Betrieb und die Nutzung einschlieBlich der Bestellung und der Qualifikation eines
Brandschutzbeauftragten sowie

23. Erst-, Wiederholungs- und Nachprufungen und die Bescheinigungen, die hierlber zu erbringen sind.
18

Teil 4
Die am Bau Beteiligten

§ 52
Grundpflichten

Bei der Errichtung, Anderung, Nutzungsanderung und der Beseitigung von Anlagen sind der Bauherr und
im Rahmen ihres Wirkungskreises die anderen am Bau Beteiligten daflr verantwortlich, dass die 6ffentlich-
rechtlichen Vorschriften eingehalten werden.

§53
Bauherr

(1) Der Bauherr hat zur Vorbereitung, Uberwachung und Ausfiihrung eines nicht verfahrensfreien
Bauvorhabens sowie der Beseitigung von Anlagen geeignete Beteiligte nach MaRgabe der §§ 54 bis 56 zu
bestellen, soweit er nicht selbst zur Erflllung der Verpflichtungen nach diesen Vorschriften geeignet ist.
Dem Bauherrn obliegen auRerdem die nach den 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften erforderlichen Antrage,
Anzeigen und Nachweise. Er hat die zur Erflillung der Anforderungen dieses Gesetzes oder aufgrund
dieses Gesetzes erforderlichen Nachweise und Unterlagen zu den verwendeten Bauprodukten und den
angewandten Bauarten bereitzuhalten. Werden Bauprodukte verwendet, die die CE-Kennzeichnung nach
der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen, ist die Leistungserklarung bereitzuhalten. Der Bauherr hat vor
Baubeginn den Namen des Bauleiters und wahrend der Bauausfliihrung einen Wechsel dieser Person
unverzuglich der Bauaufsichtsbehdrde schriftlich mitzuteilen. Wechselt der Bauherr, hat der neue Bauherr
dies der Bauaufsichtsbehdrde unverzlglich schriftlich mitzuteilen.

(2) Treten bei einem Bauvorhaben mehrere Personen als Bauherr auf, so kann die Bauaufsichtsbehdrde
verlangen, dass ihr gegenuber ein Vertreter bestellt wird, der die dem Bauherrn nach den o6ffentlich-
rechtlichen Vorschriften obliegenden Verpflichtungen zu erfillen hat. Im Ubrigen findet § 18 Absatz 1

Satz 2 und 3, Absatz 2 des Verwaltungsverfahrensgesetzes entsprechende Anwendung. 19

§ 54
Entwurfsverfasser

(1) Der Entwurfsverfasser muss nach Sachkunde und Erfahrung zur Vorbereitung des jeweiligen
Bauvorhabens geeignet sein. Er ist fur die Volistandigkeit und Brauchbarkeit seines Entwurfs
verantwortlich. Der Entwurfsverfasser hat daflur zu sorgen, dass die flr die Ausfihrung notwendigen
Einzelzeichnungen, Einzelberechnungen und Anweisungen den 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften
entsprechen.

(2) Hat der Entwurfsverfasser auf einzelnen Fachgebieten nicht die erforderliche Sachkunde und
Erfahrung, sind geeignete Fachplaner heranzuziehen. Diese sind fur die von ihnen gefertigten Unterlagen,
die sie zu unterzeichnen haben, verantwortlich. Flir das ordnungsgemale Ineinandergreifen aller
Fachplanungen bleibt der Entwurfsverfasser verantwortlich.
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§ 55
Unternehmer

(1) Jeder Unternehmer ist flir die mit den 6ffentlich-rechtlichen Anforderungen Ubereinstimmende
Ausfuhrung der von ihm Gbernommenen Arbeiten und insoweit flr die ordnungsgemale Einrichtung und
den sicheren Betrieb der Baustelle verantwortlich. Er hat die zur Erflllung der Anforderungen dieses
Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erforderlichen Nachweise und Unterlagen zu den verwendeten
Bauprodukten und den angewandten Bauarten zu erbringen und auf der Baustelle bereitzuhalten. Bei
Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung nach der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen, ist die
Leistungserkldrung bereitzuhalten.

(2) Jeder Unternehmer hat auf Verlangen der Bauaufsichtsbehdrde fur Arbeiten, bei denen die Sicherheit
der Anlage in aullergewdhnlichem MalSe von der besonderen Sachkenntnis und Erfahrung des
Unternehmers oder von einer Ausstattung des Unternehmens mit besonderen Vorrichtungen abhangt,

nachzuweisen, dass er fur diese Arbeiten geeignet ist und Uber die erforderlichen Vorrichtungen verflugt.
20

§ 56
Bauleiter

(1) Der Bauleiter hat dartber zu wachen, dass die BaumalBnahme entsprechend den 6ffentlich-rechtlichen
Anforderungen durchgefuhrt wird und die dafur erforderlichen Weisungen zu erteilen. Er hat im Rahmen
dieser Aufgabe auf den sicheren bautechnischen Betrieb der Baustelle, insbesondere auf das gefahrlose
Ineinandergreifen der Arbeiten der Unternehmer, zu achten. Die Verantwortlichkeit der Unternehmer bleibt
unberuhrt.

(2) Der Bauleiter muss Uber die flir seine Aufgabe erforderliche Sachkunde und Erfahrung verfligen.
Verfugt er auf einzelnen Teilgebieten nicht Gber die erforderliche Sachkunde, sind geeignete Fachbauleiter
heranzuziehen. Diese treten insoweit an die Stelle des Bauleiters. Der Bauleiter hat die Tatigkeit der
Fachbauleiter und seine Tatigkeit aufeinander abzustimmen.

Teil 5
Bauaufsichtsbehorden, Verfahren

Abschnitt 1
Bauaufsichtsbehorden

§ 57
Aufbau und Zustandigkeit der Bauaufsichtsbehérden

(1) Bauaufsichtsbehorden sind

1. die Landkreise und Kreisfreien Stadte als untere Bauaufsichtsbehorden,
2. die Landesdirektion Sachsen als obere Bauaufsichtsbehorde und
3. das Staatsministerium des Innern als oberste Bauaufsichtsbehorde.

Far den Vollzug dieses Gesetzes sowie anderer 6ffentlich-rechtlicher Vorschriften far die Errichtung,
Anderung, Nutzungsanderung und Beseitigung sowie die Nutzung und die Instandhaltung von Anlagen ist
die untere Bauaufsichtsbehdrde zustandig, soweit nichts anderes bestimmt ist.

(2) Untere Bauaufsichtsbehdrden sind auch die nach § 2 Absatz 2 des Sachsischen
Kreisgebietsneugliederungsgesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 102), das durch Artikel 7 des
Gesetzes vom 18. Dezember 2013 (SachsGVBI. S. 970) geandert worden ist, eingekreisten Stadte sowie
Gemeinden, Verwaltungsverbande und erflllende Gemeinden von Verwaltungsgemeinschaften, die dies bis
zum 1. Oktober 2003 geworden sind. Die Zustandigkeit in dem Fall des Satzes 1 erlischt durch Erklarung
der Gemeinde, des Verwaltungsverbands oder der erflillenden Gemeinde einer Verwaltungsgemeinschaft
gegenuber der obersten Bauaufsichtsbehorde. Die Erklarung einer erfiillenden Gemeinde bedarf der
Zustimmung des Gemeinschaftsausschusses. Sie erlischt ferner, wenn die in Absatz 3 genannten
Voraussetzungen nicht mehr erflllt sind und die oberste Bauaufsichtsbehdrde dies feststellt. Das
Erléschen ist im Sachsischen Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt zu machen. Es wird mit Ablauf des
auf die Bekanntmachung folgenden Monats wirksam.

(3) Die Bauaufsichtsbehdrden sind zur Durchfihrung ihrer Aufgaben ausreichend mit geeigneten
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Fachkraften zu besetzen und mit den erforderlichen Vorrichtungen auszustatten. Den
Bauaufsichtsbehdrden mussen insbesondere Personen, die die Befahigung zum hdéheren bautechnischen
Verwaltungsdienst und die erforderlichen Kenntnisse der Bautechnik, der Baugestaltung und des
Offentlichen Baurechts haben, und Personen, die die Befahigung zum Richteramt oder zum hdéheren
Verwaltungsdienst haben, angehéren. Die unteren Bauaufsichtsbehdrden nach Absatz 2 kénnen anstelle
von Personen mit der Befahigung zum hdheren bautechnischen Verwaltungsdienst auch Personen
beschaftigen, die mindestens einen Fachhochschulabschluss der Fachrichtung Bauingenieurwesen oder
Architektur erworben haben. Ausnahmen kdénnen hinsichtlich der unteren Bauaufsichtsbehdrde von der
oberen, im Ubrigen von der obersten Bauaufsichtsbehérde gestattet werden.

§ 58
Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehorden

(1) Die Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehérden sind Weisungsaufgaben. Das Weisungsrecht ist nicht
beschrankt.

(2) Die Bauaufsichtsbehdrden haben bei der Errichtung, Anderung, Nutzungsénderung und Beseitigung
sowie bei der Nutzung und Instandhaltung von Anlagen dartber zu wachen, dass die 6ffentlich-rechtlichen
Vorschriften eingehalten werden, soweit nicht andere Behérden zustandig sind. Sie kénnen in
Wahrnehmung dieser Aufgaben die erforderlichen MaBnahmen treffen.

(3) Bauaufsichtliche Genehmigungen und sonstige MaBnahmen gelten auch fir und gegen
Rechtsnachfolger.

(4) Die mit dem Vollzug dieses Gesetzes beauftragten Personen sind berechtigt, in Austibung ihres Amtes
Grundsticke und Anlagen einschlieBlich der Wohnungen zu betreten. Das Grundrecht auf Unverletzlichkeit
der Wohnung (Artikel 13 des Grundgesetzes fur die Bundesrepublik Deutschland, Artikel 30 Absatz 1 der
Verfassung des Freistaates Sachsen) wird insoweit eingeschrankt.

(5) Kommt eine Bauaufsichtsbehdrde einer schriftlichen Weisung der Aufsichtsbehdrde nicht fristgerecht
nach, kann diese anstelle der angewiesenen Behdrde handeln (Selbsteintritt). Die oberste
Bauaufsichtsbehdrde muss den Selbsteintritt flr erforderlich halten und dies gegentber der
Aufsichtsbehdrde erklaren.

Abschnitt 2
Genehmigungspflicht, Genehmigungsfreiheit

§ 59
Grundsatz

(1) Die Errichtung, Anderung und Nutzungsanderung von Anlagen bedirfen der Baugenehmigung, soweit
in den §§ 60 bis 62, 76 und 77 nichts anderes bestimmt ist.

(2) Die Genehmigungsfreiheit nach den §§ 60 bis 62, 76 und 77 Absatz 1 Satz 3 sowie die Beschrankung
der bauaufsichtlichen Prifung nach §§ 63, 64, 66 Absatz 4 und § 77 Absatz 3 entbinden nicht von der
Verpflichtung zur Einhaltung der Anforderungen, die durch 6ffentlich-rechtliche Vorschriften an

Anlagen gestellt werden, und lassen die bauaufsichtlichen Eingriffsbefugnisse unberuhrt.

§ 60
Vorrang anderer Gestattungsverfahren

Keiner Baugenehmigung, Abweichung, Genehmigungsfreistellung, Zustimmung und Baulberwachung
nach diesem Gesetz bedirfen

1. nach anderen Rechtsvorschriften zulassungsbedurftige Anlagen in oder an oberirdischen Gewassern
und Anlagen, die dem Ausbau, der Unterhaltung oder der Nutzung eines Gewassers dienen oder als
solche gelten, ausgenommen Gebaude, die Sonderbauten sind;

2. nach anderen Rechtsvorschriften zulassungsbedurftige Anlagen flr die 6ffentliche Versorgung mit
Elektrizitat, Gas, Warme, Wasser und fur die 6ffentliche Verwertung oder Entsorgung von
Abwassern, ausgenommen Gebaude, die Sonderbauten sind;

3. Werbeanlagen, soweit sie einer Ausnahmegenehmigung nach Straenverkehrsrecht oder Zulassung
nach StraBenrecht oder Eisenbahnrecht bedirfen;

4. Anlagen, die nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz vom 24. Februar 2012 (BGBI. | S. 212), das zuletzt
durch Artikel 2 Absatz 9 des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBI. 1 S. 2808) geandert worden ist, in der
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jeweils geltenden Fassung, einer Genehmigung bedUrfen;
5. Anlagen, die nach Produktsicherheitsrecht einer Genehmigung oder Erlaubnis bedirfen, und

6. Anlagen, die einer Errichtungsgenehmigung nach dem Atomgesetz in der Fassung der
Bekanntmachung vom 15. Juli 1985 (BGBI. | S. 1565), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 2 des
Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBI. | S. 2808) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,
bedurfen.

Fur Anlagen, bei denen ein anderes Gestattungsverfahren die Baugenehmigung, die Abweichung oder die
Zustimmung einschliet oder die nach Satz 1 keiner Baugenehmigung oder Zustimmung bedurfen, nimmt
die fUr den Vollzug der entsprechenden Rechtsvorschriften zustandige Behdérde die Aufgaben und

Befugnisse der Bauaufsichtsbehdrde im AuRenverhaltnis wahr. 22

§ 61
Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen

(1) Verfahrensfrei sind

1. folgende Gebaude:
a) eingeschossige Gebaude mit einer Brutto-Grundflache bis zu 10 m?, auRer im AulSenbereich,

b) Garagen einschlieRlich Gberdachter Stellplatze mit einer mittleren Wandhdéhe bis zu 3 m und einer
Brutto-Grundflache bis zu 50 m? je Grundstlick, auSer im AuBenbereich,

c) Gebaude ohne Feuerungsanlagen mit einer traufseitigen Wandhohe bis zu 5 m, die einem land-
oder forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne der § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2, § 201 des
Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634),
in der jeweils geltenden Fassung, dienen, héchstens 100 m? Brutto-Grundflache haben und nur
zur Unterbringung von Sachen oder zum vorubergehenden Schutz von Tieren bestimmt sind,

d) Gewachshauser mit einer Firsthdéhe bis zu 5 m, die einem landwirtschaftlichen Betrieb im Sinne der
§ 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2, § 201 des Baugesetzbuches dienen und héchstens 100 m?
Brutto-Grundflache haben,

e) Fahrgastunterstande, die dem 6ffentlichen Personenverkehr oder der Schilerbeférderung dienen,
f) SchutzhUtten flir Wanderer, die jedermann zuganglich sind und keine Aufenthaltsraume haben,
g) Terrassenuberdachungen mit einer Flache bis zu 30 m? und einer Tiefe bis zu 3 m,

h) Gartenlauben in Kleingartenanlagen im Sinne des § 1 Absatz 1 des Bundeskleingartengesetzes
vom 28. Februar 1983 (BGBI. | S. 210), das zuletzt durch Artikel 11 des Gesetzes vom
19. September 2006 (BGBI. | S. 2146) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung,

i)  Wochenendhauser auf Wochenendplatzen,

2. Anlagen der technischen Gebaudeausristung, ausgenommen freistehende Abgasanlagen mit einer
Hb6he von mehr als 10 m,

3. folgende Anlagen zur Nutzung erneuerbarer Energien:

a) Solaranlagen in, an und auf Dach- und AuSenwandflachen, ausgenommen bei Hochhausern,
sowie die damit verbundene Anderung der Nutzung oder der auBeren Gestalt des Gebaudes,

b) gebaudeunabhangige Solaranlagen mit einer Hoéhe bis zu 3 m und einer Gesamtlange bis zu 9 m,

¢) Windenergieanlagen bis zu 10 m H6he, gemessen von der Gelandeoberflache bis zum héchsten
Punkt der vom Rotor bestrichenen Flache, und einem Rotordurchmesser bis 3 m, aulSer in reinen
Wohngebieten,

4. folgende Anlagen der Ver- und Entsorgung:
a) Brunnen,

b) Anlagen, die der Telekommunikation, der éffentlichen Versorgung mit Elektrizitat, Gas, Ol oder

Warme dienen, mit einer Héhe bis zu 5 m und einer Brutto-Grundflache bis zu 10 m?,
5. folgende Masten, Antennen und ahnliche Anlagen:

a) unbeschadet der Nummer 4 Buchstabe b Antennen einschlieflich der Masten mit einer Hohe bis
zu 10 m und zugehdoriger Versorgungseinheiten mit einem Brutto-Rauminhalt bis zu 10 m3 sowie,
soweit sie in, auf oder an einer bestehenden baulichen Anlage errichtet werden, die damit
verbundene Anderung der Nutzung oder der aulReren Gestalt der Anlage,

b) Masten und Unterstitzungen fur Fernsprechleitungen, fir Leitungen zur Versorgung mit
Elektrizitat, fur Seilbbahnen und flr Leitungen sonstiger Verkehrsmittel, flr Sirenen und fur
Fahnen,

c) Masten, die aus Grunden des Brauchtums errichtet werden,
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d) Signalhochbauten fur die Landesvermessung,
e) Flutlichtmasten mit einer Héhe bis zu 10 m,
6. folgende Behalter:

a) ortsfeste Behalter fur Fllissiggas mit einem Fassungsvermdégen von weniger als 3 t, fur nicht
verfllissigte Gase mit einem Brutto-Rauminhalt bis zu 6 m3,

b) ortsfeste Behalter flir brennbare oder wassergefahrdende Fllssigkeiten mit einem Brutto-
Rauminhalt bis zu 10 m3,

c) ortsfeste Behalter sonstiger Art mit einem Brutto-Rauminhalt bis zu 50 m3 und einer Héhe bis zu
3m,

d) Garfutterbehalter, fir die ein Prifbericht zur Typenprifung vorliegt, mit einer Hohe bis zu 10 m
und Schnitzelgruben,

e) Fahrsilos, Kompost- und ahnliche Anlagen,
f) Wasserbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 m3,
7. folgende Mauern und Einfriedungen:

a) Mauern einschlieBlich Stitzmauern und Einfriedungen mit einer Héhe bis zu 2 m, aulSer im
AuBenbereich,

b) offene, sockellose Einfriedungen flr Grundstlicke, die einem land- oder forstwirtschaftlichen
Betrieb im Sinne der § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2, § 201 des Baugesetzbuches dienen,

8. private Verkehrsanlagen einschlielich Bricken und Durchlassen mit einer lichten Weite bis zu 5 m
und Untertunnelungen mit einem Durchmesser bis zu 3 m,

9. Aufschlittungen und Abgrabungen mit einer Héhe oder Tiefe bis zu 2 m und einer Grundflache bis zu
30 m?, im AuBenbereich bis zu 300 m?,

10. folgende Anlagen in Garten und zur Freizeitgestaltung:

a) Schwimmbecken mit einem Beckeninhalt bis zu 100 m? einschlieBlich dazugehdriger
luftgetragener Uberdachungen, auBer im AulRenbereich,

b) Sprungschanzen, Sprungtirme und Rutschbahnen mit einer Héhe bis zu 10 m,

¢) Anlagen, die der zweckentsprechenden Einrichtung von Spiel-, Abenteuerspiel-, Bolz- und
Sportplatzen, Reit- und Wanderwegen, Trimm- und Lehrpfaden dienen, ausgenommen Gebaude
und Triblnen,

d) Wohnwagen, Zelte und bauliche Anlagen, die keine Gebaude sind, auf Camping-, Zelt- und
Wochenendplatzen,

e) Anlagen, die der Gartennutzung, der Gartengestaltung oder der zweckentsprechenden
Einrichtung von Garten dienen, ausgenommen Gebaude und Einfriedungen,

11. folgende tragende und nichttragende Bauteile:
a) nichttragende und nichtaussteifende Bauteile in baulichen Anlagen,

b) die Anderung tragender oder aussteifender Bauteile innerhalb von Wohngebauden der
Gebaudeklassen 1 und 2,

c) Fenster und Tiiren sowie die dafiir bestimmten Offnungen,

d) AuBenwandbekleidungen einschlieBlich MaBnahmen der Warmedammung, ausgenommen bei
Hochhausern, Verblendungen und Verputz baulicher Anlagen,

e) Bedachung, einschlieBlich MaBnhahmen der Warmedammung, ausgenommen bei Hochhausern,

f) der Dach- und Kellergeschossausbau in vorhandenen Wohngebauden zu Wohnungen,
ausgenommen bei Hochhausern, sofern ein Prufingenieur oder ein Prifamt nach § 88 Absatz 2
bestatigt hat, dass Bedenken wegen der Standsicherheit sowie brandschutztechnischer Belange
nicht bestehen,

12. folgende Werbeanlagen:
a) Werbeanlagen mit einer Ansichtsflache bis zu 1 m?,
b) Warenautomaten,

c) Werbeanlagen, die nach ihrem erkennbaren Zweck nur voribergehend flr hdchstens zwei
Monate angebracht werden, auBer im AuRenbereich,

d) Hinweisschilder (§ 10 Absatz 3 Nummer 3), wenn sie vor Ortsdurchfahrten auf einer Tafel
zusammengefasst sind,

e) Werbeanlagen in durch Bebauungsplan festgesetzten Gewerbe-, Industrie- und vergleichbaren
Sondergebieten an der Statte der Leistung mit einer Héhe bis zu 10 m
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sowie, sowetit sie in, auf oder an einer bestehenden Anlage errichtet werden, die damit verbundene
Anderung der Nutzung oder der auReren Gestalt der Anlage,

13. folgende vorubergehend aufgestellte oder benutzbare Anlagen:
a) Baustelleneinrichtungen einschlieBlich der Lagerhallen, Schutzhallen und Unterkunfte,
b) Geruste,
c) Toilettenwagen,
d) Behelfsbauten, die der Landesverteidigung, dem Katastrophenschutz oder der Unfallhilfe dienen,

e) bauliche Anlagen, die fir héchstens drei Monate auf genehmigtem Messe- und
Ausstellungsgelande errichtet werden, ausgenommen Fliegende Bauten,

f) Verkaufsstande und andere bauliche Anlagen auf StraBenfesten, Volksfesten und Markten,
ausgenommen Fliegende Bauten,

14. folgende Platze:

a) unbefestigte sowie vorlibergehend befestigte Lager- und Abstellplatze, die einem land- oder
forstwirtschaftlichen Betrieb im Sinne der § 35 Absatz 1 Nummer 1 und 2, § 201 des
Baugesetzbuches dienen,

b) nicht Gberdachte Stellplatze mit einer Flache bis zu 50 m? je Grundstick und deren Zufahrten,
¢) Kinderspielplatze im Sinne des § 8 Absatz 2 Satz 1,
15. folgende sonstige Anlagen:
a) Fahrradabstellanlagen mit einer Flache bis zu 30 m?,
b) Zapfsaulen und Tankautomaten genehmigter Tankstellen,
c) Regale mit einer Héhe bis zu 7,50 m Oberkante Lagergut,

d) Grabdenkmaler auf Friedhofen, Feldkreuze, Denkmaler und sonstige Kunstwerke jeweils mit einer
Héhe bis zu 4 m,

e) andere unbedeutende Anlagen oder unbedeutende Teile von Anlagen wie
HauseingangsUberdachungen, Markisen, Rollldden, Terrassen, Maschinenfundamente,
StraBenfahrzeugwaagen, Pergolen, Jagerstande, Wildfutterungen, Bienenfreistande,
Taubenhauser, Hofeinfahrten und Teppichstangen,

f) Gaststattenerweiterungen um eine Aulenbewirtschaftung, wenn die fUr die Erweiterung in
Anspruch genommene Grundflache 100 m? nicht tberschreitet.

(2) Verfahrensfrei ist die Anderung der Nutzung von Anlagen, wenn
1. fur die neue Nutzung keine anderen 6ffentlich-rechtlichen Anforderungen nach § 64 in Verbindung mit
§ 66 als fur die bisherige Nutzung in Betracht kommen oder
2. die Errichtung oder Anderung der Anlagen nach Absatz 1 verfahrensfrei wére.
(3) Verfahrensfrei ist die Beseitigung von

1. Anlagen nach Absatz 1,
2. freistehenden Gebauden der Gebaudeklassen 1 und 3 und
3. sonstigen Anlagen, die keine Gebaude sind, mit einer H6he bis zu 10 m.

Im Ubrigen ist die beabsichtigte Beseitigung von Anlagen mindestens einen Monat zuvor der
Bauaufsichtsbehdrde anzuzeigen. Bei nicht freistehenden Gebauden muss die Standsicherheit des
Gebaudes oder der Gebaude, an die das zu beseitigende Gebaude angebaut ist, durch einen qualifizierten
Tragwerksplaner im Sinne des § 66 Absatz 2 beurteilt und im erforderlichen Umfang nachgewiesen
werden; die Beseitigung ist, soweit notwendig, durch einen qualifizierten Tragwerksplaner zu Gberwachen.
Satz 3 gilt nicht, soweit an verfahrensfreie Gebaude angebaut ist. § 72 Absatz 6 Nummer 3, Absatz 8 gilt
entsprechend.

(4) Verfahrensfrei sind Instandhaltungsarbeiten.22

§ 62
Genehmigungsfreistellung

(1) Keiner Genehmigung bedarf unter den Voraussetzungen des Absatzes 2 die Errichtung, Anderung und
Nutzungsanderung baulicher Anlagen. Satz 1 gilt nicht fur die Errichtung, Anderung oder
Nutzungsanderung

1. von Sonderbauten,

2. von Anlagen, flr die nach dem Gesetz Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung in der Fassung der
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Bekanntmachung vom 24. Februar 2010 (BGBI. | S. 94), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom
8. September 2017 (BGBI. | S. 3370) geandert worden ist, oder dem Gesetz Uber die
Umweltvertraglichkeitsprtifung im Freistaat Sachsen in der Fassung der Bekanntmachung vom

9. Juli 2007 (SachsGVBI. S. 349), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 12. Juli 2013
(SachsGVBI. S. 503) geandert worden ist, in den jeweils geltenden Fassungen, eine
Umweltvertraglichkeitsprifung durchzufthren ist,

3. a) eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen dienende Nutzungseinheiten mit einer
GroBe von insgesamt mehr als 5 000 m? Brutto-Grundflache geschaffen werden, und

b) baulicher Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch
mehr als 100 zusatzliche Besucher ermdglicht wird,

die innerhalb eines Achtungsabstandes eines Betriebsbereichs nach § 3 Absatz 5a des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. | S. 1274),
das zuletzt durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Juli2017 (BGBI. | S. 2771) geandert worden ist, in
der jeweils geltenden Fassung, liegen. Die Bauaufsichtsbehoérde ist berechtigt, den Baubeginn in der
Frist des Absatzes 3 Satz 3 zu untersagen und dem Bauherrn mitzuteilen, dass ein
Genehmigungsverfahren durchgefiihrt werden soll, wenn in einem Wohngebiet im Sinne von

Artikel 13 Absatz 1 Satz 2 Buchstabe c der Richtlinie 2012/18/EU des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfalle mit gefahrlichen Stoffen,
zur Anderung und anschlieBenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABI. L 197 vom
24.7.2012, S. 1) innerhalb des Achtungsabstandes nach Satz 2 Nummer 3 ein Gebaude, das dem
Wohnen dient, errichtet werden soll.

(2) Nach Absatz 1 ist ein Bauvorhaben genehmigungsfrei gestellt, wenn

1. es im Geltungsbereich eines Bebauungsplans im Sinne von § 30 Absatz 1 oder §§ 12, 30 Absatz 2 des
Baugesetzbuches liegt;

2. es den Festsetzungen des Bebauungsplans nicht widerspricht;
3. die ErschlieBung im Sinne des Baugesetzbuches gesichert ist und

4. die Gemeinde nicht innerhalb der Frist nach Absatz 3 Satz 3 erklart, dass das vereinfachte
Baugenehmigungsverfahren durchgefihrt werden soll oder eine vorlaufige Untersagung nach § 15
Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuches beantragt.

(3) Der Bauherr hat die erforderlichen Unterlagen vor Baubeginn jeweils einfach bei der unteren
Bauaufsichtsbehdrde und der Gemeinde, wenn diese nicht Bauaufsichtsbehoérde ist, einzureichen. Die
Bauaufsichtsbehdérde hat dem Bauherrn innerhalb von flinf Werktagen das Eingangsdatum der
vollstandigen Unterlagen zu bestatigen oder fehlende Unterlagen einmal nachzufordern. Mit dem
Bauvorhaben darf drei Wochen nach dem von der Bauaufsichtsbehdrde bestatigten Eingangsdatum
begonnen werden, es sei denn die Bauaufsichtsbehérde untersagt den Baubeginn innerhalb dieser Frist.
Sind Abweichungen nach § 67 Absatz 1 Satz 1 beantragt worden, darf mit der Bauausfihrung der davon
betroffenen Teile des Bauvorhabens erst begonnen werden, wenn dem Antrag entsprochen wurde. Der
Baubeginn ist zu untersagen, wenn die Gemeinde dem Bauherrn und der Bauaufsichtsbehdrde vor Ablauf
der Frist mitteilt, dass ein Genehmigungsverfahren durchgefiihrt werden soll oder sie eine Untersagung
nach § 15 Absatz 1 Satz 2 des Baugesetzbuches beantragen wird, sowie wenn die Voraussetzungen der
Absatze 1 und 2 nicht vorliegen. Will der Bauherr mit der Ausfihrung des Bauvorhabens mehr als drei
Jahre, nachdem die Bauausfiihrung nach Satz 3 zuldssig geworden ist, beginnen, gelten die Satze 1 bis 4
entsprechend.

(4) Die Erkldrung der Gemeinde nach Absatz 2 Nummer 4 erste Alternative kann insbesondere deshalb
erfolgen, weil sie eine Uberpriifung der sonstigen Voraussetzungen des Absatzes 2 oder des
Bauvorhabens aus anderen Grinden fur erforderlich halt. Darauf, dass die Gemeinde von ihrer
Erkldarungsmdglichkeit keinen Gebrauch macht, besteht kein Rechtsanspruch.

(5) § 66 bleibt unberthrt. § 68 Absatz 2 Satz 1, Absatz 4 Satz 1 und 2, § 72 Absatz 6 Nummer 2, Absatz 7
und 8 sind entsprechend anzuwenden. 23

Abschnitt 3
Genehmigungsverfahren

§ 63
Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren

Auler bei baulichen Anlagen nach § 62 Absatz 1 Satz 2 Nummer 1 und 2 prift die Bauaufsichtsbehdrde

1. die Ubereinstimmung mit den Vorschriften (iber die Zuladssigkeit der baulichen Anlagen nach den §§ 29
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bis 38 des Baugesetzbuches;
2. beantragte Abweichungen im Sinne des § 67 Absatz 1 und 2 Satz 2 sowie

3. andere 6ffentlich-rechtliche Anforderungen, soweit wegen der Baugenehmigung eine Entscheidung
nach anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entfallt oder ersetzt wird.

§ 66 bleibt unberihrt. 24

§ 64
Baugenehmigungsverfahren

Bei genehmigungsbedurftigen baulichen Anlagen, die nicht unter § 63 fallen, prift die Bauaufsichtsbehdrde

1. die Ubereinstimmung mit den Vorschriften (iber die Zulassigkeit der baulichen Anlagen nach den §§ 29
bis 38 des Baugesetzbuches;

2. Anforderungen nach den Vorschriften dieses Gesetzes und aufgrund dieses Gesetzes sowie

3. andere 6ffentlich-rechtliche Anforderungen, soweit wegen der Baugenehmigung eine Entscheidung
nach anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entfallt oder ersetzt wird.

Die durch eine Umweltvertraglichkeitsprifung ermittelten, beschriebenen und bewerteten
Umweltauswirkungen sind nach MalRgabe des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprifung und des
Gesetzes Uber die Umweltvertraglichkeitsprifung im Freistaat Sachsen in den jeweils geltenden Fassungen
zu berlcksichtigen. § 66 bleibt unberuhrt.

§ 65
Bauvorlageberechtigung

(1) Bauvorlagen fur die nicht verfahrensfreie Errichtung und Anderung von Gebauden miissen von einem
Entwurfsverfasser unterschrieben sein, der bauvorlageberechtigt ist. Dies gilt nicht flr

1. Bauvorlagen, die Ublicherweise von Fachkraften mit anderer Ausbildung als nach Absatz 2 verfasst
werden, und

2. geringflgige oder technisch einfache Bauvorhaben.
(2) Bauvorlageberechtigt ist, wer

1. die Berufsbezeichnung ,Architekt” fihren darf oder als auswartiger Architekt nach § 35 Absatz 1 des
Sachsischen Architektengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. Marz 2017
(SachsGVBI. S. 102, 237), das durch Artikel 29 des Gesetzes vom 26. April 2018 (SachsGVBI. S. 198)
geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, tatig wird; ein auswartiger Architekt nach § 35
Absatz 1 des Sachsischen Architektengesetzes ist nur im Umfang der Bauvorlageberechtigung seines
Niederlassungsmitgliedstaates bauvorlageberechtigt,

2. in die von der Ingenieurkammer Sachsen gefiihrte Liste der Bauvorlageberechtigten eingetragen ist;
Eintragungen anderer Lander gelten auch im Freistaat Sachsen,

3. die Berufsbezeichnung ,Innenarchitekt” fihren darf oder als auswartiger Innenarchitekt nach § 35
Absatz 1 des Sachsischen Architektengesetzes tatig wird flr die mit der Berufsaufgabe des
Innenarchitekten verbundenen baulichen Anderungen von Gebauden; ein auswartiger Innenarchitekt
nach § 35 Absatz 1 des Sachsischen Architektengesetzes ist nur im Umfang der
Bauvorlageberechtigung seines Niederlassungsmitgliedstaates bauvorlageberechtigt, oder

4. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines Studiums der Fachrichtung Architektur,
Hochbau oder des Bauingenieurwesens nachweist, danach mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der
Entwurfsplanung von Gebauden praktisch tatig gewesen ist und Bediensteter einer juristischen
Person des 6ffentlichen Rechts ist, fir die dienstliche Tatigkeit.

(3) In die Liste der Bauvorlageberechtigten ist auf Antrag von der Ingenieurkammer Sachsen einzutragen,
wer

1. einen berufsqualifizierenden Hochschulabschluss eines Studiums der Fachrichtung Hochbau oder des
Bauingenieurwesens nachweist und

2. danach mindestens zweiJahre auf dem Gebiet der Entwurfsplanung von Gebauden praktisch tatig
gewesen ist.

Dem Antrag sind die zur Beurteilung erforderlichen Unterlagen beizufiigen. Das Eintragungsverfahren
kann auch Uber die einheitliche Stelle nach § 1 des Gesetzes zur Regelung des Verwaltungsverfahrens-
und des Verwaltungszustellungsrechts flr den Freistaat Sachsen vom 19. Mai 2010 (SachsGVBI. S. 142),
das durch Artikel 3 des Gesetzes vom 12. Juli 2013 (SachsGVBI. S. 503) geandert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung, in Verbindung mit den §§ 71a bis 71e des Verwaltungsverfahrensgesetzes abgewickelt
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werden. § 42a des Verwaltungsverfahrensgesetzes findet Anwendung.

(4) Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union, einem anderen Vertragsstaat
des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz als Bauvorlageberechtigte
niedergelassen sind, sind ohne Eintragung in die Liste nach Absatz 2 Nummer 2 bauvorlageberechtigt,
wenn sie

1. eine vergleichbare Berechtigung besitzen und
2. dafur dem Absatz 3 Satz 1 Nummer 1 und 2 vergleichbare Anforderungen erflllen mussten.

Sie haben das erstmalige Tatigwerden als Bauvorlageberechtigter vorher der Ingenieurkammer Sachsen
anzuzeigen und dabei

1. eine Bescheinigung daruber, dass sie in einem Mitgliedstaat der Europaischen Union, einem anderen
Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz
rechtmaRig als Bauvorlageberechtigter niedergelassen sind und ihnen die Austibung dieser Tatigkeiten
zum Zeitpunkt der Vorlage der Bescheinigung nicht, auch nicht vortibergehend, untersagt ist, und

2. einen Nachweis darUber, dass sie im Staat ihrer Niederlassung fur die Tatigkeit als
Bauvorlageberechtigter mindestens die Voraussetzungen des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 1 und 2
erfullen mussten,

vorzulegen; sie sind in einem Verzeichnis zu fuhren. Die Ingenieurkammer Sachsen hat auf Antrag zu
bestatigen, dass die Anzeige nach Satz 2 erfolgt ist; sie kann das Tatigwerden als Bauvorlageberechtigter
untersagen und die Eintragung in das Verzeichnis nach Satz 2 I6schen, wenn die Voraussetzungen des
Satzes 1 nicht erflllt sind. § 71a des Verwaltungsverfahrensgesetzes findet Anwendung.

(5) Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen Union, einem anderen Vertragsstaat
des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum oder der Schweiz als Bauvorlageberechtigte
niedergelassen sind, ohne im Sinne des Absatzes 4 Satz 1 Nummer 2 vergleichbar zu sein, sind
bauvorlageberechtigt, wenn ihnen die Ingenieurkammer Sachsen bescheinigt hat, dass sie die
Anforderungen des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 1 und 2 erflllen; sie sind in einem Verzeichnis zu fahren.
Die Bescheinigung wird auf Antrag erteilt. Absatz 3 ist entsprechend anzuwenden.

(6) Anzeigen und Bescheinigungen nach den Absatzen 4 und 5 sind nicht erforderlich, wenn bereits in
einem anderen Land eine Anzeige erfolgt ist oder eine Bescheinigung erteilt wurde; eine weitere Eintragung

in die von der Ingenieurkammer Sachsen gefiihrten Verzeichnisse erfolgt nicht. 2°

§ 66
Bautechnische Nachweise

(1) Die Einhaltung der Anforderungen an die Standsicherheit, den Brand-, Schall-, und
Erschitterungsschutz ist nach naherer MaRgabe der Verordnung aufgrund § 88 Absatz 3 nachzuweisen
(bautechnische Nachweise). Dies gilt nicht flr verfahrensfreie Bauvorhaben, einschlieflich der Beseitigung
von Anlagen, soweit nicht in diesem Gesetz oder in der Rechtsverordnung aufgrund § 88 Absatz 3
anderes bestimmt ist. Die Bauvorlageberechtigung nach § 65 Absatz 2 Nummer 1, 2 und 4 schlie3t die
Berechtigung zur Erstellung der bautechnischen Nachweise ein, soweit nicht nachfolgend Abweichendes
bestimmt ist.

(2) Bei

1. Gebduden der Gebaudeklasse 1 bis 3 und
2. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebaude sind,

muss der Standsicherheitsnachweis von einer Person mit einem berufsqualifizierenden
Hochschulabschluss eines Studiums der Fachrichtung Architektur, Hochbau oder des Bauingenieurwesens
mit einer mindestens dreijdhrigen Berufserfahrung in der Tragwerksplanung erstellt sein, die in einer von
der Ingenieurkammer Sachsen zu fuhrenden Liste der qualifizierten Tragwerksplaner eingetragen ist.
Eintragungen anderer Lander gelten auch im Freistaat Sachsen. Auch bei anderen Bauvorhaben darf der
Standsicherheitsnachweis von einem Tragwerksplaner nach Satz 1 oder 2 erstellt werden. Bei
Bauvorhaben der Gebdudeklasse 4, ausgenommen Sonderbauten sowie Mittel- und GrofRgaragen im Sinne
der Verordnung nach § 88 Absatz 1 Nummer 3, muss der Brandschutznachweis erstellt sein von

1. einem fur das Bauvorhaben Bauvorlageberechtigten, der die erforderlichen Kenntnisse des
Brandschutzes nachgewiesen hat,

2. a) einem Angehdrigen der Fachrichtungen Architektur, Hochbau, Bauingenieurwesen oder eines
Studiengangs mit Schwerpunkt Brandschutz, der ein Studium an einer deutschen Hochschule
oder ein gleichwertiges Studium an einer auslandischen Hochschule erfolgreich abgeschlossen
hat, oder
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b) einem Absolventen einer Ausbildung fir mindestens den gehobenen feuerwehrtechnischen
Dienst,

der nach Abschluss der Ausbildung mindestens zwei Jahre auf dem Gebiet der
brandschutztechnischen Planung und Ausfiihrung von Gebauden oder deren Prifung praktisch tatig
gewesen ist und die erforderlichen Kenntnisse des Brandschutzes nachgewiesen hat,

und der in einer von der Architektenkammer Sachsen oder der Ingenieurkammer Sachsen zu fiUhrenden
Liste der qualifizierten Brandschutzplaner eingetragen ist. Eintragungen anderer Lander gelten auch im
Freistaat Sachsen. Auch bei anderen Bauvorhaben darf der Brandschutznachweis von einem
Brandschutzplaner nach Satz 4 erstellt werden. Die Anerkennung als Prifingenieur im Sinne der
Verordnung nach § 88 Absatz 2 schlieRt die Berechtigung zur Erstellung der bautechnischen Nachweise in
seinem jeweiligen Fachbereich ein. Fir Personen, die in einem anderen Mitgliedstaat der Europaischen
Union, einem anderen Vertragsstaat des Abkommens Uber den Europaischen Wirtschaftsraum oder der
Schweiz zur Erstellung von Standsicherheits- oder Brandschutznachweisen niedergelassen sind, gilt § 65
Absatz 4 bis 6 mit der MalRgabe entsprechend, dass die Anzeige oder der Antrag auf Erteilung einer
Bescheinigung bei der zustandigen Stelle einzureichen ist. Zustandige Stelle flir Personen nach Satz 1 ist
die Ingenieurkammer Sachen, flr Personen nach Satz 4 die Ingenieurkammer Sachsen oder die
Architektenkammer Sachsen und fur Personen nach Satz 7 die oberste Bauaufsichtsbehérde.

(3) Bei Gebauden der Gebaudeklassen 4 und 5 muss der Standsicherheitsnachweis bauaufsichtlich gepruft
sein. Dies gilt auch bei

1. Gebauden der Gebaudeklassen 1 bis 3,

2. Behadltern, Brucken, Stitzmauern, Triblnen und

3. sonstigen baulichen Anlagen, die keine Gebaude sind, mit einer Hohe von mehr als 10 m,

wenn dies nach MaRgabe eines in der Rechtsverordnung nach § 88 Absatz 3 geregelten Kriterienkatalogs
erforderlich ist. Bei

1. Sonderbauten,
2. Mittel- und GroRBgaragen im Sinne der Verordnung nach § 88 Absatz 1 Nummer 3 und
3. Gebauden der Gebaudeklasse 5,

muss der Brandschutznachweis bauaufsichtlich gepruft sein.

(4) AuBBer in den Fallen des Absatzes 3 werden bautechnische Nachweise nicht geprift. § 67 bleibt
unberihrt. Einer bauaufsichtlichen Prifung bedarf es ferner nicht, soweit flir das Bauvorhaben
Standsicherheitsnachweise vorliegen, die von einem Prifamt allgemein gepruft sind (Typenprufung).
Typenprufungen anderer Lander gelten auch im Freistaat Sachsen.

§ 67
Abweichungen

(1) Die Bauaufsichtsbehérde kann Abweichungen von Anforderungen dieses Gesetzes und aufgrund
dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zulassen, wenn sie unter Berlcksichtigung des Zwecks der
jeweiligen Anforderung und unter Wurdigung der 6ffentlich-rechtlich geschitzten nachbarlichen Belange
mit den 6ffentlichen Belangen, insbesondere den Anforderungen des § 3 Satz 1 vereinbar sind. § 88a
Absatz 1 Satz 3 bleibt unberthrt. Der Zulassung einer Abweichung bedarf es auch nicht, wenn
bautechnische Nachweise bauaufsichtlich geprift werden.

(2) Die Zulassung von Abweichungen nach Absatz 1, von Ausnahmen und Befreiungen von den
Festsetzungen eines Bebauungsplans oder einer sonstigen stadtebaulichen Satzung oder von Regelungen
der Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. |

S. 3786), in der jeweils geltenden Fassung, ist gesondert schriftlich zu beantragen; der Antrag ist zu
begriinden. Fir Anlagen, die keiner Genehmigung bedlrfen, sowie fir Abweichungen von Vorschriften, die
im Genehmigungsverfahren nicht gepruft werden, gilt Satz 1 entsprechend.

(3) Uber Abweichungen nach Absatz 1 Satz 1 von értlichen Bauvorschriften sowie tiber Ausnahmen und
Befreiungen nach Absatz 2 Satz 1 entscheidet bei verfahrensfreien Bauvorhaben die Gemeinde nach

MaRgabe der Absatze 1 und 2. 26

§ 68
Bauantrag, Bauvorlagen

(1) Der Bauantrag ist schriftlich bei der unteren Bauaufsichtsbehérde einzureichen.

(2) Mit dem Bauantrag sind alle flr die Beurteilung des Bauvorhabens und die Bearbeitung des Bauantrags
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erforderlichen Bauvorlagen einzureichen. Naheres regelt die Rechtsverordnung nach § 88 Absatz 3.

(3) In besonderen Fallen kann zur Beurteilung der Einwirkung des Bauvorhabens auf die Umgebung
verlangt werden, dass es in geeigneter Weise auf dem Baugrundstlck dargestellt wird.

(4) Der Bauherr und der Entwurfsverfasser haben den Bauantrag, der Entwurfsverfasser die Bauvorlagen
zu unterschreiben. Die von Fachplanern nach § 54 Absatz 2 bearbeiteten Unterlagen missen auch von
diesen unterschrieben sein. Ist der Bauherr nicht Grundstiickseigentimer, kann die Zustimmung des
Grundstuckseigentimers zu dem Bauvorhaben gefordert werden.

§ 69
Behandlung des Bauantrags

(1) Die Bauaufsichtsbehérde hért zum Bauantrag die Gemeinde und diejenigen Stellen,

1. deren Beteiigung oder Anhérung fur die Entscheidung Uber den Bauantrag durch Rechtsvorschrift
vorgeschrieben ist, oder

2. ohne deren Stellungnahme die Genehmigungsfahigkeit des Bauantrags nicht beurteilt werden kann.

Die Beteiigung oder Anhérung entfallt, wenn die Gemeinde oder die jeweilige Stelle dem Bauantrag bereits
vor Einleitung des Baugenehmigungsverfahrens zugestimmt hat. Bedarf die Erteilung der
Baugenehmigung der Zustimmung oder des Einvernehmens einer anderen Kérperschaft, Behérde oder
sonstigen Stelle, gilt diese als erteilt, wenn sie nicht einen Monat nach Eingang des Ersuchens verweigert
wird. Von der Frist nach Satz 3 abweichende Regelungen durch Rechtsvorschrift bleiben unberihrt.
Stellungnahmen bleiben unbericksichtigt, wenn sie nicht innerhalb eines Monats nach Aufforderung zur
Stellungnahme bei der Bauaufsichtsbehdrde eingehen, es sei denn, die verspatete Stellungnahme ist fur
die RechtmaRigkeit der Entscheidung Uber den Bauantrag von Bedeutung.

(2) Sobald der Bauantrag und die Bauvorlagen vollstandig sind, bestatigt die Bauaufsichtsbehdrde
unverzlglich dem Bauherrn die Vollstandigkeit von Bauantrag und Bauvorlagen und den nach Absatz 4
ermittelten Zeitpunkt der Entscheidung. Sind der Bauantrag oder die Bauvorlagen unvollstandig oder
weisen sie sonstige erhebliche Mangel auf, fordert die Bauaufsichtsbehdrde unverzlglich den Bauherrn
zur Behebung der Mangel innerhalb einer angemessenen Frist auf. Werden die Mangel innerhalb der Frist
nicht behoben, gilt der Antrag als zurickgenommen.

(3) Die Bauaufsichtsbehorde hat moglichst frihzeitig auf das Erfordernis der Erteilung anderer 6ffentlich-
rechtlicher Genehmigungen oder Erlaubnisse vor Baubeginn hinzuweisen.

(4) Die Bauaufsichtsbehérde entscheidet innerhalb von drei Monaten Uber den Bauantrag. Die Frist nach
Satz 1 beginnt mit dem bestatigten Eingangsdatum nach Absatz 2 Satz 1. Erklart die Gemeinde, dass das
vereinfachte Baugenehmigungsverfahren durchgefihrt werden soll, beginnt die Frist nicht vor Eingang der
Erklarung der Gemeinde bei der Bauaufsichtsbehdrde. Sie kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes um
héchstens zwei Monate verlangert werden. Wird die Frist verlangert, ist dies dem Bauherrn unter Nennung
der Grinde und unter Angabe des voraussichtlichen Zeitpunkts der Entscheidung mitzuteilen.

(5) Im vereinfachten Verfahren nach § 63, ausgenommen bei baulichen Anlagen nach § 62 Absatz 1 Satz 2
Nummer 3, gilt die Genehmigung als erteilt, wenn die Bauaufsichtsbehdrde nicht innerhalb der Frist des
Absatzes 4 Uber den Bauantrag entschieden hat. Die Bauaufsichtsbehdrde hat auf Antrag des Bauherrn
daruber ein Zeugnis auszustellen. Das Zeugnis steht der Genehmigung gleich. § 66 bleibt unberihrt.

§70
Beteiligung der Nachbarn und der Offentlichkeit

(1) Die Bauaufsichtsbehdrde muss die Eigentimer benachbarter Grundsticke (Nachbarn) vor Erteilung
von Abweichungen und Befreiungen benachrichtigen, wenn zu erwarten ist, dass 6ffentlich-rechtlich
geschultzte nachbarliche Belange berihrt werden. Einwendungen sind innerhalb von zwei Wochen nach
Zugang der Benachrichtigung bei der Bauaufsichtsbehérde schriftlich oder zur Niederschrift
vorzubringen.

(2) Die Benachrichtigung entfallt, wenn die zu benachrichtigenden Nachbarn die Lageplane und
Bauzeichnungen unterschrieben oder der Erteilung von Abweichungen und Befreiungen schriftlich
zugestimmt haben.

(3) Haben die Nachbarn dem Bauvorhaben nicht zugestimmt, ist ihnen die Baugenehmigung zuzustellen.
Bei Bauvorhaben, die keiner Genehmigung bedurfen, ist ihnen die Entscheidung Uber die Erteilung von
Abweichungen und Befreiungen zuzustellen. Bei mehr als 20 Nachbarn kann die Zustellung nach den
Satzen 1 oder 2 durch 6ffentliche Bekanntmachung ersetzt werden; die Bekanntmachung hat den
verfligenden Teil der Baugenehmigung oder die Entscheidung Gber Abweichungen oder Befreiungen, die
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Rechtsbehelfsbelehrung und einen Hinweis darauf zu enthalten, wo die Akten eingesehen werden kénnen.
Sie ist im amtlichen Veréffentlichungsblatt der Bauaufsichtsbehdrde bekannt zu machen. Die Zustellung
gilt mit dem Tag der Bekanntmachung als bewirkt.

(4) Bei baulichen Anlagen, die aufgrund ihrer Beschaffenheit oder ihres Betriebs geeignet sind, die
Allgemeinheit oder die Nachbarschaft zu gefahrden, zu benachteiligen oder zu belastigen, kann die
Bauaufsichtsbehdrde auf Antrag des Bauherrn das Bauvorhaben in ihrem amtlichen Veréffentlichungsblatt
und aullerdem in ortlichen Tageszeitungen, die im Bereich des Standorts der Anlage verbreitet sind,
offentlich bekannt machen; verfahrt die Bauaufsichtsbehdrde nach Halbsatz 1, finden die Absatze 1 und 2
keine Anwendung. In der Bekanntmachung nach Satz 1 Halbsatz 1 ist darauf hinzuweisen,

1. wo und wann die Akten des Verfahrens eingesehen werden kénnen,
2. wo und wann Einwendungen gegen das Bauvorhaben vorgebracht werden kdnnen,
3. welche Rechtsfolgen mit Ablauf der Frist des Satzes 3 eintreten und
4. dass die Zustellung der Entscheidung nach Absatz 3 Satz 1 oder Satz 2 durch 6ffentliche
Bekanntmachung ersetzt werden kann.
Mit Ablauf einer Frist von einem Monat nach der Bekanntmachung des Bauvorhabens nach Satz 1
Halbsatz 1 sind alle 6ffentlich-rechtlichen Einwendungen gegen das Bauvorhaben ausgeschlossen. Die

Zustellung der Entscheidung nach Absatz 3 Satz 1 oder Satz 2 kann durch 6ffentliche Bekanntmachung
ersetzt werden; Satz 1 Halbsatz 1 und Absatz 3 Satz 3 Halbsatz 2 und Satz 5 gelten entsprechend.

(5) Bei der Errichtung, Anderung oder Nutzungsanderung

1. eines oder mehrerer Gebaude, wenn dadurch dem Wohnen dienende Nutzungseinheiten mit einer
Grofie von insgesamt mehr als 5 000 m? Bruttogrundflache geschaffen werden,

2. baulicher Anlagen, die 6ffentlich zuganglich sind, wenn dadurch die gleichzeitige Nutzung durch mehr
als 100 zusatzliche Besucher ermdéglicht wird, und

3. baulicher Anlagen, die nach Durchflihrung des Bauvorhabens Sonderbauten nach § 2 Absatz 4
Nummer 9 Buchstabe ¢, Nummer 10 bis 13, 15 und 16 sind,

ist eine Offentlichkeitsbeteiligung nach Artikel 15 der Richtlinie 2012/18/EU in Verbindung mit § 10 Absatz 3
Satz 1 bis 5, Absatz 4 Nummer 1, 2 und 4, Absatz 5 und 7 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes
durchzufihren, wenn sie innerhalb eines Achtungsabstandes eines Betriebsbereiches im Sinne des § 3
Absatz 5a des Bundes-Immissionsschutzgesetzes liegen. Haben mehr als 20 Personen Einwendungen
erhoben, kann die Zustellung durch die 6ffentliche Bekanntmachung ersetzt werden, § 10 Absatz 8 des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes gilt entsprechend. Besteht flr das Vorhaben eine Pflicht zur
Durchfihrung einer Umweltvertraglichkeitsprifung, muss die Bekanntmachung des Vorhabens dariber
hinaus den Anforderungen des § 19 Absatz 1 des Gesetzes uber die Umweltvertraglichkeitsprifung

entsprechen.?’

§71
Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens

(1) Hat eine Gemeinde ihr nach § 14 Absatz 2 Satz 2, § 22 Absatz 5 Satz 1, § 36 Absatz 1 Satz 1 und 2 des
Baugesetzbuches erforderliches Einvernehmen rechtswidrig versagt, ist das fehlende Einvernehmen nach
MalRgabe der Absatze 2 bis 4 zu ersetzen.

(2) § 114 der Sachsischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. Marz 2014
(SachsGVBI. S. 146), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 13. Dezember 2016

(SachsGVBI. S. 652) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, findet keine Anwendung. §§
115 und 116 der Sachsischen Gemeindeordnung finden nach Malgabe der Absatze 1, 3 und 4
Anwendung.

(3) Entscheidungen der Bauaufsichtsbehdrde in Fallen des Absatzes 1 gelten im Hinblick auf das versagte
Einvernehmen der Gemeinde zugleich als Ersatzvornahme im Sinne des § 116 der Sachsischen
Gemeindeordnung. Sie sind insoweit zu begrinden. Widerspruch und Anfechtungsklage haben auch
insoweit keine aufschiebende Wirkung, als die Genehmigung als Ersatzvornahme gqilt.

(4) Die Gemeinde ist vor Erlass der Genehmigung anzuhdren. Dabei ist ihr Gelegenheit zu geben, binnen
angemessener Frist erneut iber das gemeindliche Einvernehmen zu entscheiden. 28

§72
Baugenehmigung, Baubeginn

(1) Die Baugenehmigung ist zu erteilen, wenn dem Bauvorhaben keine 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften
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entgegenstehen, die im bauaufsichtlichen Genehmigungsverfahren zu prifen sind.

(2) Die Baugenehmigung bedarf der Schriftform. Sie ist nur insoweit zu begriinden, als Abweichungen
oder Befreiungen von nachbarschitzenden Vorschriften zugelassen werden und der Nachbar nicht nach
§ 70 Absatz 2 zugestimmt hat.

(3) Die Baugenehmigung kann unter Auflagen, Bedingungen und dem Vorbehalt der nachtraglichen
Aufnahme, Anderung oder Erganzung einer Auflage sowie befristet erteilt werden.

(4) Die Baugenehmigung wird unbeschadet der Rechte Dritter erteilt.

(5) Die Gemeinde ist, wenn sie nicht Bauaufsichtsbehdrde ist, von der Erteilung, Verlangerung, Ablehnung,
Ricknahme und dem Widerruf einer Baugenehmigung, Teilbaugenehmigung, eines Vorbescheids, einer
Zustimmung, einer Abweichung, einer Ausnahme oder einer Befreiung zu unterrichten. Eine Ausfertigung
des Bescheids ist beizuflugen.

(6) Mit der Bauausfiihrung oder mit der Ausfihrung des jeweiligen Bauabschnitts darf erst begonnen
werden, wenn

1. die Baugenehmigung dem Bauherrn zugegangen ist und
2. die bautechnischen Nachweise nach § 66 sowie
3. die Baubeginnsanzeige

der Bauaufsichtsbehdérde vorliegen.

(7) Vor Baubeginn eines Gebaudes mussen die Grundrissflache abgesteckt und seine Héhenlage festgelegt
sein. Baugenehmigungen und Bauvorlagen mussen an der Baustelle von Baubeginn an vorliegen.

(8) Der Bauherr hat den Ausflihrungsbeginn genehmigungsbedurftiger Vorhaben und die
Wiederaufnahme der Bauarbeiten nach einer Unterbrechung von mehr als drei Monaten mindestens eine
Woche vorher der Bauaufsichtsbehdérde schriftlich mitzuteilen (Baubeginnsanzeige).

§73
Geltungsdauer der Genehmigung

(1) Die Baugenehmigung und die Teilbaugenehmigung erldschen, wenn innerhalb von drei Jahren nach
ihrer Erteilung mit der Ausfihrung des Bauvorhabens nicht begonnen oder die Bauausfuhrung langer als
zwei Jahre unterbrochen worden ist; die Einlegung eines Rechtsbehelfs eines Dritten hemmt den Lauf der
Frist bis zur Unanfechtbarkeit der Genehmigung.

(2) Die Frist nach Absatz 1 kann auf schriftlichen Antrag jeweils um bis zu zwei Jahre verldngert werden.
Sie kann auch rickwirkend verlangert werden, wenn der Antrag vor Fristablauf bei der
Bauaufsichtsbehdrde eingegangen ist.

8§74
Teilbaugenehmigung

Ist ein Bauantrag eingereicht, kann der Beginn der Bauarbeiten flr die Baugrube und fur einzelne Bauteile
oder Bauabschnitte auf schriftlichen Antrag schon vor Erteilung der Baugenehmigung gestattet werden
(Teibaugenehmigung). § 72 gilt entsprechend.

§ 75
Vorbescheid

Vor Einreichung des Bauantrags ist auf Antrag des Bauherrn zu einzelnen Fragen des Bauvorhabens ein
Vorbescheid zu erteilen. Der Vorbescheid gilt drei Jahre; die Einlegung eines Rechtsbehelfs eines Dritten
hemmt den Lauf der Frist bis zur Unanfechtbarkeit des Vorbescheids. Die Frist kann auf schriftlichen
Antrag jeweils bis zu einem Jahr verlangert werden. §§ 68, 69 Absatz 1 bis 3, §§ 70, 72 Absatz 1 bis 4 und
§ 73 Absatz 2 Satz 2 gelten entsprechend.

§76
Genehmigung Fliegender Bauten

(1) Fliegende Bauten sind bauliche Anlagen, die geeignet und bestimmt sind, an verschiedenen Orten
wiederholt aufgestellt und zerlegt zu werden. Baustelleneinrichtungen und Baugeruste sind keine
Fliegenden Bauten.

(2) Fliegende Bauten bedurfen, bevor sie erstmals aufgestellt und in Gebrauch genommen werden, einer
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Ausfuhrungsgenehmigung. Dies gilt nicht far

1. Fliegende Bauten mit einer Héhe bis zu 5 m, die nicht dazu bestimmt sind, von Besuchern betreten zu
werden;

2. Fliegende Bauten mit einer Hohe bis zu 5 m, die fur Kinder betrieben werden und eine Geschwindigkeit
von héchstens 1 m/s haben;

3. Biihnen, die Fliegende Bauten sind, einschlieBlich Uberdachungen und sonstigen Aufbauten mit einer
Hohe bis zu 5 m, einer Grundflache bis zu 100 m? und einer FuBbodenhdhe bis zu 1,50 m;

4. erdgeschossige Zelte und betretbare Verkaufsstande, die Fliegende Bauten sind, jeweils mit einer
Grundflache bis zu 75 m? und

5. aufblasbare Spielgerate mit einer Hohe des betretbaren Bereichs von bis zu 5 m oder mit
Uberdachten betretbaren Bereichen, bei denen die Entfernung zum Ausgang nicht mehr als 3 m,
sofern ein Absinken der Uberdachung konstruktiv verhindert wird nicht mehr als 10 m, betragt.

(3) Die Ausfuhrungsgenehmigung wird auf Antrag durch eine von der obersten Bauaufsichtsbehdrde in
der aufgrund von § 88 Absatz 4 Nummer 6 erlassenen Rechtsverordnung bestimmten Stelle erteilt, wenn
der Antragsteller seine Hauptwohnung oder seine gewerbliche Niederlassung im Freistaat Sachsen hat. Hat
der Antragsteller seine Hauptwohnung oder seine gewerbliche Niederlassung auRerhalb der
Bundesrepublik Deutschland, ist die nach Satz 1 bestimmte Stelle zustandig, wenn der Fliegende Bau zum
ersten Mal im Bereich des Freistaates Sachsen aufgestellt oder in Gebrauch genommen werden soll,
Absatz 4 Satz 5 gilt entsprechend.

(4) Die Ausfiihrungsgenehmigung wird flr eine bestimmte Frist erteilt, die hdchstens funf Jahre betragen
soll. Sie kann auf schriftlichen Antrag von der fir die Erteilung der Ausfihrungsgenehmigung zustandigen
Stelle jeweils bis zu flnf Jahren verldangert werden. § 73 Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. Die
Ausflhrungsgenehmigungen werden in ein Priafbuch eingetragen, dem eine Ausfertigung der mit einem
Genehmigungsvermerk zu versehenden Bauvorlagen beizuflugen ist. Ausfihrungsgenehmigungen anderer
Lander gelten auch im Freistaat Sachsen.

(5) Der Inhaber der Ausflihrungsgenehmigung hat den Wechsel seines Wohnsitzes oder seiner
gewerblichen Niederlassung oder die Ubertragung eines Fliegenden Baus an Dritte der Stelle anzuzeigen,
die die Ausflihrungsgenehmigung erteilt hat. Die Stelle hat die Anderungen in das Priifbuch einzutragen
und sie, wenn mit den Anderungen ein Wechsel der Zustandigkeit verbunden ist, der nunmehr
zustandigen Stelle mitzuteilen.

(6) Fliegende Bauten, die nach Absatz 2 Satz 1 einer Ausfliihrungsgenehmigung bedurfen, dirfen
unbeschadet anderer Vorschriften nur in Gebrauch genommen werden, wenn ihre Aufstellung der
Bauaufsichtsbehdrde des Aufstellungsortes unter Vorlage des Prufbuches angezeigt ist. Die
Bauaufsichtsbehdrde kann die Inbetriebnahme dieser Fliegenden Bauten von einer Gebrauchsabnahme
abhangig machen. Das Ergebnis der Abnahme ist in das Prifbuch einzutragen. In der
Ausfuhrungsgenehmigung kann bestimmt werden, dass Anzeigen nach Satz 1 nicht erforderlich sind,
wenn eine Gefahrdung im Sinne des § 3 Satz 1 nicht zu erwarten ist.

(7) Die fur die Erteilung der Gebrauchsabnahme zustandige Bauaufsichtsbehérde kann Auflagen machen
oder die Aufstellung oder den Gebrauch Fliegender Bauten untersagen, soweit dies nach den o6rtlichen
Verhaltnissen oder zur Abwehr von Gefahren erforderlich ist, insbesondere weil die Betriebssicherheit oder
Standsicherheit nicht oder nicht mehr gewahrleistet ist oder weil von der Ausfihrungsgenehmigung
abgewichen wird. Wird die Aufstellung oder der Gebrauch untersagt, ist dies in das Prifbuch einzutragen.
Die ausstellende Stelle ist zu benachrichtigen, das Prufbuch ist einzuziehen und der ausstellenden Stelle
zuzuleiten, wenn die Herstellung ordnungsgemaBer Zustande innerhalb angemessener Frist nicht zu
erwarten ist.

(8) Bei Fliegenden Bauten, die von Besuchern betreten und langere Zeit an einem Aufstellungsort betrieben
werden, kann die flr die Gebrauchsabnahme zustandige Bauaufsichtsbehdrde aus Grinden der Sicherheit
Nachabnahmen durchfihren. Das Ergebnis der Nachabnahme ist in das Prifbuch einzutragen.

(9) § 68 Absatz 1, 2 und 4, § 81 Absatz 1 und 4 gelten entsprechend. 2°

8§77
Bauaufsichtliche Zustimmung

(1) Nicht verfahrensfreie Bauvorhaben bedlrfen keiner Genehmigung, Genehmigungsfreistellung und
Bauuberwachung, wenn

1. die Leitung der Entwurfsarbeiten und die Baulberwachung einer Baudienststelle des Bundes oder
eines Landes Ubertragen ist und
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2. die Baudienststelle mindestens mit einem Bediensteten mit der Befahigung zum hdheren
bautechnischen Verwaltungsdienst und mit sonstigen geeigneten Fachkraften ausreichend besetzt
ist.

Solche baulichen Anlagen bedirfen jedoch der Zustimmung der oberen Bauaufsichtsbehérde. Die
Zustimmung entfallt, wenn die Gemeinde nicht widerspricht und, soweit ihre 6ffentlich-rechtlich
geschultzten Belange von Abweichungen, Ausnahmen und Befreiungen berihrt sein kdnnen, die Nachbarn
dem Bauvorhaben zustimmen. Keiner Genehmigung, Genehmigungsfreistellung oder Zustimmung
bedirfen unter den Voraussetzungen des Satzes 1 BaumaBnahmen in oder an bestehenden Gebauden,
soweit sie nicht zu einer Erweiterung des Bauvolumens oder zu einer nicht verfahrensfreien
Nutzungsanderung fihren, sowie die Beseitigung baulicher Anlagen. Satz 3 gilt nicht fir bauliche Anlagen,
fur die nach § 70 Absatz 5 eine Offentlichkeitsbeteiligung durchzufiihren ist.

(2) Der Antrag auf Zustimmung ist bei der oberen Bauaufsichtsbehorde einzureichen.
(3) Die obere Bauaufsichtsbehérde pruft

1. die Ubereinstimmung mit den Vorschriften (iber die Zuldssigkeit der baulichen Anlagen nach den §§ 29
bis 38 des Baugesetzbuches und

2. andere 6ffentlich-rechtliche Anforderungen, soweit wegen der Zustimmung eine Entscheidung nach
anderen 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften entfallt oder ersetzt wird.

Sie flihrt bei den in Absatz 1 Satz 5 genannten Anlagen die Offentlichkeitsbeteiligung nach § 70 Absatz 5
durch. Die obere Bauaufsichtsbehérde entscheidet Uber Ausnahmen, Befreiungen und Abweichungen von
den nach Satz 1 zu prifenden sowie von anderen Vorschriften, soweit sie nachbarschitzend sind und die
Nachbarn nicht zugestimmt haben. Im Ubrigen bedarf die Zuldssigkeit von Ausnahmen, Befreiungen und
Abweichungen keiner bauaufsichtlichen Entscheidung. Die Baudienststelle tragt die Verantwortung dafir,
dass die Unterhaltung der Anlagen in ihrem Zustandigkeitsbereich den 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften
entspricht; die Eingriffsmodglichkeit der unteren Bauaufsichtsbehérde nach § 58 Absatz 2 bleibt unberthrt.

(4) Die Gemeinde ist vor Erteilung der Zustimmung zu héren. § 36 Absatz 2 Satz 2 Halbsatz 1 des
Baugesetzbuches gilt entsprechend. Im Ubrigen sind die Vorschriften Gber das
Baugenehmigungsverfahren entsprechend anzuwenden.

(5) Anlagen, die der Landesverteidigung, dienstlichen Zwecken der Bundespolizei oder dem zivilen
Bevolkerungsschutz dienen, sind abweichend von den Absatzen 1 bis 4 der oberen Bauaufsichtsbehérde
vor Baubeginn in geeigneter Weise zur Kenntnis zu bringen; das Kenntnisgabeverfahren entfallt, wenn die
Gemeinde dem Bauvorhaben nicht widerspricht. Im Ubrigen wirken die Bauaufsichtsbehdrden nicht mit.

§ 76 Absatz 2 bis 9 findet auf Fliegende Bauten, die der Landesverteidigung, dienstlichen Zwecken der
Bundespolizei oder dem zivilen Bevdlkerungsschutz dienen, keine Anwendung.

Abschnitt 4
Bauaufsichtliche MaBnahmen

§78
Verbot unrechtmaBig gekennzeichneter Bauprodukte

Sind Bauprodukte entgegen § 21 mit dem U-Zeichen gekennzeichnet, kann die Bauaufsichtsbehérde die

Verwendung dieser Bauprodukte untersagen und deren Kennzeichnung entwerten oder beseitigen lassen.
30

§79
Einstellung von Arbeiten

(1) Werden Anlagen im Widerspruch zu 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften errichtet, geandert oder
beseitigt, kann die Bauaufsichtsbehdrde die Einstellung der Arbeiten anordnen. Dies gilt auch dann, wenn

1. die Ausfuhrung eines Vorhabens entgegen den Vorschriften des § 72 Absatz 6 und 8 begonnen
wurde, oder

2. beider Ausfihrung
a) eines genehmigungsbedulrftigen Bauvorhabens von den genehmigten Bauvorlagen,

b) eines genehmigungsfreigestellten Bauvorhabens von den eingereichten Unterlagen abgewichen
wird,

3. Bauprodukte verwendet werden, die entgegen der Verordnung (EU) Nr. 305/2011 keine CE-
Kennzeichnung oder entgegen § 21 Absatz 3 kein U-Zeichen tragen, und
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4. Bauprodukte verwendet werden, die unberechtigt mit der CE-Kennzeichnung oder dem U-Zeichen
(§ 21 Absatz 3) gekennzeichnet sind.
(2) Werden unzuldssige Arbeiten trotz einer schriftlich oder mundlich verflugten Einstellung fortgesetzt,
kann die Bauaufsichtsbehérde die Baustelle versiegeln oder die an der Baustelle vorhandenen

Bauprodukte, Gerate, Maschinen und Bauhilfsmittel in amtlichen Gewahrsam bringen. 31

§ 80
Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung

Werden Anlagen im Widerspruch zu o6ffentlich-rechtlichen Vorschriften errichtet oder geandert, kann die
Bauaufsichtsbehdrde die teilweise oder vollstandige Beseitigung der Anlagen anordnen, wenn nicht auf
andere Weise rechtmaliige Zustande hergestellt werden kénnen. Werden Anlagen im Widerspruch zu
offentlich-rechtlichen Vorschriften genutzt, kann diese Nutzung untersagt werden.

Abschnitt 5
Bautiberwachung

§ 81
Bauuberwachung

(1) Die Bauaufsichtsbehérde kann die Einhaltung der 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften und
Anforderungen und die ordnungsgemalie Erflillung der Pflichten der am Bau Beteiligten Uberprifen.

(2) Die Bauaufsichtsbehérde Gberwacht nach naherer MaBgabe der Rechtsverordnung nach § 88 Absatz 2
die Bauausfuhrung bei baulichen Anlagen

1. nach § 66 Absatz 3 Satz 1 und 2 hinsichtlich des von ihr bauaufsichtlich gepriften
Standsicherheitsnachweises und

2. nach § 66 Absatz 3 Satz 3 hinsichtlich des von ihr bauaufsichtlich gepriften Brandschutznachweises.

Bei Gebauden der Gebaudeklasse 4, ausgenommen Sonderbauten sowie Mittel- und Grofgaragen im Sinne
der Verordnung nach § 88 Absatz 1 Nummer 3, ist die mit dem Brandschutznachweis Ubereinstimmende
Bauausfuhrung vom Nachweisersteller oder einem anderen Nachweisberechtigten im Sinne des § 66
Absatz 2 Satz 4 oder von einer als Prifingenieur fur Brandschutz anerkannten Person zu bestatigen.

(3) Im Rahmen der Bauuiberwachung kénnen Proben von Bauprodukten, soweit erforderlich, auch aus
fertigen Bauteilen zu Prifzwecken entnommen werden.

(4) Im Rahmen der Bauuberwachung ist jederzeit Einblick in die Genehmigungen, Zulassungen,
Priifzeugnisse, Ubereinstimmungszertifikate, Zeugnisse und Aufzeichnungen tber die Priifungen von
Bauprodukten, in die CE-Kennzeichnungen und Leistungserklarungen nach der Verordnung (EU)

Nr. 305/2011 sowie in die Bautageblcher und andere vorgeschriebene Aufzeichnungen zu gewahren.

(5) Die Bauaufsichtsbehorde soll, soweit sie im Rahmen der Bauiliberwachung Erkenntnisse tGber
systematische RechtsverstdfSe gegen die Verordnung (EU) Nr. 305/2011 erlangt, diese der fur die

Marktiiberwachung zustandigen Stelle mitteilen. 32

§ 82
Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung

(1) Die Bauaufsichtsbeh6rde kann verlangen, dass ihr Beginn und Beendigung bestimmter Bauarbeiten
angezeigt werden. Die Bauarbeiten durfen erst fortgesetzt werden, wenn die Bauaufsichtsbehoérde der
Fortfihrung der Bauarbeiten zugestimmt hat.

(2) Der Bauherr hat die beabsichtigte Aufnahme der Nutzung einer nicht verfahrensfreien baulichen
Anlage mindestens zwei Wochen vorher der Bauaufsichtsbehdrde anzuzeigen.

(3) Eine bauliche Anlage darf erst benutzt werden, wenn sie selbst, Zufahrtswege, Wasserversorgungs-
und Abwasserentsorgungs- sowie Gemeinschaftsanlagen in dem erforderlichen Umfang sicher benutzbar
sind, nicht jedoch vor dem in Absatz 2 bezeichneten Zeitpunkt. Feuerstatten durfen erst in Betrieb
genommen werden, wenn der bevollmachtigte Bezirksschornsteinfeger die Tauglichkeit und die sichere
Benutzbarkeit der Abgasanlagen bescheinigt hat. Verbrennungsmotoren und Blockheizkraftwerke dlrfen
erst dann in Betrieb genommen werden, wenn er die Tauglichkeit und sichere Benutzbarkeit der Leitungen
zur Abfihrung von Verbrennungsgasen bescheinigt hat.
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Abschnitt 6
Baulasten

§ 83
Baulasten, Baulastenverzeichnis

(1) Durch Erklarung gegentber der Bauaufsichtsbehdrde kénnen Grundstickseigentimer 6ffentlich-
rechtliche Verpflichtungen zu einem ihre Grundstlcke betreffenden Tun, Dulden oder Unterlassen
Ubernehmen, die sich nicht schon aus 6ffentlich-rechtlichen Vorschriften ergeben. Baulasten werden
unbeschadet der Rechte Dritter mit der Eintragung in das Baulastenverzeichnis wirksam und wirken auch
gegenuber Rechtsnachfolgern.

(2) Die Erklarung nach Absatz 1 bedarf der Schriftform. Die Unterschrift muss offentlich beglaubigt oder
vor der Bauaufsichtsbehérde geleistet oder von ihr anerkannt werden.

(3) Die Baulast geht durch schriftlichen Verzicht der Bauaufsichtsbehérde unter. Der Verzicht ist zu
erkldren, wenn ein dffentliches Interesse an der Baulast nicht mehr besteht. Vor dem Verzicht sollen der
Verpflichtete und die durch die Baulast Beglinstigten angehdrt werden. Der Verzicht wird mit der
Léschung der Baulast im Baulastenverzeichnis wirksam.

(4) Das Baulastenverzeichnis wird von der Bauaufsichtsbehérde geflhrt. In das Baulastenverzeichnis
kédnnen auch eingetragen werden

1. andere baurechtliche Verpflichtungen des Grundstlickseigentiimers zu einem sein Grundstick
betreffendes Tun, Dulden oder Unterlassen und
2. Auflagen, Bedingungen, Befristungen und Widerrufsvorbehalte.

(5) Wer ein berechtigtes Interesse darlegt, kann in das Baulastenverzeichnis Einsicht nehmen oder sich
Abschriften erteilen lassen.

Teil 6
Ausfiihrungsbestimmungen zum Baugesetzbuch

§ 84
Nachnutzung land- und forstwirtschaftlicher Gebaude

§ 35 Absatz 4 Satz 1 Nummer 1 Buchstabe c des Baugesetzbuches ist nicht anzuwenden.33

§ 85
Zustandigkeitsregelungen fir Aufgaben
nach dem Baugesetzbuch

(1) Die Aufgaben der hdheren Verwaltungsbehdrden nach § 10 Absatz 2, § 17 Absatz 2 und 3, § 34
Absatz 5 und § 35 Absatz 6 des Baugesetzbuches werden flr das Gebiet der Gemeinden, die der
Rechtsaufsicht des Landratsamtes unterstehen, dem Landkreis Ubertragen. Dies gilt nicht, soweit anstelle
der Gemeinde eine Kdrperschaft des dffentlichen Rechts, die der Rechtsaufsicht der Landesdirektion
Sachsen untersteht, die Bebauungsplane aufstellt oder Satzungen erlasst.

(2) Die Aufgaben der héheren Verwaltungsbehdrde nach § 6 Absatz 1 und 3 des Baugesetzbuches
werden flr Flachennutzungsplane von Gemeinden, die der Rechtsaufsicht des Landratsamtes
unterstehen, dem Landkreis Ubertragen. Dasselbe gilt fir Fldchennutzungsplane von
Verwaltungsverbanden und anderen Korperschaften des 6ffentlichen Rechts, die der Rechtsaufsicht des
Landratsamtes unterstehen. Unterliegen die Planungsbereiche gemeinsamer Flachennutzungsplane (§ 204
des Baugesetzbuches) oder Flachennutzungsplane und Satzungen eines Planungsverbandes (§ 205 des
Baugesetzbuches) der Zustandigkeit verschiedener Landkreise, ist die Landesdirektion Sachsen flr die
Entscheidung im Genehmigungs- und Zustimmungsverfahren zustandig.

(3) Zustandige Behdorde fur die Erteilung der Zustimmung zur Beschrankung der Geltungsdauer der
Kosten- und FinanzierungsUbersicht gemal § 149 Absatz 4 des Baugesetzbuches ist die Landesdirektion
Sachsen.

(4) FUr die Aufgaben nach den Absatzen 1 und 2 findet § 58 Absatz 1 und 5 entsprechende Anwendung.

(5) Der Freistaat Sachsen gewahrt den Landkreisen fur die nach den Absatzen 1 und 2 Ubertragenen
Aufgaben einen Mehrbelastungsausgleich von 0,53 Euro jahrlich je Einwohner.
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§ 86
Bildung eines Oberen Gutachterausschusses, Aufsicht uiber die Gutachterausschiisse und
den Oberen Gutachterausschuss

(1) FUr den Bereich des Freistaates Sachsen wird gemal § 198 Absatz 1 des Baugesetzbuches ein Oberer
Gutachterausschuss gebildet.

(2) Die Aufsicht (Rechtsaufsicht) Uber die Gutachterausschuisse fuhren

1. der Staatsbetrieb Geobasisinformation und Vermessung Sachsen als obere Rechtsaufsichtsbehdrde
und

2. das Staatsministerium des Innern als oberste Rechtsaufsichtsbehorde.

(3) Die Rechtsaufsicht Uber den Oberen Gutachterausschuss fuhrt das Sachsische Staatsministerium des
Innern.

(4) Die Aufsichtsbehdrden prifen die Einhaltung der Rechtsvorschriften bei der Aufgabenwahrnehmung
der Gutachterausschusse und des Oberen Gutachterausschusses, die Einhaltung der den Gutachtern
auferlegten Pflichten sowie die Geschaftsfuhrung der Gutachterausschiisse und des Oberen
Gutachterausschusses und ihrer Geschaftsstellen. Die §§ 111 und 113 bis 116 der Sachsischen
Gemeindeordnung gelten entsprechend.

(5) Vor Erhebung einer verwaltungsgerichtlichen Klage gegen die Entscheidung des Gutachterausschusses
oder des Oberen Gutachterausschusses bedarf es keiner Nachprifung in einem Vorverfahren.

Teil 7
Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschriften, Ubergangsvorschriften

§ 87
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

1. einer nach § 88 Absatz 1 bis 3 erlassenen Rechtsverordnung oder einer nach § 89 Absatz 1 und 2
erlassenen Satzung zuwiderhandelt, sofern die Rechtsverordnung oder die Satzung flr einen
bestimmten Tatbestand auf diese Buligeldvorschrift verweist;

2. einer voliziehbaren schriftlichen Anordnung der Bauaufsichtsbehdérde zuwiderhandelt, die aufgrund
dieses Gesetzes oder aufgrund einer nach diesem Gesetz zulassigen Rechtsverordnung oder
Satzung erlassen worden ist, sofern die Anordnung auf die BuRBgeldvorschrift verweist;

3. ohne die erforderliche Baugenehmigung (§ 59 Absatz 1), Teilbaugenehmigung (§ 74) oder
Abweichung (§ 67) oder abweichend davon bauliche Anlagen errichtet, andert, benutzt oder entgegen
§ 61 Absatz 3 Satz 2 bis 4 beseitigt;

4. entgegen der Vorschrift des § 62 Absatz 3 Satz 3 und 4 mit der Ausfuhrung eines Bauvorhabens
beginnt;

5. Fliegende Bauten ohne Ausfihrungsgenehmigung (§ 76 Absatz 2) oder ohne Anzeige und Abnahme
(§ 76 Absatz 6) in Gebrauch nimmt;

6. entgegen der Vorschrift des § 72 Absatz 6 mit den Bauarbeiten beginnt, entgegen der Vorschrift des
§ 61 Absatz 3 Satz 5 mit der Beseitigung einer Anlage beginnt, entgegen der Vorschrift des § 82
Absatz 1 Bauarbeiten fortsetzt oder entgegen der Vorschrift des § 82 Absatz 2 bauliche
Anlagen nutzt;

7. die Baubeginnsanzeige (§ 72 Absatz 8) nicht oder nicht fristgerecht erstattet;

8. Bauprodukte mit dem U-Zeichen kennzeichnet, ohne dass dafir die Voraussetzungen nach § 21
Absatz 3 vorliegen;

9. Bauprodukte entgegen § 21 Absatz 3 ohne das U-Zeichen verwendet;

10. Bauarten entgegen § 16a ohne Bauartgenehmigung oder allgemeines bauaufsichtliches Prifzeugnis
fUr Bauarten anwendet;

11. als Bauherr, Entwurfsverfasser, Unternenmer, Bauleiter oder als deren Vertreter den Vorschriften
der § 53 Absatz 1 Satz 1 bis 3, 5 und 6, § 54 Absatz 1 Satz 3, § 55 Absatz 1 Satz 1 und 2 oder § 56
Absatz 1 zuwiderhandelt oder

12. ohne dazu berechtigt zu sein, als Entwurfsverfasser den Bauantrag und die Bauvorlagen
unterschreibt oder bautechnische Nachweise im Sinne des § 66 Absatz 1 Satz 1 erstellt.
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Ist eine Ordnungswidrigkeit nach Satz 1 Nummer 8 bis 10 begangen worden, kdnnen Gegenstande, auf
die sich die Ordnungswidrigkeit bezieht, eingezogen werden. § 22 des Gesetzes uber
Ordnungswidrigkeiten in der Fassung der Bekanntmachung vom 19. Februar 1987 (BGBI. | S. 602), das
zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 27. August 2017 (BGBI. | S. 3295) geandert worden ist, in der
jeweils geltenden Fassung, ist anzuwenden.

(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer wider besseres Wissen

1. unrichtige Angaben macht oder unrichtige Plane oder Unterlagen vorlegt, um einen nach diesem

Gesetz vorgesehenen Verwaltungsakt zu erwirken oder zu verhindern,

2. als Prifingenieur unrichtige Prifberichte erstellt oder

3. als Tragwerksplaner unrichtige Angaben zur Prufpflicht nach § 66 Absatz 3 Satz 2 macht.
(3) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe bis zu 500 000 Euro geahndet werden.
(4) Verwaltungsbehdrde im Sinne des § 36 Absatz 1 Nummer 1 des Gesetzes Uber Ordnungswidrigkeiten
ist in den Fallen des Absatzes 1 Satz 1 Nummer 8 bis 10 die oberste Bauaufsichtsbehdrde, in den lbrigen
Fallen die untere Bauaufsichtsbehérde. 34

§ 88
Rechtsvorschriften

(1) Zur Verwirklichung der in § 3 Satz 1, § 16a Absatz 1 und § 16b Absatz 1 bezeichneten Anforderungen
wird die oberste Bauaufsichtsbehdrde ermachtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen Uber
1. die nahere Bestimmung allgemeiner Anforderungen der §§ 4 bis 48;

2. Anforderungen an Feuerungsanlagen (§ 42) sowie Abweichungen von § 42 Absatz 3 Satz 1 fur
Gasfeuerstatten;

3. Anforderungen an Garagen (§ 49);

4. besondere Anforderungen oder Erleichterungen, die sich aus der besonderen Art oder Nutzung der
baulichen Anlagen flr Errichtung, Anderung, Unterhaltung, Betrieb und Nutzung ergeben (§ 51),
sowie Uber die Anwendung solcher Anforderungen auf bestehende bauliche Anlagen dieser Art;

5. Erst-, Wiederholungs- und Nachprifung von Anlagen, die zur Verhutung erheblicher Gefahren oder
Nachteile standig ordnungsgemaR unterhalten werden mussen, und die Erstreckung dieser
Nachprifungspflicht auf bestehende Anlagen sowie

6. die Anwesenheit fachkundiger Personen beim Betrieb technisch schwieriger baulicher Anlagen und
Einrichtungen wie Bihnenbetriebe und technisch schwierige Fliegende Bauten einschlielich des
Nachweises der Befahigung dieser Personen.

(2) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen
uber
1. Prifingenieure und Prifamter, denen bauaufsichtliche Prifaufgaben einschlieBlich der
Baulberwachung und der Bauzustandsbesichtigung Ubertragen werden, sowie

2. Priufsachverstandige, die im Auftrag des Bauherrn oder des sonstigen nach Bauordnungsrecht
Verantwortlichen die Einhaltung bauordnungsrechtlicher Anforderungen prifen und bescheinigen.

Die Rechtsverordnung nach Satz 1 regelt, soweit erforderlich,
1. die Fachbereiche und die Fachrichtungen, in denen Prufingenieure, Prifamter und
Prufsachverstandige tatig werden;
2. die Anerkennungsvoraussetzungen und das Anerkennungsverfahren;

3. Erléschen, Ricknahme und Widerruf der Anerkennung einschlief8lich der Festlegung einer
Altersgrenze;

4. die Aufgabenerledigung und

5. die Vergutung.
(3) Die oberste Bauaufsichtsbehdrde wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung Vorschriften zu erlassen
uber

1. Umfang, Inhalt und Zahl der erforderlichen Unterlagen einschlieBlich der Vorlagen bei der Anzeige der
beabsichtigten Beseitigung von Anlagen nach § 61 Absatz 3 Satz 2 und bei der
Genehmigungsfreistellung nach § 62;

2. die erforderlichen Antrage, Anzeigen, Nachweise, Bescheinigungen und Bestatigungen, auch bei
verfahrensfreien Bauvorhaben, sowie
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3. das Verfahren im Einzelnen.

Sie kann dabei fur verschiedene Arten von Bauvorhaben unterschiedliche Anforderungen und Verfahren
festlegen.

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehérde wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung

1. die Zustandigkeit fur die vorhabenbezogene Bauartgenehmigung nach § 16a Absatz 2 Satz 1
Nummer 2 und den Verzicht darauf im Einzelfall nach § 16a Absatz 4 sowie fur die Zustimmung und
den Verzicht auf Zustimmung im Einzelfall (§ 20) auf unmittelbar der obersten Bauaufsichtsbehdrde
nachgeordnete Behdrden zu Ubertragen;

2. die Zustandigkeit fiir die Anerkennung von Priif-, Zertifizierungs- und Uberwachungsstellen (§ 24) auf
andere Behdrden zu Ubertragen; die Zustandigkeit kann auch auf eine Behdrde eines anderen Landes
Ubertragen werden, die der Aufsicht einer obersten Bauaufsichtsbehdrde untersteht oder an deren
Willensbildung die oberste Bauaufsichtsbehérde mitwirkt;

3. das U-Zeichen festzulegen und zu diesem Zeichen zuséatzliche Angaben zu verlangen;

4. das Anerkennungsverfahren nach § 24, die Voraussetzungen fur die Anerkennung, ihre Ricknahme,
ihren Widerruf und ihr Erldschen zu regeln, insbesondere auch Altersgrenzen festzulegen, sowie eine
ausreichende Haftpflichtversicherung zu fordern;

5. die Zustandigkeit nach § 7 Absatz 1 der Verordnung Uber das Inverkehrbringen von Heizkesseln und
Geraten nach dem Bauproduktengesetz vom 28. April 1998 (BGBI. | S. 796), die zuletzt durch
Artikel 5 des Gesetzes vom 5. Dezember 2012 (BGBI. | S. 2449) geandert worden ist, in der jeweils
geltenden Fassung, ganz oder teilweise auf andere Stellen auch auSerhalb des Freistaates Sachsen zu
Ubertragen;

6. die Erteilung von Ausfihrungsgenehmigungen fur Fliegende Bauten nach § 76 auf bestimmte Stellen
zu Ubertragen und

7. die Zustandigkeit zur Erteilung von Befahigungszeugnissen fur fachkundige Personen nach Absatz 1
Nummer 6 auf unmittelbar der obersten Bauaufsichtsbehérde nachgeordnete Behorden, der Aufsicht
des Freistaates Sachsen unterstehende Kérperschaften des 6ffentlichen Rechts oder fachlich
geeignete Privatpersonen zu Ubertragen.

(4a) Die oberste Bauaufsichtsbehérde kann durch Rechtsverordnung vorschreiben, dass fur bestimmte
Bauprodukte und Bauarten, auch soweit sie Anforderungen nach anderen Rechtsvorschriften unterliegen,
hinsichtlich dieser Anforderungen § 16a Absatz 2, §§ 17 bis 25 ganz oder teilweise anwendbar sind, wenn
die anderen Rechtsvorschriften dies verlangen oder zulassen.

(5) Die oberste Bauaufsichtsbehérde wird ermachtigt, durch Rechtsverordnung zu bestimmen, dass die
Anforderungen der aufgrund des § 34 des Produktsicherheitsgesetzes vom 8. November 2011 (BGBI. |

S. 2178, 2179; 2012 1 S. 131), das durch Artikel 435 der Verordnung vom 31. August 2015 (BGBI. |

S. 1474) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung, und des § 49 Absatz 4 des
Energiewirtschaftsgesetzes vom 7. Juli 2005 (BGBI. |1 S. 1970, 3621), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 6
des Gesetzes vom 20. Juli 2017 (BGBI. 1 S. 2808, 3343) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden
Fassung, erlassenen Rechtsverordnungen entsprechend flr Anlagen gelten, die weder gewerblichen noch
wirtschaftlichen Zwecken dienen und in deren Gefahrenbereich auch keine Arbeithnehmer beschaftigt
werden. Sie kann auch die Verfahrensvorschriften dieser Verordnungen fur anwendbar erklaren oder
selbst das Verfahren bestimmen sowie Zustandigkeiten und Gebuhren regeln. Dabei kann sie auch
vorschreiben, dass danach zu erteilende Erlaubnisse die Baugenehmigung oder die Zustimmung nach § 77
einschlieBlich der zugehdrigen Abweichungen einschliefen sowie dass § 35 Absatz 2 des
Produktsicherheitsgesetzes insoweit Anwendung findet.

(6) Die Architektenkammer Sachsen und die Ingenieurkammer Sachsen werden ermachtigt, durch
Satzungen Regelungen Uber die Eintragung in die gemaR § 66 Absatz 2 Satz 4 zu fuhrenden Listen der
qualifizierten Brandschutzplaner zu treffen, insbesondere
1. die Festlegung allgemeiner Verfahrensregelungen, insbesondere
a) Anforderungen an die Antragstellung und an die vorzulegenden Nachweise,

b) die Festlegung der Zustandigkeiten des gemeinsamen Prifungsausschusses und des
gemeinsamen Ausschusses nach § 28 Absatz 1 des Sachsischen Ingenieurgesetzes vom
10. Februar 2017 (SachsGVBI. S. 50), in der jeweils geltenden Fassung, und § 28 Absatz 1 des
Sachsischen Architektengesetzes,

¢) Folgen von Versaumnis, Rucktritt und Tauschungshandlungen sowie

d) Dokumentationspflichten und Aktenflihrung;

2. die Moglichkeiten, den Nachweis der erforderlichen Kenntnisse des Brandschutzes auf folgende Weise
erbringen zu kénnen:

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 21.12.2018 Seite 46 von 50


https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/17148#p28
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/13966#p28

SachsBO

a) erfolgreiche Absolvierung einer zweistufigen Prifung bei der Architektenkammer Sachsen oder
der Ingenieurkammer Sachsen, bestehend aus der Vorlage von geeigneten, selbst erstellten
Brandschutzkonzepten oder Brandschutznachweisen und einer miundlichen Prifung oder

b) Nachweis eines erfolgreichen Abschlusses von Prifungen oder Belegarbeiten im Bereich des
Brandschutzes bei einem externen Weiterbildungstrager, wenn die Abschlisse als gleichwertig
anerkannt werden; die Gleichwertigkeit dieser Abschlisse kann auch nur flr einen Teil des
erforderlichen Kenntnisnachweises anerkannt werden;

3. das Prufungsverfahren nach Nummer 2 Buchstabe a, insbesondere
a) die Arbeitsweise des Prifungsausschusses,
b) die Teinahme von Vertretern der Aufsichtsbehérde,
¢) den Inhalt und Umfang der zweistufigen Prifung,
d) die Festlegung von Bewertungskriterien,
e) die Mdglichkeit eines Nachteilsausgleichs flir Menschen mit Behinderung und
f) Wiederholungsmdglichkeiten;

die mindliche Prifung gilt als bestanden, wenn die Fragen zu Teilgebieten des Brandschutzes zu
insgesamt mindestens 80 Prozent fehlerfrei oder vertretbar begrindet beantwortet wurden;

4. die Festlegung von Kriterien flr die Prifung der Gleichwertigkeit externer Prifungsnachweise.
Die Satzungen nach Satz 1 bediirfen der Genehmigung der Aufsichtsbehorde. 3°

§ 88a
Technische Baubestimmungen

(1) Die Anforderungen nach § 3 kénnen durch Technische Baubestimmungen konkretisiert werden. Die
Technischen Baubestimmungen sind zu beachten. Von den in den Technischen Baubestimmungen
enthaltenen Planungs-, Bemessungs- und Ausfihrungsregelungen kann abgewichen werden, wenn mit
einer anderen Losung in gleichem MaRe die Anforderungen erfllit werden und die Technischen
Baubestimmungen eine Abweichung nicht ausdricklich ausschlieBen. § 16a Absatz 2, § 17 Absatz 1 und
§ 67 Absatz 1 bleiben unberuhrt.

(2) Die Konkretisierungen kénnen durch Bezugnahmen auf technische Regeln und deren Fundstellen oder
auf andere Weise erfolgen, insbesondere in Bezug auf
1. bestimmte bauliche Anlagen oder ihre Teile,
2. die Planung, Bemessung und Ausfiihrung baulicher Anlagen und ihrer Teile,
3. die Leistung von Bauprodukten in bestimmten baulichen Anlagen oder ihren Teilen, insbesondere
a) Planung, Bemessung und Ausfihrung baulicher Anlagen bei Einbau eines Bauproduktes,

b) Merkmale von Bauprodukten, die sich fur einen Verwendungszweck auf die Erflllung der
Anforderungen nach § 3 Satz 1 auswirken,

c) Verfahren flr die Feststellung der Leistung eines Bauproduktes im Hinblick auf Merkmale, die sich
fur einen Verwendungszweck auf die Erfullung der Anforderungen nach § 3 Satz 1 auswirken,

d) zulassige oder unzulassige besondere Verwendungszwecke,
e) die Festlegung von Klassen und Stufen in Bezug auf bestimmte Verwendungszwecke sowie

f) die flr einen bestimmten Verwendungszweck anzugebende oder erforderliche und anzugebende
Leistung in Bezug auf ein Merkmal, das sich flr einen Verwendungszweck auf die Erfullung der
Anforderungen nach § 3 Satz 1 auswirkt, soweit vorgesehen in Klassen und Stufen,

4. die Bauarten und die Bauprodukte, die nur eines allgemeinen bauaufsichtlichen Prifzeugnisses nach
§ 16a Absatz 3 oder § 19 Absatz 1 bedulrfen,

5. die Voraussetzungen zur Abgabe der Ubereinstimmungserklarung fir ein Bauprodukt nach § 22 und
6. die Art, den Inhalt und die Form technischer Dokumentation.
(3) Die Technischen Baubestimmungen sollen nach den Grundanforderungen gemaR Anhang | der
Verordnung (EU) Nr. 305/2011 gegliedert sein.
(4) Die Technischen Baubestimmungen enthalten die in § 17 Absatz 3 genannte Liste.

(5) Das Deutsche Institut fur Bautechnik macht nach Anhérung der beteiligten Kreise im Einvernehmen mit
der obersten Bauaufsichtsbehodrde zur Durchfliihrung dieses Gesetzes und der aufgrund dieses Gesetzes
erlassenen Rechtsverordnungen die Technischen Baubestimmungen nach Absatz 1 bekannt. Die
Bekanntmachung nach Satz 1 gilt als Verwaltungsvorschrift der obersten Bauaufsichtsbehérde, soweit
diese keine abweichende Verwaltungsvorschrift erldsst. Die §§ 3 und 4 des Sachsischen
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Verwaltungsvorschriftengesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 10. Februar 2006
(S4chsGVBI. S. 25), in der jeweils geltenden Fassung, gelten nicht fir die Bekanntmachung nach Satz 1. 36

§ 89
Ortliche Bauvorschriften

(1) Die Gemeinden kénnen durch Satzung o6rtliche Bauvorschriften erlassen Uber

1. besondere Anforderungen an die aulSere Gestaltung baulicher Anlagen sowie von Werbeanlagen und
Warenautomaten zur Erhaltung und Gestaltung von Ortsbildern;

2. das Verbot von Werbeanlagen und Warenautomaten aus ortsgestalterischen Grinden;
3. die Lage, GrolRe, Beschaffenheit, Ausstattung und Unterhaltung von Kinderspielplatzen (§ 8 Absatz 2);

4. die Zahl, Gré8e und Beschaffenheit der Stellplatze und Garagen sowie Abstellplatze flr Fahrrader
(8 49 Absatz 1), die unter Bertcksichtigung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs, der
Bedirfnisse des ruhenden Verkehrs und der ErschlieBung durch Einrichtungen des 6ffentlichen
Personennahverkehrs fur Anlagen erforderlich sind, bei denen ein Zu- und Abgangsverkehr mit
Kraftfahrzeugen oder Fahrradern zu erwarten ist (notwendige Stellplatze und Garagen sowie
Abstellplatze fiir Fahrrader), einschlieBlich des Mehrbedarfs bei Anderungen und
Nutzungsanderungen der Anlagen sowie die Abldsung der Herstellungspflicht, deren Voraussetzung
und die H6he der Ablésungsbetrage, die nach Art der Nutzung und Lage der Anlage unterschiedlich
geregelt werden kann;

5. die Gestaltung der Platze fur bewegliche Abfallbehalter und der unbebauten Flachen der bebauten
Grundsticke sowie Uber die Notwendigkeit, Art, Gestaltung und Héhe von Einfriedungen; dabei kann
bestimmt werden, dass Vorgarten nicht als Arbeitsflachen oder Lagerflachen benutzt werden dirfen;

6. von § 6 abweichende MaRe der Abstandsflachentiefe, soweit dies zur Gestaltung des Ortsbildes oder
zur Verwirklichung der Festsetzungen einer stadtebaulichen Satzung erforderlich ist und eine
ausreichende Belichtung sowie der Brandschutz gewahrleistet sind, sowie

7. die Begriinung baulicher Anlagen.

(2) Ortliche Bauvorschriften kénnen auch durch Bebauungsplan oder, soweit das Baugesetzbuch dies
vorsieht, durch andere Satzungen nach den Vorschriften des Baugesetzbuches erlassen werden. Werden
die ortlichen Bauvorschriften durch Bebauungsplan oder durch eine sonstige stadtebauliche Satzung nach
dem Baugesetzbuch erlassen, sind die §§ 1 bis 4c, 8 bis 10, 13 bis 18, 30, 31, 33, 36 und 214 bis 215 des
Baugesetzbuches entsprechend anzuwenden.

(3) Anforderungen nach den Absatzen 1 und 2 kénnen innerhalb der értlichen Bauvorschrift auch in Form
zeichnerischer Darstellungen gestellt werden. Ihre Bekanntgabe kann dadurch ersetzt werden, dass dieser
Teil der 6rtlichen Bauvorschrift bei der Gemeinde zur Einsicht ausgelegt wird. Hierauf ist in den 6rtlichen
Bauvorschriften hinzuweisen.

§ 90
Ubergangsvorschriften

(1) Vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes eingeleitete Verfahren sind nach dem bisherigen
Verfahrensvorschriften weiterzufthren. Hiervon ausgenommen sind Bauvorhaben, die keinem Verfahren
mehr unterliegen. Die materiellen Vorschriften, die durch dieses Gesetz geandert werden und den
Bauherrn beglinstigen, sind auch auf die vor In-Kraft-Treten dieses Gesetzes eingeleiteten Verfahren
anzuwenden.

(2) Solange § 20 Absatz 1 der Baunutzungsverordnung zur Begriffsbestimmung des Vollgeschosses auf
Landesrecht verweist, gelten Geschosse, deren Deckenoberflache im Mittel mehr als 1,40 m Uber die
Geldndeoberflache hinausragt und die Gber mindestens zwei Drittel ihrer Grundflache eine lichte Hohe von
mindestens 2,30 m haben, als Vollgeschosse.

(3) Abweichend von § 66 Absatz 2 Satz 4 genugt bis zum 1. April 2017 die Bauvorlageberechtigung nach
§ 65 Absatz 2 Nummer 1, 2 und 4. Abweichend von § 66 Absatz 3 Satz 3 Nummer 3 muss bis zum

1. April 2017 der Brandschutznachweis auch bei Gebauden der Gebaudeklasse 4 bauaufsichtlich gepruft
sein.

(4) Die Verwendung des U-Zeichens auf Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung aufgrund der
Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen, ist ab dem 25. November 2017 nicht mehr zulassig. Sind bereits in
Verkehr gebrachte Bauprodukte, die die CE-Kennzeichnung aufgrund der Verordnung (EU) Nr. 305/2011
tragen, mit dem U-Zeichen gekennzeichnet, verliert das U-Zeichen ab dem 25. November 2017 seine
Gultigkeit.
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(5) Bis zum 24. November 2017 fUr Bauarten erteilte allgemeine bauaufsichtliche Zulassungen und
Zustimmungen im Einzelfall gelten als Bauartgenehmigung fort.

(6) Bestehende Anerkennungen als Priif-, Uberwachungs- und Zertifizierungsstellen bleiben in dem bis
zum 24. November 2017 geregelten Umfang wirksam. Vor dem 25. November 2017 gestellte Antrage

gelten als Antrage nach diesem Gesetz. 37

1 Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2006/123/EG des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 12. Dezember 2006 Uber die Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABI. L 376 vom
27.12.2006, S. 36) und der Richtlinie 2012/18/EU des europaischen Parlaments und des Rates vom
4. Juli 2012 zur Beherrschung der Gefahren schwerer Unfalle mit gefahrlichen Stoffen, zur
Anderung und anschlieBenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates (ABI. L 197 vom
24.7.2012,S. 1)

2 Inhaltstbersicht gedndert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588) und durch
Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (SachsGVBI. S. 706)

3 § 1 gedndert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

4 § 2 gedndert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

5 § 3 gedndert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

6 § 16a eingefligt durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

7 Uberschrift Teil 3 Abschnitt 3 gedndert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)
8 § 16b und 16c¢ eingefligt durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

9 § 17 neu gefasst durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

10 § 18 geandert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

11  § 19 geandert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

12  § 20 neu gefasst durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

13  § 21 (urspringlicher § 21 aufgehoben) geandert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017
(SéchsGVBI. S. 588)

14  § 22 (urspringlich § 23) geandert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)
15  § 23 (urspringlich § 24) geandert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)
16  § 24 (urspringlich § 25) geandert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)
17 § 25 eingeflgt durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

18 §51 geadndert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

19 § 53 geadndert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

20  § 55 geadndert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

21 § 60 geandert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

22 § 61 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (SachsGVBI. S. 706)
23  § 62 gedndert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

24  § 63 gedndert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

25  § 65 geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Februar 2017 (SachsGVBI. S. 50, 79) und
durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (SachsGVBI. S. 706)

26  § 67 geandert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588) und durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (SachsGVBI. S. 706)

27 § 70 geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (SachsGVBI. S. 706)
28 § 71 geadndert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

29 § 76 geandert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

30 § 78 geandert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

31 § 79 geandert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

32  § 81 geandert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

33  § 84 neu gefasst durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (SachsGVBI. S. 706)
34  § 87 geandert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

35  § 88 geandert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 10. Februar 2017 (SachsGVBI. S. 50, 79) und
durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

36  § 88a eingefligt durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)
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37 §90 geandert durch Gesetz vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

Anderungsvorschriften
Anderung der Sachsischen Bauordnung
Art. 8 des Gesetzes vom 29. Januar 2008 (SachsGVBI. S. 102, 112)

Anderung der Sachsischen Bauordnung

Art. 2 des Gesetzes vom 13. August 2009 (SachsGVBI. S. 438, 438)

Anderung der S&chsischen Bauordnung

Art. 2, Abs. 8 des Gesetzes vom 19. Mai 2010 (SachsGVBI. S. 142, 143)

Gesetz zur Anderung der Sachsischen Bauordnung

vom 4. Oktober 2011 (SachsGVBI. S. 377)

Anderung der Sachsischen Bauordnung

Art. 23 des Gesetzes vom 27. Januar 2012 (SachsGVBI. S. 130, 142)

Anderung der Sachsischen Bauordnung

Art. 4 des Gesetzes vom 2. April 2014 (SachsGVBI. S. 238, 258, 322)

Zweites Gesetz zur Anderung der Sachsischen Bauordnung

vom 16. Dezember 2015 (SachsGVBI. S. 670, 2016 S. 38)

Anderung der Sachsischen Bauordnung

Art. 3 des Gesetzes vom 10. Februar 2017 (SachsGVBI. S. 50)

Drittes Gesetz zur Anderung der Sachsischen Bauordnung

vom 27. Oktober 2017 (SachsGVBI. S. 588)

Anderung der Sachsischen Bauordnung

Art. 2 des Gesetzes vom 11. Dezember 2018 (SachsGVBI. S. 706)

https://www.revosax.sachsen.de Fassung vom 21.12.2018

Seite 50 von 50


https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/17466

	Bekanntmachung  der Neufassung der Sächsischen Bauordnung
	Sächsische Bauordnung  (SächsBO) 1
	Inhaltsübersicht 2
	Teil 1  Allgemeine Vorschriften
	§ 1  Anwendungsbereich
	§ 2  Begriffe
	§ 3  Allgemeine Anforderungen
	Teil 2  Das Grundstück und seine Bebauung
	§ 4  Bebauung der Grundstücke mit Gebäuden
	§ 5  Zugänge und Zufahrten auf den Grundstücken
	§ 6  Abstandsflächen, Abstände
	§ 7  Teilung von Grundstücken
	§ 8  Nicht überbaute Flächen der bebauten Grundstücke, Kinderspielplätze
	Teil 3  Bauliche Anlagen
	Abschnitt 1  Gestaltung
	§ 9  Gestaltung
	§ 10  Anlagen der Außenwerbung, Warenautomaten
	Abschnitt 2  Allgemeine Anforderungen an die Bauausführung
	§ 11  Baustelle
	§ 12  Standsicherheit
	§ 13  Schutz gegen schädliche Einflüsse
	§ 14  Brandschutz
	§ 15  Wärme-, Schall-, Erschütterungsschutz
	§ 16  Verkehrssicherheit
	§ 16a  Bauarten
	Abschnitt 3  Bauprodukte 7
	§ 16b  Allgemeine Anforderungen  für die Verwendung von Bauprodukten
	§ 16c  Anforderungen für die Verwendung  von CE-gekennzeichneten Bauprodukten
	§ 17  Verwendbarkeitsnachweise
	§ 18  Allgemeine bauaufsichtliche Zulassung
	§ 19  Allgemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis
	§ 20  Nachweis der Verwendbarkeit von Bauprodukten im Einzelfall
	§ 21  Übereinstimmungsbestätigung
	§ 22  Übereinstimmungserklärung des Herstellers
	§ 23  Zertifizierung
	§ 24  Prüf-, Zertifizierungs-, Überwachungsstellen
	§ 25  Besondere Sachkunde- und Sorgfaltsanforderungen
	Abschnitt 4  Brandverhalten von Baustoffen und Bauteilen;  Wände, Decken, Dächer
	§ 26  Allgemeine Anforderungen an das Brandverhalten  von Baustoffen und Bauteilen
	§ 27  Tragende Wände, Stützen
	§ 28  Außenwände
	§ 29  Trennwände
	§ 30  Brandwände
	§ 31  Decken
	§ 32  Dächer
	Abschnitt 5  Rettungswege, Öffnungen, Umwehrungen
	§ 33  Erster und zweiter Rettungsweg
	§ 34  Treppen
	§ 35  Notwendige Treppenräume, Ausgänge
	§ 36  Notwendige Flure, offene Gänge
	§ 37  Fenster, Türen, sonstige Öffnungen
	§ 38  Umwehrungen
	Abschnitt 6  Technische Gebäudeausrüstung
	§ 39  Aufzüge
	§ 40  Leitungsanlagen, Installationsschächte und -kanäle
	§ 41  Lüftungsanlagen
	§ 42  Feuerungsanlagen, sonstige Anlagen   zur Wärmeerzeugung, Brennstoffversorgung
	§ 43  Sanitäre Anlagen, Wasserzähler
	§ 44  Kleinkläranlagen, Gruben
	§ 45  Aufbewahrung fester Abfallstoffe
	§ 46  Blitzschutzanlagen
	Abschnitt 7  Nutzungsbedingte Anforderungen
	§ 47  Aufenthaltsräume
	§ 48  Wohnungen
	§ 49  Stellplätze, Garagen und Abstellplätze für Fahrräder
	§ 50  Barrierefreies Bauen
	§ 51  Sonderbauten
	Teil 4  Die am Bau Beteiligten
	§ 52  Grundpflichten
	§ 53  Bauherr
	§ 54  Entwurfsverfasser
	§ 55  Unternehmer
	§ 56  Bauleiter
	Teil 5  Bauaufsichtsbehörden, Verfahren
	Abschnitt 1  Bauaufsichtsbehörden
	§ 57  Aufbau und Zuständigkeit der Bauaufsichtsbehörden
	§ 58  Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehörden
	Abschnitt 2  Genehmigungspflicht, Genehmigungsfreiheit
	§ 59  Grundsatz
	§ 60  Vorrang anderer Gestattungsverfahren
	§ 61  Verfahrensfreie Bauvorhaben, Beseitigung von Anlagen
	§ 62  Genehmigungsfreistellung
	Abschnitt 3  Genehmigungsverfahren
	§ 63  Vereinfachtes Baugenehmigungsverfahren
	§ 64  Baugenehmigungsverfahren
	§ 65  Bauvorlageberechtigung
	§ 66  Bautechnische Nachweise
	§ 67  Abweichungen
	§ 68  Bauantrag, Bauvorlagen
	§ 69  Behandlung des Bauantrags
	§ 70  Beteiligung der Nachbarn und der Öffentlichkeit
	§ 71  Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens
	§ 72  Baugenehmigung, Baubeginn
	§ 73  Geltungsdauer der Genehmigung
	§ 74  Teilbaugenehmigung
	§ 75  Vorbescheid
	§ 76  Genehmigung Fliegender Bauten
	§ 77  Bauaufsichtliche Zustimmung
	Abschnitt 4  Bauaufsichtliche Maßnahmen
	§ 78  Verbot unrechtmäßig gekennzeichneter Bauprodukte
	§ 79  Einstellung von Arbeiten
	§ 80  Beseitigung von Anlagen, Nutzungsuntersagung
	Abschnitt 5  Bauüberwachung
	§ 81  Bauüberwachung
	§ 82  Bauzustandsanzeigen, Aufnahme der Nutzung
	Abschnitt 6  Baulasten
	§ 83  Baulasten, Baulastenverzeichnis
	Teil 6  Ausführungsbestimmungen zum Baugesetzbuch
	§ 84  Nachnutzung land- und forstwirtschaftlicher Gebäude
	§ 85  Zuständigkeitsregelungen für Aufgaben  nach dem Baugesetzbuch
	§ 86  Bildung eines Oberen Gutachterausschusses, Aufsicht über die Gutachterausschüsse und den Oberen Gutachterausschuss
	Teil 7  Ordnungswidrigkeiten, Rechtsvorschriften, Übergangsvorschriften
	§ 87  Ordnungswidrigkeiten
	§ 88  Rechtsvorschriften
	§ 88a  Technische Baubestimmungen
	§ 89  Örtliche Bauvorschriften
	§ 90  Übergangsvorschriften

	Änderungsvorschriften

